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Die neue CD-ROM „SGV. NRW.“, Stand 1. Januar 2005, ist Ende Februar erhältlich.

Neuerdings gibt es auch die CD-ROM „SMBl. NRW.“

Bestellformulare im Internet-Angebot.

Hinweis:

Die Gesetz- und Verordnungsblätter, die Ministerialblätter, die Sammlung aller Gesetze und Verordnun-
gen des Landes NRW (SGV. NRW.) sowie die Sammlung der in Teil I des MBl. NRW. veröffentlichten Er-
lasse (SMBl. NRW.) stehen im Intranet des Landes NRW zur Verfügung.

Dasselbe wird auch im Internet angeboten. Die Adresse ist: http://sgv.im.nrw.de. Hingewiesen wird auf
den kostenlosen Service im Internet unter der genannten Adresse. Dort finden Sie Links zu vielen quali-
tativ hochwertigen Rechtsangeboten. 

Wollen Sie die Inhaltsangabe eines jeden neuen Gesetzblattes oder Ministerialblattes per Mail 
zugesandt erhalten? Dann können Sie sich in das Newsletter-Angebot der Redaktion eintragen. 
Adresse: http://sgv.im.nrw.de, dort: kostenloser Service.



Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land Nordrhein-Westfalen – Nr. 23 vom 25. Mai 2005
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40, 41, 7122, 764, 780, 7831, 790, 792, 81, 820

Gesetz zur Anpassung 
des Landesrechts an das Lebenspartnerschafts-

gesetz des Bundes (Lebenspartnerschafts-
anpassungsgesetz – LPartAnpG)

Vom 3. Mai 2005

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen, das
hiermit verkündet wird:

Gesetz zur Anpassung 
des Landesrechts an das Lebenspartnerschaftsgesetz 
des Bundes (Lebenspartnerschaftsanpassungsgesetz –

LPartAnpG)

Erster Teil
Änderungen von Gesetzen

2023

Artikel 1
Gemeindeordnung

Die Gemeindeordnung in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 14. Juli 1994 (GV. NRW. S. 666), zuletzt geän-
dert durch Gesetz vom 5. April 2005 (GV. NRW. S. 306),
wird wie folgt geändert:

§ 31 Abs. 5 GO NW wird wie folgt neu gefasst:

„(5) Angehörige im Sinne des Absatzes 1 Nr. 2, des
§ 72, des § 93 Abs. 5, § 103 Abs. 7 und des § 104 Abs. 3
sind

1. der Ehegatte oder die eingetragene Lebenspartnerin
oder der eingetragene Lebenspartner,

2. Verwandte und Verschwägerte gerader Linie sowie
durch Annahme als Kind verbundene Personen,

3. Geschwister,

4. Kinder der Geschwister,

5. Ehegatten der Geschwister und Geschwister der Ehe-
gatten,

6. eingetragene Lebenspartnerinnen oder Lebenspartner
der Geschwister und Geschwister der eingetragenen
Lebenspartnerinnen oder Lebenspartner,

7. Geschwister der Eltern.

Die unter den Nummern 1, 2, 5 und 6 genannten Perso-
nen gelten nicht als Angehörige, wenn die Ehe rechts-
wirksam geschieden oder aufgehoben oder die Lebens-
partnerschaft aufgehoben ist.“

2030

Artikel 2
Landesbeamtengesetz

Das Landesbeamtengesetz in der Fassung der
Bekanntmachung vom 1. Mai 1981 (GV. NRW. S. 234),
zuletzt geändert durch Gesetz vom 1. März 2005 (GV.
NRW. S. 168), wird wie folgt geändert:

1. In § 23 Abs. 7 Satz 1 werden nach dem Wort „Ehegat-
ten“ die Wörter „oder eingetragene Lebenspartnerin
oder Lebenspartner“ eingefügt.

2. In § 25 Abs. 2 werden nach dem Wort „Ehegatten“
die Wörter „oder eingetragene Lebenspartnerin oder
Lebenspartner“ eingefügt.

3. § 88 Satz 2 erhält folgende Fassung:

„Beihilfefähig sind die notwendigen und angemesse-
nen Aufwendungen für den Beihilfeberechtigten, sei-
nen nicht selbst beihilfeberechtigten Ehegatten oder
seine nicht selbst beihilfeberechtigte eingetragene
Lebenspartnerin oder seinen nicht selbst beihilfebe-
rechtigten eingetragenen Lebenspartner und seine
nicht selbst beihilfeberechtigten berücksichtigungs-

fähigen Kinder; die Gewährung von Beihilfen für ei-
nen Ehegatten oder eine eingetragene Lebenspartne-
rin oder einen eingetragenen Lebenspartner, der oder
die nach der Höhe seiner oder ihrer Einkünfte wirt-
schaftlich selbstständig ist, kann auf die Fälle be-
schränkt werden, bei denen durch die Aufwendungen
trotz ausreichender Vorsorge eine unzumutbare
Belastung des Beihilfeberechtigten eintritt.“

2010

Artikel 3
Verwaltungsverfahrensgesetz

§ 20 Abs. 5 des Verwaltungsverfahrensgesetzes in der
Fassung der Bekanntmachung vom 12. November 1999
(GV. NRW. S. 602), zuletzt geändert durch Gesetz vom 6.
Juli 2004 (GV. NRW. S. 370), wird wie folgt geändert:

1. Satz 1 Nr. 2 wird wie folgt neu gefasst:

„2. der Ehegatte oder eingetragene Lebenspartner,“.

2. In Satz 1 wird nach Nummer 6 folgende Nummer 6a
eingefügt:

„6a. eingetragene Lebenspartner der Geschwister
und Geschwister der eingetragenen Lebenspartner,“.

3. Satz 2 Nr. 1 wird wie folgt gefasst:

„1. in den Fällen der Nummern 2, 3, 6 und 6a die 
die Beziehung begründende Ehe oder eingetragene
Lebenspartnerschaft nicht mehr besteht;“.

1103

Artikel 4
Gesetz über den Verfassungsgerichtshof

Das Verfassungsgerichtshofgesetz vom 14. Dezember
1989 (GV. NRW. S. 708, ber. 1993 S. 588), geändert durch
Gesetz vom 25. September 2001 (GV. NRW. S. 708), wird
wie folgt geändert:

1. § 14 Abs. 1 Satz 1 Buchstabe a erhält folgende Fas-
sung:

„a) an der Sache beteiligt oder mit einem Beteiligten
verheiratet ist oder war oder mit einem Beteiligten in
eingetragener Lebenspartnerschaft lebt oder lebte, in
gerader Linie verwandt oder verschwägert oder in
der Seitenlinie bis zum dritten Grade verwandt oder
bis zum zweiten Grade verschwägert ist oder“.

2. In § 30 Abs. 2 Satz 2 werden nach dem Wort „Ehegat-
ten“ die Wörter „, ihrer eingetragenen Lebenspartne-
rin, seines eingetragenen Lebenspartners“ eingefügt.

12

Artikel 5
Verfassungsschutzgesetz

Das Verfassungsschutzgesetz vom 20. Dezember 1994
(GV. NRW. 1995 S. 28), zuletzt geändert durch Gesetz
vom 5. April 2005 (GV. NRW. S. 306), wird wie folgt
geändert:

In § 6 Abs. 2 Satz 3 werden nach dem Wort „Ehe-
gatte,“ die Wörter „eingetragene Lebenspartnerin oder
Lebenspartner,“ eingefügt.

316

Artikel 6
Gesetz über das Schiedsamt in den Gemeinden

Das Schiedsamtsgesetz vom 16. Dezember 1992 (GV.
NRW. 1993 S. 32), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
5. April 2005 (GV. NRW. S. 306), wird wie folgt geändert:

1. In § 16 Nr. 2 werden nach dem Wort „Ehegatten“ die
Wörter „oder ihrer eingetragenen Lebenspartnerin
oder ihres Lebenspartners“ sowie nach dem Wort
„Ehe“ die Wörter „, die Lebenspartnerschaft“ einge-
fügt.

2. In § 16 Nr. 3 werden nach dem Wort „Ehe“ die Worte
„oder die Lebenspartnerschaft“ eingefügt.

498
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321
Artikel 7

Gesetz über die Anerkennung von 
Gütestellen im Sinne des § 794 Abs. 1 Nr. 1

der Zivilprozessordnung und die obligatorische
außergerichtliche Streitschlichtung

Das Gütestellen- und Schlichtungsgesetz vom 9. Mai
2000 (GV. NRW. S. 476), geändert durch Gesetz vom 25.
September 2001 (GV. NRW. S. 708), wird wie folgt geän-
dert:

§ 4 Abs. 2 wird wie folgt geändert: 

a) Satz 1 Nr. 1 wird wie folgt geändert:

aa) Nach Buchstabe b wird Buchstabe c eingefügt:

„c) in Angelegenheiten ihrer eingetragenen Le-
benspartnerin oder ihres eingetragenen Lebens-
partners, auch wenn die eingetragene Lebens-
partnerschaft nicht mehr besteht;“.

bb) Die bisherigen Buchstaben c bis e werden Buch-
staben d bis f.

792
Artikel 8

Landesjagdgesetz

Das Landesjagdgesetz in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 7. Dezember 1994 (GV. NRW. 1995 S. 2, ber.
1997 S. 56), zuletzt geändert durch Gesetz vom 5. April
2005 (GV. NRW. S. 306), wird wie folgt geändert:

In § 36 Abs. 2 Satz 2 werden nach dem Wort „Ehe-
gatte“ die Wörter „oder ihre eingetragene Lebenspartne-
rin oder sein Lebenspartner“ eingefügt.

216
Artikel 9

Erstes Gesetz zur Ausführung des Kinder- und 
Jugendhilfegesetzes – AG – KJHG

Das Kinder- und Jugendhilfeausführungsgesetz vom
12. Dezember 1990 (GV. NRW. S. 664), zuletzt geändert
durch Gesetz vom 29. April 2003 (GV. NRW. S. 254), wird
wie folgt geändert:

1. In § 16 Abs. 2 Satz 1 werden nach dem Wort „Eheleu-
ten“ die Wörter „oder eingetragenen Lebenspartne-
rinnen bzw. Lebenspartnern“ eingefügt.

2. § 20 wird wie folgt geändert: 

Es wird folgender Satz 3 angefügt: „Die Vorschriften
finden auf eingetragene Lebenspartnerinnen und
Lebenspartner entsprechende Anwendung.“

222
Artikel 10

Kirchenaustrittsgesetz

Das Gesetz zur Regelung des Austritts aus Kirchen,
Religionsgemeinschaften und Weltanschauungsgemein-
schaften des öffentlichen Rechts vom 26. Mai 1981 (GV.
NRW. S. 260), geändert durch Gesetz vom 5. April 2005
(GV. NRW. S. 274), wird wie folgt geändert:

In § 5 Abs. 2 Satz 2 werden nach der zweiten Verwen-
dung des Wortes „Familienbuch“ die Wörter „oder das
Lebenspartnerschaftsbuch“ eingefügt und nach dem
Wort „Eheschließung“ die Wörter „oder die Begründung
einer Lebenspartnerschaft“ eingefügt.

40
Artikel 11

Ausführungsgesetz zum BGB

Das Ausführungsgesetz zum Bürgerlichen Gesetzbuch
vom 20. September 1899 (PrGS. S. 177), zuletzt geändert
durch Gesetz vom 18. Mai 2004 (GV. NRW. S. 248), wird
wie folgt geändert:

In Artikel 15 § 6 Abs. 2 werden nach dem Wort „Ehe-
schließung“ die Wörter „oder Begründung der eingetra-
genen Lebenspartnerschaft“ eingefügt.

2122

Artikel 12
Gesetz über die Gutachterstellen bei den Ärztekammern

Das Gesetz über die Gutachterstellen bei den Ärzte-
kammern vom 16. Juni 1970 (GV. NRW. S. 434), zuletzt
geändert durch Gesetz vom 5. April 2005 (GV. NRW.
S. 274), wird wie folgt geändert:

In § 13 Abs. 2 werden nach dem Wort „Ehegatte“ die
Wörter „oder eingetragene Lebenspartnerin oder
Lebenspartner“ eingefügt.

7831

Artikel 13
Ausführungsgesetz zum Tierseuchengesetz

Das Ausführungsgesetz zum Tierseuchengesetz in der
Fassung der Bekanntmachung vom 29. November 1984
(GV. NRW. S. 754, ber. 1985 S. 32), zuletzt geändert
durch Gesetz vom 5. April 2005 (GV. NRW. S. 274), wird
wie folgt geändert:

1. In § 19 wird nach Nummer 2 folgende Nummer 3 ein-
gefügt:

„3. die eingetragene Lebenspartnerin oder der Le-
benspartner in Sachen der anderen Lebenspartnerin
oder des anderen Lebenspartners, auch wenn die
Lebenspartnerschaft nicht mehr besteht,“.

2. Die bisherigen Nummern 3 bis 5 werden 4 bis 6.

2331

Artikel 14
Baukammerngesetz

Das Gesetz über den Schutz der Berufsbezeichnungen
„Architekt“, „Architektin“, „Stadtplaner“ und „Stadt-
planerin“ sowie über die Architektenkammer, über den
Schutz der Berufsbezeichnung „Beratender Ingenieur“
und „Beratende Ingenieurin“ sowie über die Ingenieur-
kammer-Bau – Baukammerngesetz vom 16. Dezember
2003 (GV. NRW. S. 786) wird wie folgt geändert:

1. In § 15 Abs. 1 Satz 1 werden nach dem Wort „Ehegat-
ten“ die Wörter „oder eingetragene Lebenspartnerin
oder Lebenspartner“ eingefügt.

2. In § 80 Abs. 3 Satz 1 werden nach dem Wort „Ehe-
gatte,“ die Wörter „ihre eingetragene Lebenspartne-
rin oder sein Lebenspartner“ eingefügt.

780

Artikel 15
Landwirtschaftskammergesetz

Das Gesetz über die Errichtung der Landwirtschafts-
kammer vom 11. Februar 1949 (GV. NRW. S. 53), zuletzt
geändert durch Gesetz vom 5. April 2005 (GV. NRW.
S. 274), wird wie folgt geändert:

In § 5 Abs. 1 Buchstabe b werden nach dem Wort
„Ehegatten“ die Wörter „oder eingetragene Lebenspart-
nerin oder Lebenspartner“ eingefügt.

764

Artikel 16
Sparkassengesetz

Das Gesetz über die Sparkassen sowie über die Spar-
kassen- und Giroverbände in der Fassung der Bekannt-
machung vom 10. September 2004 (GV. NRW. S. 521)
wird wie folgt geändert:

In § 20 Abs. 1 Satz 1 werden nach dem Wort „Ehegat-
ten,“ die Wörter „oder ihren eingetragenen Lebenspart-
nerinnen oder Lebenspartnern“ eingefügt.

499
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820

Artikel 17
Landespflegegesetz

Das Gesetz zur Umsetzung des Pflege-Versicherungs-
gesetzes vom 19. März 1996 (GV. NRW. S. 137), zuletzt
geändert durch Gesetz vom 16. Dezember 2004 (GV.
NRW. S. 816), wird wie folgt geändert:

In § 12 Abs. 3 Satz 1 werden nach dem Wort „Ehegat-
ten“, die Wörter „oder ihren eingetragene Lebenspartne-
rinnen oder seinen Lebenspartnern“ eingefügt.

790

Artikel 18
Gemeinschaftswaldgesetz

Das Gesetz über den Gemeinschaftswald vom 8. April
1975 (GV. NRW. S. 304), zuletzt geändert durch Gesetz
vom 5. April 2005 (GV. NRW. S. 274), wird wie folgt
geändert:

In § 13 Abs. 1 Satz 2 werden nach dem Wort „Ehegat-
ten“, die Wörter „oder die eingetragene Lebenspartnerin
oder den Lebenspartner“ eingefügt.

7122

Artikel 19
Gesetz über die Versorgung der

Wirtschaftsprüfer und der vereidigten Buchprüfer

Das Gesetz über die Versorgung der Wirtschaftsprüfer
und der vereidigten Buchprüfer vom 6. Juli 1993 (GV.
NRW. S. 418), zuletzt geändert durch Gesetz vom 16.
März 2004 (GV. NRW. S. 135), wird wie folgt geändert: 

In § 9 Abs. 1 Nr. 6 werden nach dem Wort „Ehegatten“
die Wörter „oder eingetragene Lebenspartnerin oder
Lebenspartner“ eingefügt.

33

Artikel 20
Gesetz über die Versorgung der

Steuerberaterinnen und Steuerberater

Das Gesetz über die Versorgung der Steuerberaterin-
nen und Steuerberater vom 10. November 1998 (GV.
NRW. S. 661), zuletzt geändert durch Gesetz vom 16.
März 2004 (GV. NRW. S. 135), wird wie folgt geändert:

In § 10 Abs. 1 Nr. 6 werden nach dem Wort „Ehegat-
ten“ die Wörter „oder eingetragene Lebenspartnerin
oder Lebenspartner“ eingefügt.

33

Artikel 21
Gesetz über das Notarversorgungswerk Köln

Das Gesetz über das Notarversorgungswerk Köln vom
4. November 1986 (GV. NRW. S. 680, ber. S. 744), zuletzt
geändert durch Gesetz vom 16. März 2004 (GV. NRW.
S. 135), wird wie folgt geändert:

In § 8 Abs. 2 Nr. 3 werden nach dem Wort „Ehegatten“
die Wörter „oder eingetragene Lebenspartnerin oder
Lebenspartner“ eingefügt.

33

Artikel 22
Gesetz über die Rechtsanwaltsversorgung

Das Gesetz über die Rechtsanwaltsversorgung vom 6.
November 1984 (GV. NRW. S. 684), zuletzt geändert
durch Gesetz vom 16. März 2004 (GV. NRW. S. 135), wird
wie folgt geändert:

In § 8 Abs. 1 Nr. 6 werden nach dem Wort „Ehegatten“
die Wörter „oder eingetragene Lebenspartnerin oder
Lebenspartner“ eingefügt.

Zweiter Teil
Änderungen von Rechtsverordnungen

20320

Artikel 1
Beihilfenverordnung

Die Verordnung über die Gewährung von Beihilfen in
Krankheits-, Geburts- und Todesfällen (Beihilfenverord-
nung – BVO) vom 27. März 1975 (GV. NRW. S. 332), zu-
letzt geändert durch Verordnung vom 14. Dezember 2004
(GV. NRW. S. 806), wird wie folgt geändert:

1. In § 1 Abs. 1 Nr. 3 werden nach dem Wort „Witwer“
ein Komma und die Wörter „überlebende eingetra-
gene Lebenspartnerinnen und Lebenspartner“ einge-
fügt.

2. a) In § 2 Abs. 1 Nr. 1 Buchstabe b werden nach den
Worten „beihilfeberechtigten Ehegatten“ die Wör-
ter „oder eingetragenen Lebenspartner oder die
eingetragene Lebenspartnerin der oder“ und nach
den Wörtern „des Ehegatten“ die Wörter „oder
eingetragenen Lebenspartners oder der eingetra-
genen Lebenspartnerin“ und nach den Wörtern
„der Ehegatte“ die Wörter „oder die eingetragene
Lebenspartnerin oder der eingetragene Lebens-
partner“ und nach den Wörtern „getrennt leben-
den Ehegatten“ die Wörter „oder eingetragenen
Lebenspartner oder für eine getrennt lebende ein-
getragene Lebenspartnerin“ und nach dem Wort
„dieser“ die Wörter „oder diese“ eingefügt.

b) In § 2 Abs. 1 Nr. 2 Buchstabe b werden nach den
Wörtern „Ehefrau des Beihilfeberechtigten“ die
Wörter „oder eingetragenen Lebenspartnerin der
Beihilfeberechtigten“ eingefügt.

c) In § 2 Abs. 1 Nr. 3 Buchstabe b werden nach dem
Wort „Ehegatten“ die Wörter „oder eingetragenen
Lebenspartners oder seiner nicht selbst beihilfe-
berechtigt gewesenen eingetragenen Lebenspart-
nerin“ eingefügt.

d) In § 2 Abs. 1 Nr. 4 Buchstabe b werden nach dem
Wort „Ehefrau“ die Wörter „oder eingetragenen
Lebenspartnerin der oder“ eingefügt.

e) In § 2 Abs. 1 Nr. 5 Buchstabe b werden nach dem
Wort „Ehegatten“ die Wörter „oder eingetragenen
Lebenspartners oder der nicht selbst beihilfebe-
rechtigten eingetragenen Lebenspartnerin“ einge-
fügt.

f) In § 2 Abs. 2 Satz 2 werden nach dem Wort „ver-
heirateten“ die Wörter „oder in eingetragener Le-
benspartnerschaft lebenden“ und nach dem Wort
„Ehegatte“ die Wörter „oder die eingetragene Le-
benspartnerin oder der eingetragene Lebenspart-
ner“ eingefügt.

g) In § 2 Abs. 3 werden nach dem Wort „Ehegatten“
die Wörter „eingetragene Lebenspartnerinnen
oder Lebenspartner“ eingefügt.

3. In § 3 Abs. 6 werden nach dem Wort „Ehegatten“ die
Wörter „oder eingetragenen Lebenspartners oder ein-
getragene Lebenspartnerin einer oder“ eingefügt.

4. In § 4 Abs. 1 Nr. 5 werden jeweils nach dem Wort
„Ehegatten“ die Wörter „oder eingetragene Lebens-
partnerin oder Lebenspartner“ eingefügt, wobei bei
der zweiten Einfügung zusätzlich vor das Wort
„oder“ ein Komma zu ergänzen ist.

5. a) In § 5 Abs. 7 Satz 4 werden nach dem Wort „Ehe-
gatte“ die Wörter „, die eingetragene Lebenspart-
nerin oder der eingetragene Lebenspartner“ ein-
gefügt.

b) In § 5 Abs. 7 Satz 5 werden nach dem Wort „Ehe-
gatten“ die Wörter „oder eingetragenen Lebens-
partners oder der eingetragenen Lebenspartnerin“
eingefügt.

6. a) In § 12 Abs. 1 Satz 2 Buchstabe c werden nach
dem Wort „Ehegatten“ die Wörter „oder die einge-
tragene Lebenspartnerin oder den eingetragenen
Lebenspartner“ eingefügt.

500
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b) In § 12 Abs. 6 werden nach dem Wort „Ehegatten“
die Wörter „eingetragene Lebenspartnerinnen und
Lebenspartner“ eingefügt.

7. In § 12a Abs. 3 Nr. 2 werden nach dem Wort „Wit-
wern“ die Wörter „sowie hinterbliebenen Lebens-
partnerinnen und Lebenspartnern“ eingefügt.

8. In § 14 Abs. 1 werden nach dem Wort „Ehegatten“
die Wörter „eingetragenen Lebenspartner oder der
hinterbliebenen eingetragenen Lebenspartnerin“ ein-
gefügt.

20320

Artikel 2
Trennungsentschädigungsverordnung

Die Verordnung über die Gewährung von Trennungs-
entschädigung (Trennungsentschädigungsverordnung –
TEVO –) vom 29. April 1988 (GV. NRW. S. 226), zuletzt
geändert durch Gesetz vom 16. November 2004 (GV.
NRW. S. 684), wird wie folgt geändert:

1. a) In § 2 Abs. 1 Satz 6 werden nach dem Wort
„unverheirateten“ die Wörter „oder nicht in ein-
getragener Lebenspartnerschaft lebenden“ einge-
fügt.

b) In § 2 Abs. 2 Nr. 1 werden nach den Wörtern
„Familienangehörigen (§ 6 Abs. 3 Satz 2 und 3
BUKG“ die Wörter „oder eingetragene Lebens-
partnerin oder eingetragener Lebenspartner“ ein-
gefügt.

c) In § 2 Abs. 2 Nr. 2 werden nach den Wörtern
„Familienangehörige (§ 6 Abs. 3 Satz 2 und 3
BUKG“ die Wörter „oder eingetragene Lebens-
partnerin“ eingefügt.

d) In § 2 Abs. 2 Nr. 5 werden in Halbsatz 1 die Wör-
ter „Anspruchsberechtigten oder seines Ehegat-
ten“ durch die Wörter „Anspruchsberechtigten,
seines Ehegatten, seines eingetragenen Lebens-
partners oder seiner eingetragenen Lebenspartne-
rin“ und in Halbsatz 2 die Wörter „des Ehegatten
oder“ durch das Wort „eines“ ersetzt.

e) In § 2 Abs. 2 Nr. 6 werden nach dem Wort „Ehe-
gatten“ die Wörter „oder eingetragenen Lebens-
partners oder Lebenspartnerin“ eingefügt.

2. In § 3 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 werden nach dem Wort
„Ehegatten“ ein Komma und die Wörter „seinen ein-
getragenen Lebenspartner oder seine eingetragene
Lebenspartnerin“ eingefügt.

3. In § 4 Abs. 7 werden die Wörter „der Ehegatte“ durch
die Wörter „der Ehegatte, der eingetragene Lebens-
partner oder die eingetragene Lebenspartnerin „ und
die Wörter „sein Ehegatte“ durch die Wörter „sein
Ehegatte, sein eingetragener Lebenspartner oder sei-
ne eingetragene Lebenspartnerin“ ersetzt.

4. In § 5 Abs. 3 Satz 1 werden nach dem Wort „Ehegat-
ten“ die Wörter „des eingetragenen Lebenspartners,
der eingetragenen Lebenspartnerin“ eingefügt.

20320

Artikel 3
Verordnung über die Datenübermittlung 

zur Beihilfenbearbeitung

Die Verordnung über die Zulassung der regelmäßigen
Datenübermittlung vom Landesamt für Besoldung und
Versorgung Nordrhein-Westfalen an die Regierungsprä-
sidenten zum Zwecke der Beihilfenbearbeitung vom 7.
Juni 1991 (GV. NRW. S. 276), geändert durch Gesetz vom
5. April 2005 (GV. NRW. S. 306), wird wie folgt geändert:

§ 1 Abs. 3 Nr. 7 wird wie folgt neu gefasst:

„7. Familienstand in den voraufgegangenen zwei Jah-
ren (ledig, verheiratet oder in eingetragener Lebenspart-
nerschaft lebend, verheiratet oder in eingetragener
Lebenspartnerschaft Ehegatte/Lebenspartnerin/Lebens-
partner im öffentlichen Dienst vollzeitbeschäftigt, 
verheiratet oder in eingetragener Lebenspartnerschaft
lebend Ehegatte/Lebenspartnerin/Lebenspartner im öf-
fentlichen Dienst teilzeitbeschäftigt (Quote, Stunden-

zahl), verheiratet oder in eingetragener Lebenspartner-
schaft lebend Ehegatte/Lebenspartnerin/Lebenspartner
im öffentlichen Dienst Lohnempfängerin oder -empfän-
ger bzw. Anwärterin/Anwärter oder Beamtin/Beamter
auf Widerruf im Vorbereitungsdienst, verheiratet oder in
eingetragener Lebenspartnerschaft lebend beide Ehegat-
ten/Lebenspartnerin/Lebenspartner teilzeitbeschäftigt
(Quote, Stundenzahl) im öffentlichen Dienst, verheiratet
oder in eingetragener Lebenspartnerschaft lebend Ehe-
gatte/Lebenspartnerin/Lebenspartner Versorgungsemp-
fängerin oder -empfänger, verwitwet, geschieden/aufge-
hobene Lebenspartnerschaft),“.

223
Artikel 4

Graduiertenförderungsverordnung Nordrhein-Westfalen

Die Verordnung über die Durchführung des Graduier-
tenförderungsgesetzes (Graduiertenförderungsverord-
nung Nordrhein-Westfalen GrFV NW) vom 17. Juli 1984
(GV. NRW. S. 416, ber. 1985 S. 121), geändert durch Ge-
setz vom 5. April 2005 (GV. NRW. S. 274), wird wie folgt
geändert:

1. a) In § 1 Abs. 2 Nr. 1 werden nach dem Wort „Ehe-
gatte“ die Wörter „oder eingetragene Lebenspart-
ner oder die eingetragene Lebenspartnerin“ und
nach dem Wort „Ehegatten“ die Wörter „oder ein-
getragenen Lebenspartnerinnen oder Lebenspart-
ner“ eingefügt.

b) In § 1 Abs. 3 werden nach dem Wort „Ehegatten“
die Wörter „oder eingetragenen Lebenspartnerin-
nen oder Lebenspartner“ und nach dem Wort
„Ehegatte“ die Worte „oder eingetragene Lebens-
partnerin oder Lebenspartner“ eingefügt.

2. a) In § 4 wird die Überschrift geändert in: „An-
rechnung von Einkommen“.

b) In § 4 Abs. 2 Satz 1 werden nach dem Wort „Ver-
heirateten“ die Wörter „oder in eingetragener
Lebenspartnerschaft Lebenden“ und nach dem
Wort „Ehegatten“ die Wörter „oder eingetragenen
Lebenspartners oder der eingetragenen Lebens-
partnerin“ eingefügt.

c) In § 4 Abs. 5 werden nach dem Wort „Ehegatten“
die Wörter „oder Lebenspartnerinnen und Le-
benspartner nach dem Lebenspartnerschaftsge-
setz“ eingefügt.

3. In § 5 Abs. 1 werden nach dem Wort „Ehegatten“ die
Worte „oder eingetragenen Lebenspartners oder sei-
ner eingetragenen Lebenspartnerin“ eingefügt. 

2251
Artikel 5

Verordnung über die Befreiung
von der Rundfunkgebührenpflicht

Die Verordnung über die Befreiung von der Rundfunk-
gebührenpflicht vom 30. November 1993 (GV. NRW.
S. 970), zuletzt geändert durch Gesetz vom 16. Dezember
2003 (GV. NRW. S. 766), wird wie folgt geändert:

In § 1 Abs. 2 Buchstabe b werden nach dem Wort
„Ehegatte“ die Wörter „oder eingetragene Lebenspart-
ner oder die eingetragene Lebenspartnerin“ eingefügt.

20301

Artikel 6
Laufbahnverordnung

Die Verordnung über die Laufbahnen der Beamten im
Lande Nordrhein-Westfalen (Laufbahnverordnung –
LVO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 23.
November 1995 (GV. NRW. 1996 S. 1), zuletzt geändert
durch Gesetz vom 5. April 2005 (GV. NRW. S. 306), wird
wie folgt geändert:

1. a) In § 6 Abs. 1 Satz 4 werden nach dem Wort
„Schwiegereltern“ die Wörter „Eltern der einge-
tragenen Lebenspartnerin oder des eingetragenen
Lebenspartners“ eingefügt.
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b) In § 6 Abs. 1 Satz 4 werden nach dem Wort „Ehe-
gatten“ die Wörter „eingetragenen Lebenspartne-
rinnen oder Lebenspartner,“ eingefügt.

2. a) In § 9 Abs. 3 Satz 1 werden nach dem Wort
„Schwiegereltern“ die Wörter „Eltern der einge-
tragenen Lebenspartnerin oder des eingetragenen
Lebenspartners“ eingefügt.

b) In § 9 Abs. 3 Satz 1 werden nach dem Wort „Ehe-
gatten“ die Wörter „eingetragenen Lebenspartne-
rinnen oder Lebenspartner,“ eingefügt.

3. a) In § 11 Abs. 3 Nr. 4 Satz 2 werden nach dem Wort
„Schwiegereltern“ die Wörter „Eltern der einge-
tragenen Lebenspartnerin oder des eingetragenen
Lebenspartners“ eingefügt.

b) In § 11 Abs. 3 Nr. 4 Satz 2 werden nach dem Wort
„Ehegatten“ die Wörter „eingetragenen Lebens-
partnerinnen oder Lebenspartners“ eingefügt.

4. a) In § 89 Abs. 6 Satz 2 werden nach dem Wort
„Schwiegereltern“ die Wörter „Eltern der einge-
tragenen Lebenspartnerin oder des eingetragenen
Lebenspartners“ eingefügt.

b) In § 89 Abs. 6 Satz 2 werden nach dem Wort „Ehe-
gatten“ die Wörter „eingetragenen Lebenspartne-
rinnen oder Lebenspartner,“ eingefügt.

203012

Artikel 7
Laufbahnverordnung der Polizei

Die Verordnung über die Laufbahn der Polizeivoll-
zugsbeamtinnen und Polizeivollzugsbeamten des Landes
Nordrhein-Westfalen (Laufbahnverordnung der Polizei –
LVOPol) vom 4. Januar 1995 (GV. NRW. S. 42, ber. S. 126
und S. 922), zuletzt geändert durch Verordnung vom 21.
Dezember 2004 (GV. NRW. S. 823), wird wie folgt geän-
dert:

1. In § 3 Abs. 2 Satz 2 werden nach dem Wort „Schwie-
gereltern“ die Wörter „Eltern der eingetragenen
Lebenspartnerin oder des eingetragenen Lebenspart-
ners“ und nach dem Wort „Ehegatten“ die Wörter
„eingetragenen Lebenspartnerinnen oder Lebens-
partner,“ eingefügt.

2. In § 7 Abs. 3 Satz 1 werden nach dem Wort „Schwie-
gereltern“ die Wörter „Eltern der eingetragenen
Lebenspartnerin oder des eingetragenen Lebenspart-
ners“ und nach dem Wort „Ehegatten“ die Wörter
„eingetragenen Lebenspartnerinnen oder Lebens-
partner,“ eingefügt.

3. In § 8a Abs. 2 Nr. 4 werden nach dem Wort „Schwie-
gereltern,“ die Wörter „Eltern der eingetragenen
Lebenspartnerin oder des eingetragenen Lebenspart-
ners,“ eingefügt. In dem gleichen Satz werden nach
dem Wort „Ehegatten,“ die Wörter „eingetragenen
Lebenspartnerinnen oder“ eingefügt.

4. In § 13 Abs. 4 Satz 1 werden nach dem Wort
„Schwiegereltern“ die Wörter „Eltern der eingetrage-
nen Lebenspartnerin oder des eingetragenen Lebens-
partners“ und nach dem Wort „Ehegatten“ die Wör-
ter „eingetragenen Lebenspartnerinnen oder Lebens-
partner,“ eingefügt.

5. In § 19 Abs. 4 Satz 5 werden nach dem Wort
„Schwiegereltern“ die Wörter „Eltern der eingetrage-
nen Lebenspartnerin oder des eingetragenen Lebens-
partners“ und nach dem Wort „Ehegatten,“ die Wör-
ter „Lebenspartnerin oder“ eingefügt.

81

Artikel 8
Ausgleichsabgabenverwendungsverordnung

Die Verordnung über die Verwendung der nach dem
Bergmannsversorgungsscheingesetz erhobenen Aus-
gleichsabgaben (Ausgleichsabgabenverwendungsverord-
nung – AV BVSG) vom 30. Dezember 1983 (GV. NRW. S.
648) wird wie folgt geändert:

1. In § 3 werden nach dem Wort „Ehefrau“ die Wörter 
„, der eingetragene Lebenspartner“ eingefügt.

2. In § 5 werden nach dem Wort „Ehefrau“ die Wörter
„oder seines eingetragenen Lebenspartners“ einge-
fügt.

3. In § 11 Abs. 2 werden nach dem Wort „Verheiratete“
die Wörter „oder in eingetragener Lebenspartner-
schaft Lebende“ eingefügt.

223
Artikel 9

Vergabeverordnung

Die Verordnung über die zentrale Vergabe von Studi-
enplätzen in Nordrhein-Westfalen (Vergabeverordnung
NRW – VergabeVO NRW) vom 12. Juni 2002 (GV. NRW.
S. 188), zuletzt geändert durch Gesetz vom 5. April 2005
(GV. NRW. S. 351), wird wie folgt geändert:

In § 8 Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 werden nach dem Wort „Ehe-
gatten“ die Wörter „oder eingetragenen Lebenspartner,
der eingetragenen Lebenspartnerin,“ eingefügt.

2124
Artikel 10

Verordnung über die Ausbildung und Prüfung 
in der Altenpflege

Die Verordnung über die Ausbildung und Prüfung in
der Altenpflege (APO-Altenpflege) vom 28. September
1994 (GV. NRW. S. 836), geändert durch Gesetz vom 5.
April 2005 (GV. NRW. S. 306), wird wie folgt geändert:

In § 4 Abs. 5 Buchstabe a werden hinter dem Wort
„Heiratsurkunde“ die Wörter „oder Lebenspartner-
schaftsurkunde“ eingefügt.

203015

Artikel 11

Verordnung über Ausbildung und 
Prüfung gehobener technischer Dienst 

Umweltverwaltung

Die Verordnung über die Ausbildung und Prüfung für
die Laufbahn des gehobenen technischen Dienstes in der
Staatlichen Umweltverwaltung des Landes Nordrhein-
Westfalen (VAPgtDU) vom 31. Oktober 1997 (GV. NRW.
S. 404), geändert durch Gesetz vom 4. Mai 2005 (GV.
NRW. S. 332), wird wie folgt geändert:

In § 3 Abs. 2 Satz 1 werden nach dem Wort „Heirats-
urkunde“ die Wörter „, bei in eingetragener Partner-
schaft Lebenden die Lebenspartnerschaftsurkunde“ ein-
gefügt.

203010

Artikel 12
Ausbildungsverordnung gehobener Archivdienst

Die Verordnung über die Ausbildung und Prüfung für
die Laufbahn des gehoben Archivdienstes des Landes
Nordrhein-Westfalen (Ausbildungsverordnung gehobe-
ner Archivdienst – VAPgA) vom 28. Juli 1981 (GV. NRW.
S. 466), zuletzt geändert durch Gesetz vom 5. April 2005
(GV. NRW. S. 274), wird wie folgt geändert:

In § 4 Abs. 2 Nr. 2 werden nach dem Wort „Heiratsur-
kunde“ die Wörter „, bei in eingetragener Partnerschaft
Lebenden die Lebenspartnerschaftsurkunde“ eingefügt.

203010

Artikel 13
Ausbildungsverordnung höherer Archivdienst

Die Verordnung über die Ausbildung und Prüfung für
die Laufbahn des höheren Archivdienstes des Landes
Nordrhein-Westfalen (Ausbildungsverordnung höherer
Archivdienst – VAPhA) vom 23. September 1998 (GV.
NRW. S. 582), geändert durch Gesetz vom 5. April 2005
(GV. NRW. S. 332), wird wie folgt geändert:

In § 3 Abs. 3 Nr. 2 werden nach dem Wort „Heiratsur-
kunde“ die Wörter „, bei in eingetragener Partnerschaft
Lebenden die Lebenspartnerschaftsurkunde“ eingefügt.
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203015

Artikel 14
Ausbildungsverordnung höherer Dienst 

Arbeitsschutzverwaltung

Die Verordnung über die Ausbildung und Staatsprü-
fung für die Laufbahn des höheren Dienstes in der
Staatlichen Arbeitsschutzverwaltung des Landes Nord-
rhein-Westfalen (VAPhD StAV) vom 18. März 1999 (GV.
NRW. S. 94), geändert durch Gesetz vom 5. April 2005
(GV. NRW. S. 332), wird wie folgt geändert:

In § 4 Abs. 2 Nr. 2 wird nach dem Wort „Heiratsur-
kunde“ das Wort „, Lebenspartnerschaftsurkunde“ ein-
gefügt.

203015

Artikel 15
Ausbildungsverordnung gehobener technischer Dienst 

Arbeitsschutzverwaltung

Die Verordnung über die Ausbildung und Prüfung für
die Laufbahn des gehobenen technischen Dienstes in der
Staatlichen Arbeitsschutzverwaltung des Landes Nord-
rhein-Westfalen (VAPgtD StAV) vom 14. Januar 2000
(GV. NRW. S. 84), geändert durch Gesetz vom 5. April
2005 (GV. NRW. S. 332), wird wie folgt geändert:

In § 4 Abs. 2 Nr. 2 wird nach dem Wort „Heiratsur-
kunde“ das Wort „, Lebenspartnerschaftsurkunde“ ein-
gefügt.

203015

Artikel 16
Ausbildungsverordnung mittlerer technischer Dienst 

Arbeitsschutzverwaltung

Die Verordnung über die Ausbildung und Prüfung für
die Laufbahn des mittleren technischen Dienstes in der
Staatlichen Arbeitsschutzverwaltung des Landes Nord-
rhein-Westfalen (VAPmtD StAV) vom 16. Juni 2003 (GV.
NRW. S. 338) wird wie folgt geändert:

In § 4 Abs. 2 Nr. 2 wird nach dem Wort „Heiratsur-
kunde“ das Wort „, Lebenspartnerschaftsurkunde“ ein-
gefügt.

203011

Artikel 17
Ausbildungsverordnung allgemeiner Vollzugsdienst

Die Verordnung über die Ausbildung und Prüfung für
die Laufbahn des allgemeinen Vollzugsdienstes bei Jus-
tizvollzugsanstalten des Landes Nordrhein-Westfalen
(VAPaVollzd) in der Fassung der Bekanntmachung vom
4. September 2000 (GV. NRW. S. 612), geändert durch
Gesetz vom 5. April 2005 (GV. NRW. S. 332), wird wie
folgt geändert:

In § 4 Abs. 2 Satz 1 werden nach den Wörtern „für die
Ehe geführten Familienbuch“ die Wörter „, bei Lebens-
partnern auch die Lebenspartnerschaftsurkunde oder
ein Auszug aus dem für die Lebenspartnerschaft geführ-
ten Lebenspartnerschaftsbuch“ eingefügt.

203011

Artikel 18
Ausbildungsverordnung mittlerer Verwaltungsdienst 

bei Justizvollzugsanstalten

Die Verordnung über die Ausbildung und Prüfung für
die Laufbahn des mittleren Verwaltungsdienstes bei Jus-
tizvollzugsanstalten des Landes Nordrhein-Westfalen
(VaPmVd) in der Fassung der Bekanntmachung vom 12.
Juni 2002 (GV. NRW. S. 232), geändert durch Gesetz vom
5. April 2005 (GV. NRW. S. 351), wird wie folgt geändert:

In § 3 Abs. 2 Satz 1 werden nach den Wörtern „für die
Ehe geführten Familienbuch“ die Wörter „, bei Lebens-
partnern auch die Lebenspartnerschaftsurkunde oder
ein Auszug aus dem für die Lebenspartnerschaft geführ-
ten Lebenspartnerschaftsbuch“ eingefügt.

203011
Artikel 19

Ausbildungsverordnung Werkdienst 
Justizvollzugsanstalten

Die Verordnung über die Ausbildung und Prüfung für
die Laufbahn des Werkdienstes bei Justizvollzugsanstal-
ten des Landes Nordrhein-Westfalen (VaPWd) in der
Fassung der Bekanntmachung vom 4. September 2000
(GV. NRW. S. 617), geändert durch Gesetz vom 5. April
2005 (GV. NRW. S. 332), wird wie folgt geändert:

In § 4 Abs. 2 Satz 1 werden nach den Wörtern „für die
Ehe geführten Familienbuch“ die Wörter „, bei Lebens-
partnern auch die Lebenspartnerschaftsurkunde oder
ein Auszug aus dem für die Lebenspartnerschaft geführ-
ten Lebenspartnerschaftsbuch“ eingefügt.

203015
Artikel 20

Ausbildungs- und Prüfungsverordnung höherer Dienst 
in der Umweltverwaltung

Die Verordnung über die Ausbildung und Prüfung für
die Laufbahn des höheren technischen Dienstes in der
Staatlichen Umweltverwaltung des Landes Nordrhein-
Westfalen/Fachrichtung Umwelttechnik/Umweltschutz,
Fachgebiet Umwelttechnik (Ausbildungs- und Prüfungs-
verordnung höherer Dienst in der Umweltverwaltung –
VAPhDU) vom 20. Juni 2001 (GV. NRW. S. 462), geändert
durch Gesetz vom 5. April 2005 (GV. NRW. S. 351), wird
wie folgt geändert:

In § 3 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 werden nach dem Wort „Hei-
ratsurkunde“ die Wörter „, bei in eingetragener Partner-
schaft Lebenden auch die Lebenspartnerschaftsur-
kunde“ eingefügt.

20301
Artikel 21

Ausbildungs- und Prüfungsverordnung höherer Dienst 
Landespflege

Die Verordnung über die Ausbildung und Prüfung für
die Laufbahn des höheren Verwaltungsdienstes Landes-
pflege des Landes Nordrhein-Westfalen (VAPhöhDL)
vom 31. Januar 1991 (GV. NRW. S. 152), zuletzt geändert
durch Gesetz vom 5. April 2005 (GV. NRW. S. 306), wird
wie folgt geändert:

In § 2 Abs. 2 Nr. 1 werden nach dem Wort „Heiratsur-
kunde“ die Wörter „, bei in eingetragener Partnerschaft
Lebenden auch die Lebenspartnerschaftsurkunde“ ein-
gefügt.

20301
Artikel 22

Ausbildungs- und Prüfungsverordnung 
gehobener Forstdienst

Die Verordnung über die Ausbildung und Prüfung für
die Laufbahn des gehobenen Forstdienstes im Lande
Nordrhein-Westfalen (VAPgehFD) vom 5. September 1996
(GV. NRW. S. 401), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
5. April 2005 (GV. NRW. S. 332), wird wie folgt geändert:

In § 3 Abs. 2 Satz 4 Nr. 1 werden nach dem Wort „Hei-
ratsurkunde“ die Wörter „, bei in eingetragener Partner-
schaft Lebenden auch die Lebenspartnerschaftsur-
kunde“ eingefügt.

20301
Artikel 23

Ausbildungs- und Prüfungsverordnung 
höherer Forstdienst

Die Verordnung über die Ausbildung und Prüfung für
die Laufbahn des höheren Forstdienstes im Lande Nord-
rhein-Westfalen (VAPhöhFD) vom 5. September 1996
(GV. NRW. S. 388), geändert durch Gesetz vom 5. April
2005 (GV. NRW. S. 332), wird wie folgt geändert:

In § 3 Abs. 2 Satz 4 Nr. 1 werden nach dem Wort „Hei-
ratsurkunde“ die Wörter „, bei in eingetragener Partner-
schaft Lebenden auch die Lebenspartnerschaftsur-
kunde“ eingefügt.
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203013

Artikel 24
Verordnung höherer agrarwirtschaftlicher Dienst

Die Verordnung über die Ausbildung und Prüfung für
die Laufbahn des höheren agrarwirtschaftlichen Diens-
tes und des Lehramtes für die Sekundarstufe II der
agrarwirtschaftlichen Fachrichtung im Land Nordrhein-
Westfalen (VAPhagrD) vom 18. März 1986 (GV. NRW.
S. 329), zuletzt geändert durch Gesetz vom 5. April 2005
(GV. NRW. S. 274), wird wie folgt geändert:

In § 4 Abs. 2 Satz 4 werden nach dem Wort „Heirats-
urkunde“ die Wörter „, bei in eingetragener Partner-
schaft Lebenden auch die Lebenspartnerschaftsur-
kunde“ eingefügt.

203016

Artikel 25
Verordnung tierärztlicher Dienst Veterinärverwaltung

Die Verordnung über die Ausbildung und Prüfung für
die Laufbahn des tierärztlichen Dienstes in der Veteri-
närverwaltung im Land Nordrhein-Westfalen (VAPVet)
vom 25. April 1986 (GV. NRW. S. 367), zuletzt geändert
durch Gesetz vom 5. April 2005 (GV. NRW. S. 274), wird
wie folgt geändert:

In § 4 Abs. 2 werden nach dem Wort „Heiratsurkunde“
die Wörter „, bei in eingetragener Partnerschaft Leben-
den auch die Lebenspartnerschaftsurkunde“ eingefügt.

203015

Artikel 26

Ausbildungsverordnung höherer vermessungs-
technischer Dienst

Die Verordnung über die Ausbildung und Prüfung für
die Laufbahn des höheren vermessungstechnischen Ver-
waltungsdienstes im Lande Nordrhein-Westfalen (Aus-
bildungsVO höherer vermessungstechnischer Dienst –
VAPhvD) vom 31. Oktober 2002 (GV. NRW. S. 520), geän-
dert durch Gesetz vom 5. April 2005 (GV. NRW. S. 351),
wird wie folgt geändert:

In § 2 Abs. 2 Nr. 1 werden nach dem Wort „Heiratsur-
kunde“ die Wörter „, bei in eingetragener Partnerschaft
Lebenden auch die Lebenspartnerschaftsurkunde“ ein-
gefügt.

203015

Artikel 27

Ausbildungsverordnung höherer Staatsdienst 
Markscheidefach

Die Verordnung über die Ausbildung und Prüfung für
den höheren Staatsdienst im Markscheidefach vom 22.
April 1975 (GV. NRW. S. 392), zuletzt geändert durch Ge-
setz vom 5. April 2005 (GV. NRW. S. 274),wird wie folgt
geändert:

In § 2 Abs. 2 Nr. 2 werden nach dem Wort „Heiratsur-
kunde“ die Wörter „, bei in eingetragener Partnerschaft
lebenden Bewerberinnen und Bewerbern auch die
Lebenspartnerschaftsurkunde“ eingefügt.

203015

Artikel 28
Ausbildungsverordnung mittlerer und gehobener 

eichtechnischer Dienst

Die Verordnung über die Ausbildung und Prüfung für
die Laufbahnen des mittleren und des gehobenen eich-
technischen Dienstes im Lande Nordrhein-Westfalen (VA
P Eich) vom 14. Oktober 1985 (GV. NRW. S. 618), zuletzt
geändert durch Verordnung vom 13. Oktober 1992 (GV.
NRW. S. 428), wird wie folgt geändert:

In § 2 Abs. 2 Nr. 2 werden nach dem Wort „Heiratsur-
kunde“ die Wörter „oder Lebenspartnerschaftsurkunde“
eingefügt.

(Artikel 28 weggefallen durch Artikel 44 des Zweiten
Befristungsgesetzes vom 5. April 2005 [GV. NRW. S. 274])

203015

Artikel 29
Ausbildungsverordnung höherer Staatsdienst Bergfach

Die Verordnung über die Ausbildung und Prüfung für
den höheren Staatsdienst im Bergfach vom 14. Oktober
1985 (GV. NRW. S. 630), geändert durch Gesetz vom 
5. April 2005 (GV. NRW. S. 274), wird wie folgt geändert:

In § 2 Abs. 2 Nr. 2 werden nach dem Wort „Heiratsur-
kunde“ die Wörter „, bei in eingetragener Partnerschaft
lebenden Bewerberinnen und Bewerbern auch die
Lebenspartnerschaftsurkunde“ eingefügt.

20301

Artikel 30
Ausbildungsverordnung höherer bautechnischer Dienst 

Städtebau, Stadtbauwesen, Straßenwesen

Die Verordnung über die Ausbildung und Prüfung für
Laufbahnen des höheren bautechnischen Verwaltungs-
dienstes im Städtebau, Stadtbauwesen und Straßenwe-
sen im Land Nordrhein-Westfalen (Ausbildungsverord-
nung höherer bautechnischer Dienst Städtebau, Stadt-
bauwesen, Straßenwesen – VAPhbD Stb Stbw Stw) vom
10. Juni 1991 (GV. NRW. S. 308), geändert durch Gesetz
vom 5. April 2005 (GV. NRW. S. 306), wird wie folgt
geändert:

In § 2 Abs. 2 Nr. 1 werden nach dem Wort „Heiratsur-
kunde“ die Wörter „, bei in eingetragener Partnerschaft
Lebenden auch die Lebenspartnerschaftsurkunde“ ein-
gefügt.

20301

Artikel 31
Ausbildungsverordnung höherer bautechnischer Dienst 

Hochbau, Maschinen- und Elektrotechnik

Die Verordnung über die Ausbildung und Prüfung für
die Laufbahnen des höheren bautechnischen Verwal-
tungsdienstes Hochbau, Maschinen- und Elektrotechnik
im Land Nordrhein-Westfalen (Ausbildungsverordnung
höherer bautechnischer Dienst Hochbau, Maschinen-
und Elektrotechnik – VAPhbD Hb, M- u. Et) vom
21. September 1993 (GV. NRW. S. 718), geändert durch
Gesetz vom 5. April 2005 (GV. NRW. S. 306), wird wie
folgt geändert:

In § 2 Abs. 2 Nr. 1 werden nach dem Wort „Heiratsur-
kunde“ die Wörter „, bei in eingetragener Partnerschaft
Lebenden auch die Lebenspartnerschaftsurkunde“ ein-
gefügt.

203015

Artikel 32
Ausbildungsverordnung gehobener Dienst Finanz- und

Staatshochbauverwaltung

Die Verordnung über die Ausbildung und Prüfung des
gehobenen bautechnischen Dienstes in der Finanzbau-
verwaltung und in der Staatshochbauverwaltung des
Landes Nordrhein-Westfalen (VAPgD – StBV) vom 20.
Juni 1986 (GV. NRW. S. 548, ber. S. 744) wird wie folgt
geändert:

In § 3 Abs. 3 Nr. 1 werden nach dem Wort „Heiratsur-
kunde“ die Wörter „, bei in eingetragener Partnerschaft
Lebenden auch die Lebenspartnerschaftsurkunde“ ein-
gefügt.

41
Artikel 33

Sanktionsausschussverordnung

Die Verordnung über die Errichtung, die Zusammen-
setzung und das Verfahren des Sanktionsausschusses an
der Börse Düsseldorf (Sanktionsausschussverordnung)
vom 9. Mai 2003 (GV. NRW. S. 264), geändert durch Ver-
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ordnung vom 25. August 2004 (GV. NRW. S. 537), wird
wie folgt geändert:

In § 6 Abs. 1 Nr. 3 werden nach den Wörtern „verhei-
ratet gewesen ist“ die Wörter „oder mit einer solchen
Person in eingetragener Lebenspartnerschaft lebt und
gelebt hat“ eingefügt. 

41
Artikel 34

Verordnung Ehrenausschuss der 
Rheinischen Warenbörse

Die Verordnung über die Einrichtung, die Zusammen-
setzung und das Verfahren des Ehrenausschusses an der
Rheinischen Warenbörse zu Köln und Krefeld vom 27.
Oktober 1975 (GV. NRW. S. 608) wird wie folgt geändert:

In § 7 Abs. 1 Nr. 3 werden nach den Wörtern „verhei-
ratet gewesen ist“ die Wörter „oder mit einer solchen
Person in eingetragener Lebenspartnerschaft lebt und
gelebt hat“ eingefügt. 

(Artikel 34 weggefallen durch Artikel 241 des Zweiten
Befristungsgesetzes vom 5. April 2005 [GV. NRW. S. 274])

203011

Artikel 35
Prüfungsordnung für den Ausbildungsberuf 

der/des Justizfachangestellten für die Durchführung 
von Prüfungen im Lande Nordrhein-Westfalen

Die Prüfungsordnung für den Ausbildungsberuf
der/des Justizfachangestellten für die Durchführung von
Prüfungen im Lande Nordrhein-Westfalen vom 9. April
1999 (GV. NRW. S. 142), zuletzt geändert durch Gesetz
vom 5. April 2005 (GV. NRW. S. 332), wird wie folgt
geändert:

In § 3 Abs. 1 wird ein zweiter Satz angefügt: „Die Vor-
schrift findet auf eingetragene Lebenspartnerinnen und
Lebenspartner entsprechende Anwendung.“

215
Artikel 36

Ausbildungs- und Prüfungsverordnung für 
Rettungssanitäterinnen und Rettungssanitäter 

(RettSanAPO)

Die Ausbildungs- und Prüfungsverordnung für 
Rettungssanitäterinnen und Rettungssanitäter (Rett
SanAPO) vom 25. Januar 2000 (GV. NRW. S. 74), zuletzt
geändert durch Gesetz vom 5. April 2005 (GV. NRW.
S. 332), wird wie folgt geändert:

In § 7 Abs. 2 Nr. 1 werden nach dem Wort „Familien-
buch“ die Wörter „oder dem Lebenspartnerschaftsbuch“
eingefügt.

215
Artikel 37

Ausbildungs- und Prüfungsverordnung für 
Rettungshelferinnen und Rettungshelfer 

(RettHelfAPO)

Die Ausbildungs- und Prüfungsverordnung für Ret-
tungshelferinnen und Rettungshelfer (RettHelfAPO) vom
9. Juni 2000 (GV. NRW. S. 520), geändert durch Gesetz
vom 5. April 2005 (GV. NRW. S. 332), wird wie folgt
geändert:

In § 7 Abs. 2 Nr. 1 werden nach dem Wort „Familien-
buch“ die Wörter „oder dem Lebenspartnerschaftsbuch“
eingefügt.

820
Artikel 38

Verordnung über die Förderung der Investitionen 
von Tages-, Nacht- und Kurzzeitpflegeeinrichtungen 
sowie über den bewohnerorientierten Aufwendungs-
zuschuss vollstationärer Dauerpflegeeinrichtungen

(Pflegewohngeld) – Pflegeeinrichtungs-
förderverordnung (PflFEinrVO)

Die Verordnung über die Förderung der Investitionen
von Tages-, Nacht- und Kurzzeitpflegeeinrichtungen 
sowie über den bewohnerorientierten Aufwendungs-
zuschuss vollstationärer Dauerpflegeeinrichtungen
(Pflegewohngeld) – Pflegeeinrichtungsförderverordnung
(PflFEinrVO) vom 15. Oktober 2003 (GV. NRW. S. 613),
geändert durch Gesetz vom 16. Dezember 2004 (GV.
NRW. S. 816), wird wie folgt geändert:

In § 4 Abs. 2 werden nach den Wörtern „seines nicht
getrennt lebenden Ehegatten“ die Wörter „oder nicht ge-
trennt lebenden eingetragenen Lebenspartners“ einge-
fügt.

Dritter Teil

Rückkehr zum einheitlichen Verordnungsrang

Die auf dem Zweiten Teil beruhenden Änderungen der
Rechtsverordnungen können auf Grund der jeweils ein-
schlägigen Ermächtigungen durch Rechtsverordnung
geändert oder aufgehoben werden.

Vierter Teil

In-Kraft-Treten

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung in
Kraft. Teil II, Artikel 1 (Beihilfenverordnung) gilt für
Aufwendungen, die ab In-Kraft-Treten dieses Gesetzes
entstehen.

Düsseldorf, den 3. Mai 2005

Die Landesregierung 
Nordrhein-Westfalen

Der Ministerpräsident

(L. S.) Peer  S t e i n b r ü c k

Der Finanzminister

Jochen  D i e c k m a n n

Der Innenminister

Dr. Fritz  B e h r e n s

Der Justizminister

Wolfgang  G e r h a r d s

Die Ministerin 
für Gesundheit, Soziales, 

Frauen und Familie

Birgit  F i s c h e r

Der Minister 
für Städtebau und Wohnen, 

Kultur und Sport

Dr. Michael  V e s p e r

Die Ministerin 
für Umwelt und Naturschutz, 

Landwirtschaft und Verbraucherschutz

Bärbel  H ö h n

– GV. NRW. 2005 S. 498
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230
Verordnung zur Neufassung 

der Verordnungen 
zum Landesplanungsgesetz

Vom 10. Mai 2005

Die Landesregierung hat mit Zustimmung des Aus-
schusses für Umweltschutz und Raumordnung des
Landtags die nachstehenden Verordnungen beschlossen:

Artikel 1

Verordnung über das Verfahren zur Bildung 
und Einberufung der Regionalräte sowie 

über die Entschädigung der Mitglieder der Regionalräte
und die Zuwendungen für die im Regionalrat 
vorhandenen Gruppierungen der Parteien und 

Wählergruppen (Regionalräte-Verordnung)

Aufgrund des § 50 Abs. 1 Nr. 1 des Landesplanungsge-
setzes (LPlG) in der Fassung der Bekanntmachung vom
3. Mai 2005 (GV. NRW. S. 430) wird im Einvernehmen
mit dem Ausschuss für Umweltschutz und Raumord-
nung des Landtags verordnet:

1. Abschnitt 

Bildung und Einberufung der Regionalräte

§ 1 

Maßgebende Einwohnerzahl

Die Bezirksregierung soll den kreisfreien Städten und
Kreisen spätestens zwei Wochen nach den Gemeinde-
wahlen die aufgrund der maßgebenden Einwohnerzahl
(§ 2 der Verordnung zur Bestimmung der maßgebenden
Einwohnerzahl nach § 96 Abs. 1 des Verwaltungsverfah-
rensgesetzes vom 2. Oktober 1988 [GV. NRW. S. 408]) zu
ermittelnde Zahl der von ihnen gemäß § 7 Abs. 2 LPlG
zu wählenden Mitglieder des Regionalrates bekannt
geben.

§ 2 

Wahl der Mitglieder

(1) Die Mitglieder des Regionalrates sind innerhalb
von zehn Wochen nach der Neuwahl der Vertretungskör-
perschaften zu wählen. 

Innerhalb von 7 Tagen sind die gewählten Mitglieder
(Familienname, Vorname, Geburtsdatum, Straße und
Wohnort, Beruf oder Stand, Staatsangehörigkeit, Partei-
oder Gruppenzugehörigkeit) mit einer Niederschrift
über die Sitzung der Vertretung der Bezirksregierung
mitzuteilen.

(2) Zusätzliche Mitglieder nach § 7 Abs. 7 LPlG wer-
den auf die den Parteien und Wählergruppen jeweils
zustehenden Sitze der Reservelisten angerechnet.

§ 3 

Einreichen der Reservelisten

(1) Die Reserveliste ist von der für den Regierungsbe-
zirk zuständigen Leitung der Partei oder Wählergruppe
bis spätestens zehn Wochen nach den Gemeindewahlen
der Bezirksregierung einzureichen (§ 7 Abs. 9 Satz 1
LPlG). Nicht rechtzeitig eingehende Reservelisten kön-
nen bei der Sitzverteilung nicht berücksichtigt werden.

(2) Die Reserveliste kann im Laufe der allgemeinen
Wahlzeit des Regionalrates ergänzt oder geändert wer-
den.

(3) Zuständige Parteileitung im Sinne von Absatz 1 ist
die Leitung desjenigen Parteiverbandes, der mit dem
jeweiligen Regierungsbezirk gebietlich deckungsgleich
ist. Soweit solche Parteiverbände nicht bestehen, ist der
nächsthöhere Parteiverband zuständig. Für die Leitun-
gen von Wählergruppen gelten die Vorschriften der Sät-
ze 1 und 2 entsprechend.

(4) Die Reservelisten dürfen nur Bewerberinnen und
Bewerber enthalten, die ihre Wohnung, bei mehreren
Wohnungen ihre Hauptwohnung, im Regierungsbezirk
haben. 

(5) Die Reservelisten müssen folgende Angaben ent-
halten:

1. Bezeichnung der einreichenden Partei oder Wähler-
gruppe,

2. Familienname, Vorname, Geburtsdatum, Straße und
Wohnort, Beruf oder Stand, Staatsangehörigkeit der
Bewerberin oder des Bewerbers.

Die Reservelisten müssen von der zuständigen Leitung
der Partei oder Wählergruppe unterzeichnet sein.

(6) Eine Verbindung der Reservelisten von Parteien
oder Wählergruppen ist nicht zulässig.

§ 4 

Vorschläge für beratende Mitglieder

(1) Die Vorschläge für die Wahl der beratenden Mit-
glieder nach § 8 Abs. 1 Satz 1 LPlG sind von den im
Regierungsbezirk zuständigen Industrie- und Handels-
kammern, Handwerkskammern und Landwirtschafts-
kammern sowie den im Regierungsbezirk tätigen
Gewerkschaften und Arbeitgeberverbänden spätestens
zehn Wochen nach den Gemeindewahlen der Bezirksre-
gierung einzureichen. Die Vorschläge können sich auf
Vertreterinnen oder Vertreter sowohl der Arbeitgeber als
auch der Arbeitnehmer beziehen; die Listen sind ge-
trennt nach Arbeitgebern und Arbeitnehmern einzurei-
chen. 

(2) Die Vorschläge für die Wahl der beratenden Mit-
glieder nach § 8 Abs. 1 Satz 3 LPlG sind vom Landes-
sportbund Nordrhein-Westfalen e. V. für seine im Regie-
rungsbezirk tätigen selbständigen Untergliederungen,
von den Landesvorständen der nach Naturschutzrecht
durch das zuständige Landesministerium anerkannten
Naturschutzverbände für ihre im Regierungsbezirk täti-
gen Naturschutzverbände, vom zuständigen Landesmi-
nisterium für die im Regierungsbezirk tätigen Regional-
stellen Frau und Beruf sowie von den Kommunen des
Regierungsbezirks für ihre kommunalen Gleichstel-
lungsstellen der Bezirksregierung ebenfalls spätestens
zehn Wochen nach den Gemeindewahlen einzureichen.

(3) Innerhalb einer Woche nach Ablauf dieser Frist
stellt die Bezirksregierung die Vorschläge in zwei Listen
für die Mitglieder nach § 8 Abs. 1 LPlG, getrennt nach
Arbeitgebern und Arbeitnehmern, und je eine Liste für
die Mitglieder aus dem Bereich der Sportverbände, der
nach Naturschutzrecht durch das zuständige Landesmi-
nisterium anerkannten Naturschutzverbände, der Regio-
nalstellen Frau und Beruf und der kommunalen Gleich-
stellungsstellen zusammen. Die Listen sind der bisheri-
gen Vorsitzenden oder dem bisherigen Vorsitzenden des
Regionalrates zuzuleiten. In die Listen sind die Bewer-
berinnen oder Bewerber in alphabetischer Reihenfolge
unter Angabe von Familienname, Vorname, Wohnsitz,
Berufsbezeichnung und Beschäftigungsstelle aus den
Wahlvorschlägen zu übernehmen; weitere Angaben dür-
fen die Listen nicht enthalten. Die Vorsitzende oder der
Vorsitzende des Regionalrates übersendet die Listen bei
der Einberufung des neuen Regionalrates dessen Mit-
gliedern.

§ 5 

Konstituierende Sitzung

(1) Zur ersten Sitzung des Regionalrates sind auch die
beratenden Mitglieder gemäß § 8 Abs. 3 und 4 LPlG zu
laden.

(2) Der Regionalrat wählt zu Beginn seiner ersten Sit-
zung nach der Neuwahl aus seiner Mitte unter Leitung
des lebensältesten Mitgliedes ohne Aussprache seine
Vorsitzende oder seinen Vorsitzenden und deren oder
dessen Stellvertreterin oder Stellvertreter. Gewählt ist
diejenige Bewerberin oder derjenige Bewerber, für den
in geheimer Abstimmung mehr als die Hälfte der gülti-
gen Stimmen abgegeben worden ist. Wird diese Mehrheit
nicht erreicht, so findet in derselben Sitzung unverzüg-
lich und in gleicher Weise ein zweiter Wahlgang statt. In
diesem Wahlgang ist derjenige gewählt, der die meisten
Stimmen auf sich vereinigt hat; bei Stimmengleichheit
entscheidet das Los.
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(3) Anschließend wird unter Leitung der Vorsitzenden
oder des Vorsitzenden die Wahl der beratenden Mitglie-
der nach § 8 Abs. 1 LPlG durchgeführt.

§ 6 

Wahl der beratenden Mitglieder

(1) Die Berufung der beratenden Mitglieder wird für
die Arbeitgeber, Arbeitnehmer, Mitglieder der Sportver-
bände, der nach Naturschutzrecht durch das zuständige
Landesministerium anerkannten Naturschutzverbände,
der kommunalen Gleichstellungsstellen und der Regio-
nalstellen Frau und Beruf in geheimen und getrennten
Wahlgängen ohne Aussprache nach den Grundsätzen der
Mehrheitswahl (Personenwahl) durchgeführt.

(2) Jedes stimmberechtigte Mitglied des Regionalrates
hat bei der Berufung der Arbeitgeber und der Arbeit-
nehmer in beiden Wahlgängen je drei Stimmen; es kann
nur eine Stimme für eine Bewerberin oder einen Bewer-
ber abgeben. Berufen sind je Wahlgang die drei Bewer-
berinnen oder Bewerber, die die meisten gültigen Stim-
men erhalten haben. Bei der Berufung der Mitglieder der
Sportverbände, der nach Naturschutzrecht durch das
zuständige Landesministerium anerkannten Natur-
schutzverbände, der kommunalen Gleichstellungsstellen
und der Regionalstellen Frau und Beruf hat jedes
abstimmungsberechtigte Mitglied des Regionalrates im
jeweiligen Wahlgang je eine Stimme; berufen ist bei
mehreren Bewerberinnen oder Bewerbern je Wahlgang
die Bewerberin oder der Bewerber, die oder der die meis-
ten gültigen Stimmen erhalten hat. Bei Stimmengleich-
heit entscheidet jeweils das Los.

(3) Scheidet ein beratendes Mitglied aus dem Regio-
nalrat aus oder ist seine Berufung rechtsunwirksam, so
findet insoweit unverzüglich eine Ersatzberufung statt.
Die Fehlerhaftigkeit der Berufung einzelner Mitglieder
berührt nicht die Wirksamkeit der Berufung der übrigen
Mitglieder.

§ 7 

Vertreterin oder Vertreter der Landschaftsverbände 
und des Kommunalverbandes Ruhrgebiet

Die Landschaftsverbände und der Regionalverband
Ruhr haben ihre Vertreterin oder ihren Vertreter unver-
züglich nach der konstituierenden Sitzung der jeweili-
gen Verbandsversammlung zu benennen.

§ 8 

Vertretung der kreisfreien Städte und der Kreise

Die kreisfreien Städte und Kreise nehmen ihre Bera-
tungsfunktion durch die Hauptverwaltungsbeamtin oder
den Hauptverwaltungsbeamten oder eine von ihr oder
ihm beauftragte Person wahr.

§ 9 

Bekanntgabe des Wahlergebnisses 
und der Zusammensetzung des Regionalrates

Die Bezirksregierung stellt das Ergebnis der Wahlen
fest und macht das Wahlergebnis und die Zusammenset-
zung des Regionalrates in ihrem Amtsblatt bekannt.

2. Abschnitt 

Regelungen für Entschädigungen und Zuwendungen

§ 10 

Arten der Entschädigung

Die Mitglieder der Regionalräte nach §§ 7 und 8 LPlG
erhalten – soweit sie nicht nach § 8 Abs. 4 LPlG die Mit-
gliedschaft als Teil eines Hauptamtes wahrnehmen –
nach näherer Bestimmung der §§ 11 bis 15 dieser Ver-
ordnung im Rahmen der im Haushalt des Landes Nord-
rhein Westfalen bereitgestellten Mittel

1. Aufwandsentschädigung,

2. Ersatz für Verdienstausfall,

3. Fahrkostenerstattung aus Anlass von Sitzungen,

4. Übernachtungsgelder aus Anlass von Sitzungen und

5. Reisekostenvergütung aus Anlass von Dienstreisen.

§ 11 

Aufwandsentschädigung

(1) Die Mitglieder der Regionalräte erhalten als Auf-
wandsentschädigung einen Pauschalbetrag von monat-
lich 50 ¤ sowie für die Teilnahme an den Sitzungen der
Regionalräte und den zu ihrer Vorbereitung erforderli-
chen Sitzungen der dort vorhandenen Gruppierungen
der Parteien und Wählergruppen ein Sitzungsgeld von je
30 ¤. Die Teilnahme an den Sitzungen ist durch eine
Anwesenheitsliste nachzuweisen.

(2) Der in Absatz 1 genannte Betrag für das Sitzungs-
geld gilt für eine Sitzung. Wird eine Sitzungsdauer von
insgesamt sechs Stunden überschritten, kann höchstens
ein weiteres Sitzungsgeld gewährt werden. Bei mehreren
Sitzungen an einem Tag dürfen nicht mehr als zwei Sit-
zungsgelder gewährt werden.

§ 12 

Ersatz für Verdienstausfall

(1) Mitglieder, die einen Verdienstausfall nachweisen
oder glaubhaft machen, erhalten eine Entschädigung in
Höhe dieses Ausfalls, höchstens jedoch in Höhe des in
§ 22 Satz 1 des Justizvergütungs- und Entschädigungs-
gesetzes in der jeweils geltenden Fassung festgesetzten
Betrages. Die letzte Stunde wird voll gerechnet.

(2) Ist ein Verdienstausfall für die Mitglieder nicht ein-
getreten, gelten §§ 20 und 21 des Justizvergütungs- und
Entschädigungsgesetzes in der jeweils geltenden Fas-
sung entsprechend.

§ 13 

Fahrkostenerstattung

(1) Mitgliedern der Regionalräte werden die Fahrkos-
ten nach Maßgabe des Landesreisekostengesetzes erstat-
tet, die ihnen durch Fahrten zum Sitzungsort und zurück
entstehen, höchstens jedoch in Höhe der Kosten der
Fahrten von der Wohnung zum Sitzungsort und zurück.

(2) Für die Benutzung privateigener Fahrzeuge im Sin-
ne des § 6 Abs. 1 des Landesreisekostengesetzes darf
höchstens eine Wegstreckenentschädigung in Höhe der
Sätze nach § 6 Abs. 1 Satz 2 des Landesreisekostengeset-
zes gewährt werden.

§ 14 

Übernachtungsgeld

Den Mitgliedern der Regionalräte wird ein Übernach-
tungsgeld nach Maßgabe des Landesreisekostengesetzes
gewährt, wenn die An- oder Abreise am Sitzungstag
nicht möglich oder zumutbar war.

§ 15 

Reisekostenvergütung

(1) Für Dienstreisen erhalten die Mitglieder der Regio-
nalräte Reisekostenvergütung nach Maßgabe des Lan-
desreisekostengesetzes. Die Genehmigung erteilt die
Vorsitzende oder der Vorsitzende des Regionalrates im
Einvernehmen mit der Bezirksregierung; die Prüfung der
Bezirksregierung beschränkt sich auf die haushalts-
rechtliche Vertretbarkeit. 

(2) Neben Reisekostenvergütung dürfen Sitzungsgel-
der nicht gewährt werden.
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§ 16 

Kommissionen der Regionalräte

Die Mitglieder von Kommissionen der Regionalräte
nach § 10 Abs. 5 LPlG erhalten für die Teilnahme an den
Sitzungen der Kommissionen als Aufwandsentschädi-
gung ein Sitzungsgeld von je 30 ¤. Werden die Mitglieder
von Kommissionen, die nicht Mitglieder der Regional-
räte sind, wegen der Bedeutung des Beratungsgegen-
standes zu den zur Vorbereitung der Sitzungen der
Regionalräte erforderlichen Sitzungen der in den Regio-
nalräten vorhandenen Gruppierungen der Parteien und
Wählergruppen hinzugezogen, erhalten diese Mitglieder
für die Teilnahme ein Sitzungsgeld von je 30 ¤. Die Rege-
lungen der Sätze 1 und 2 gelten nicht für Mitglieder, die
die Mitgliedschaft nach § 8 Abs. 4 LPlG als Teil eines
Hauptamtes wahrnehmen. Im Übrigen gelten für die
Entschädigungen der Mitglieder der Kommissionen der
Regionalräte die §§ 12 bis 15 dieser Verordnung entspre-
chend.

§ 17 

Besondere Entschädigung für den Vorsitz 
des Regionalrates, dessen Stellvertretung und die 
Sprecherin oder den Sprecher der im Regionalrat 

vertretenen Parteien und Wählergruppen

Die Vorsitzende oder der Vorsitzende des Regionalra-
tes, deren oder dessen Stellvertreterin oder Stellvertreter
und die Sprecherin oder der Sprecher der im Regionalrat
vertretenden Parteien und Wählergruppen erhalten ne-
ben den Entschädigungen, die den Mitgliedern der
Regionalräte nach den §§ 11 bis 16 dieser Verordnung
zustehen, eine besondere Aufwandsentschädigung. Diese
beträgt für die Vorsitzende oder den Vorsitzenden 100 ¤,
für deren oder dessen Stellvertreterin oder Stellvertreter
(höchstens zwei Stellvertreter) und für die Sprecherin
oder den Sprecher der jeweiligen Parteien und Wähler-
gruppen je 50 ¤ monatlich. Die Sprecherin oder der
Sprecher der jeweiligen Parteien und Wählergruppen
erhalten keine besondere Aufwandsentschädigung, wenn
sie gleichzeitig Vorsitzende oder Vorsitzender oder stell-
vertretende Vorsitzende oder stellvertretender Vorsitzen-
der des Regionalrates sind und als solche bereits eine
besondere Aufwandsentschädigung erhalten.

§ 18 

Zuwendungen für die im Regionalrat vorhandenen
Gruppierungen der Parteien und Wählergruppen

(1) Die Gruppierungen der Parteien und Wählergrup-
pen des Regionalrates erhalten zur Erfüllung ihrer Auf-
gaben Geld- und Sachleistungen aus dem Landeshaus-
halt.

(2) Die Geldleistungen, deren Höhe im Landeshaushalt
festgelegt wird, berechnen sich aus einem gestaffelten
Grundbetrag pro Gruppierung und Gruppe und einem
Pauschalbetrag pro Mitglied. Über die Verwendung der
Zuwendungen ist ein Nachweis in einfacher Form zu
führen, der der Bezirksregierung zuzuleiten ist.

(3) Leistungen nach Absatz 1 dürfen die dort genann-
ten Empfänger nur für Aufgaben verwenden, die ihnen
nach dem Gesetz obliegen.

Artikel 2

Verordnung über das Verfahren zur Bildung 
und Einberufung des Braunkohlenausschusses, 

die Entschädigung der Mitglieder, die Abgrenzung des
Kreises der Beteiligten, das Verfahren der Beteiligung

bei der Erarbeitung der Braunkohlenpläne, Gegenstand,
Form und Merkmale des Planungsinhaltes der 

Braunkohlenpläne und die räumliche Abgrenzung 
des Braunkohlenplangebietes (Verordnung zur 

Braunkohlenplanung)

Aufgrund des § 50 Abs. 1 Nr. 4 des Landesplanungsge-
setzes (LPlG) in der Fassung der Bekanntmachung vom
3. Mai 2005 (GV. NRW. S. 430) wird mit Zustimmung des
für die Landesplanung zuständigen Ausschusses des
Landtages verordnet:

1. Abschnitt: 

Abgrenzung des Braunkohlenplangebietes

§ 1 

Grenzen des Braunkohlenplangebietes

Das Braunkohlenplangebiet umfasst

1. aus dem Kreis

a) Aachen

die Städte Alsdorf, Baesweiler und Eschweiler;

b) Düren

die Städte Düren, Jülich und Linnich sowie die
Gemeinden Aldenhoven, Inden, Langerwehe, Mer-
zenich, Niederzier, Nörvenich und Titz;

c) Euskirchen

die Städte Euskirchen und Zülpich sowie die Ge-
meinde Weilerswist;

d) Rhein-Erft-Kreis

die Städte Bedburg, Bergheim, Brühl, Erftstadt,
Frechen, Hürth, Kerpen, Pulheim sowie die Ge-
meinde Elsdorf;

e) Heinsberg

die Städte Erkelenz, Geilenkirchen, Heinsberg,
Hückelhoven, Übach-Palenberg, Wassenberg und
Wegberg sowie die Gemeinden Gangelt und Wald-
feucht;

f) Rhein-Kreis Neuss

die Städte Dormagen, Grevenbroich, Kaarst, Kor-
schenbroich und Neuss sowie die Gemeinden Jü-
chen und Rommerskirchen;

g) Rhein-Sieg-Kreis

die Stadt Bornheim sowie die Gemeinde Swisttal;

h) Viersen

die Stadt Viersen sowie die Gemeinden Brüggen,
Niederkrüchten und Schwalmtal;

2. aus der kreisfreien Stadt Köln

den Stadtbezirk 6 (in den Grenzen vom 1. Oktober
1989) sowie

3. die kreisfreie Stadt Mönchengladbach.

2. Abschnitt: 
Braunkohlenausschuss

§ 2

Sitzverteilung der stimmberechtigten Mitglieder

Die Anzahl und die Verteilung der stimmberechtigten
Mitglieder des Braunkohlenausschusses ergibt sich aus
den §§ 39 und 40 LPlG.

§ 3 

Maßgebende Einwohnerzahl

Die Bezirksregierung Köln soll den kreisfreien Städten
und den Kreisen des Braunkohlenplangebietes spätes-
tens zwei Wochen nach den Gemeindewahlen die auf-
grund der maßgebenden Einwohnerzahl (§ 2 der Verord-
nung zur Bestimmung der maßgebenden Einwohnerzahl
nach § 96 Abs. 1 des Verwaltungsverfahrensgesetzes vom
2. Oktober 1988 [GV. NRW. S. 408]) zu ermittelnde Zahl
der von ihnen gemäß § 40 Abs. 2 LPlG zu wählenden
Mitglieder des Braunkohlenausschusses bekannt geben.

§ 4 

Wahl der Mitglieder der Kommunalen Bank

(1) Die Mitglieder des Braunkohlenausschusses nach
§ 40 Abs. 1 LPlG sind innerhalb von zehn Wochen nach
den Gemeindewahlen zu wählen.
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(2) Das Ergebnis der Wahlen (Familienname, Vorname,
Beruf oder Stand, Geburtsdatum, Geburtsort, Straße
und Wohnort, Partei- oder Gruppenzugehörigkeit, wäh-
lende Körperschaft) ist mit einer Niederschrift über die
Sitzung der Vertretung der Bezirksregierung Köln spä-
testens eine Woche nach Ablauf der in Absatz 1 genann-
ten Frist mitzuteilen.

§ 5 

Berufung der Mitglieder der Regionalen Bank

(1) Nach Durchführung der Wahlen gemäß § 40 Abs. 2
LPlG errechnet die Bezirksregierung Köln nach Maß-
gabe des § 40 Abs. 4 LPlG die Anzahl der von den Par-
teien und Wählergruppen, die im Regionalrat des Regie-
rungsbezirks Köln vertreten sind, und die Anzahl der
von den Parteien und Wählergruppen, die im Regional-
rat des Regierungsbezirks Düsseldorf vertreten sind, ge-
mäß § 40 Abs. 3 LPlG zu berufenden Mitglieder. Sie soll
das Ergebnis den in den Regionalräten der Regierungs-
bezirke Köln und Düsseldorf vertretenen Parteien und
Wählergruppen spätestens eine Woche nach Ablauf der
in § 4 Abs. 2 genannten Frist mitteilen.

(2) Die in den Regionalräten der Regierungsbezirke
Köln und Düsseldorf vertretenen Parteien und Wähler-
gruppen haben spätestens einen Monat nach Zugang der
Mitteilung nach Absatz 1 der Bezirksregierung ihre Lis-
ten, aus denen die ihnen noch zustehenden Sitze zuge-
teilt werden, einzureichen. Diese leitet die Listen den
Vorsitzenden der jeweiligen Regionalräte spätestens eine
Woche nach Zugang der Listen zur Bestätigung zu.

(3) Die Vorsitzenden der Regionalräte der Regierungs-
bezirke Köln und Düsseldorf leiten der Bezirksregierung
Köln spätestens eine Woche nach Bestätigung die bestä-
tigten Listen der Parteien und Wählergruppen für die
Berufung der Mitglieder des Braunkohlenausschusses
nach § 40 Abs. 3 LPlG zu. 

§ 6 

Berufung der Mitglieder der Funktionalen Bank

(1) Die für das Braunkohlenplangebiet zuständigen
Industrie- und Handelskammern, Handwerkskammern
und die Landwirtschaftskammer Nordrhein-Westfalen
sowie die im Braunkohlenplangebiet tätigen Arbeitge-
berverbände, Gewerkschaften und nach Naturschutz-
recht durch das zuständige Landesministerium aner-
kannten Naturschutzverbände reichen der Bezirksregie-
rung Köln innerhalb von zehn Wochen nach der Neu-
wahl der Vertretungskörperschaften ihre Vorschläge für
die vom Regionalrat des Regierungsbezirks Köln zu
berufenden Mitglieder ein. Die Berufung des Vertreters
der Landwirtschaft erfolgt auf Vorschlag des Rheini-
schen Landwirtschaftsverbandes e.V., Bonn. Die Vor-
schläge müssen folgende Angaben enthalten: Familien-
name, Vorname, Beruf oder Stand, Geburtsdatum,
Geburtsort und Wohnort. Die im Braunkohlenplangebiet
tätigen Gewerkschaften haben zusätzlich anzugeben,
wie viele Mitglieder bei den Bergbautreibenden im
Braunkohlenplangebiet beschäftigt sind. Die Richtigkeit
dieser Angabe ist zu versichern.

(2) Die Bezirksregierung Köln leitet die Vorschläge
nach Absatz 1 dem Vorsitzenden des Regionalrats des
Regierungsbezirks Köln spätestens eine Woche nach Zu-
gang der Vorschläge zur Bestätigung zu. 

(3) Der Vorsitzende des Regionalrates des Regierungs-
bezirks Köln leitet der Bezirksregierung Köln spätestens
eine Woche nach Bestätigung die bestätigte Liste für die
Berufung der Mitglieder des Braunkohlenausschusses
gem. § 40 Abs. 3 LPlG zu.

§ 7 

Bekanntgabe der Zusammensetzung 
des Braunkohlenausschusses

Die Bezirksregierungen Köln und Düsseldorf machen
die Zusammensetzung des Braunkohlenausschusses in
ihrem jeweiligen Amtsblatt bekannt.

§ 8 

Konstituierung des Braunkohlenausschusses

(1) Der Braunkohlenausschuss wird zu seiner konsti-
tuierenden Sitzung vom bisherigen Vorsitzenden nach
Bestätigung der Listen gemäß § 39 Abs. 7 LPlG und ge-
mäß § 40 Abs. 7 LPlG einberufen.

(2) Auch zur ersten Sitzung des Braunkohlenausschus-
ses sind die beratenden Mitglieder nach § 41 LPlG zu la-
den.

(3) Der Braunkohlenausschuss wählt zu Beginn seiner
ersten Sitzung nach der Neuwahl aus der Mitte der
stimmberechtigten Mitglieder unter Leitung des lebens-
ältesten Mitgliedes ohne Aussprache seine Vorsitzende
oder seinen Vorsitzenden und deren Stellvertreterin oder
dessen Stellvertreter. Gewählt ist diejenige Bewerberin
oder derjenige Bewerber, für die oder den in geheimer
Abstimmung mehr als die Hälfte der gültigen Stimmen
abgegeben worden ist. Wird diese Mehrheit nicht er-
reicht, so findet in derselben Sitzung unverzüglich und
in gleicher Weise ein zweiter Wahlgang statt. In diesem
Wahlgang ist die- oder derjenige gewählt, die oder der
die meisten Stimmen auf sich vereinigt hat; bei Stim-
mengleichheit entscheidet das Los.

3. Abschnitt: 

Entgelt für die Arbeit im Braunkohlenausschuss
und seinen Gremien

§ 9 

Entgelt für die Mitglieder des Braunkohlenausschusses,
seiner Arbeitskreise, seines Ältestenrates und für 

geladene Sachverständige

(1) Die Mitglieder des Braunkohlenausschusses, der
Arbeitskreise und des Ältestenrates erhalten – soweit sie
nicht nach § 41 LPlG die Mitgliedschaft als Teil eines
Hauptamtes wahrnehmen 

1. Aufwandsentschädigung,

2. Ersatz für Verdienstausfall,

3. Fahrkostenerstattung aus Anlass von Sitzungen,

4. Übernachtungsgelder aus Anlass von Sitzungen und

5. Reisekostenvergütung aus Anlass von Dienstreisen.

(2) Die zu den Sitzungen geladenen Sachverständigen
erhalten

1. Aufwandsentschädigung,

2. Ersatz für Verdienstausfall und

3. Fahrkostenerstattung aus Anlass von Sitzungen.

§ 10 

Aufwandsentschädigung

(1) Die Mitglieder des Braunkohlenausschusses erhal-
ten als Aufwandsentschädigung einen Pauschalbetrag
von monatlich 50 ¤ sowie für die Teilnahme an den Sit-
zungen des Braunkohlenausschusses und den zu ihrer
Vorbereitung erforderlichen Sitzungen der dort vorhan-
denen Gruppierungen der Parteien und Wählergruppen
ein Sitzungsgeld von je 30 ¤. Die Teilnahme an den Sit-
zungen ist durch eine Anwesenheitsliste nachzuweisen.

(2) Die Mitglieder der Arbeitskreise und des Ältesten-
rates sowie die zu den Sitzungen geladenen Sachver-
ständigen erhalten für die Teilnahme an den Sitzungen
als Aufwandsentschädigung ein Sitzungsgeld von je 30 ¤.
Absatz 1 Satz 2 gilt entsprechend.

(3) Der in den Absätzen 1 und 2 genannte Betrag für
das Sitzungsgeld gilt für eine Sitzung. Wird eine Sit-
zungsdauer von insgesamt sechs Stunden überschritten,
kann höchstens ein weiteres Sitzungsgeld gewährt wer-
den. Bei mehreren Sitzungen an einem Tag dürfen nicht
mehr als zwei Sitzungsgelder gewährt werden.

(4) Die oder der Vorsitzende des Braunkohlenaus-
schusses, deren Stellvertreterin oder dessen Stellvertre-
ter und die Sprecher der im Braunkohlenausschuss ver-
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tretenen Parteien und Wählergruppen erhalten neben
den Entschädigungen, die den Mitgliedern des Braun-
kohlenausschusses nach § 9 dieser Verordnung zustehen,
eine besondere Aufwandsentschädigung. Diese beträgt
für die Vorsitzende oder den Vorsitzenden 100 ¤, für de-
ren Stellvertreterin oder dessen Stellvertreter (höchstens
zwei Stellvertreterinnen oder Stellvertreter) und für die
Sprecher der Parteien und Wählergruppen je 50 ¤
monatlich. Die Sprecher der Parteien und Wählergrup-
pen erhalten keine besondere Aufwandsentschädigung,
wenn sie gleichzeitig Vorsitzende oder Vorsitzender oder
stellvertretende Vorsitzende oder stellvertretender Vor-
sitzender des Braunkohlenausschusses sind und als sol-
che bereits eine besondere Aufwandsentschädigung
erhalten.

§ 11 

Ersatz für Verdienstausfall

(1) Die in § 9 genannten Personen, die einen Verdienst-
ausfall nachweisen oder glaubhaft machen, erhalten eine
Entschädigung in Höhe dieses Ausfalls, höchstens jedoch
in Höhe des in § 22 des Justizvergütungs- und Entschä-
digungsgesetzes in der jeweils geltenden Fassung festge-
setzten Betrages. Die letzte Stunde wird voll gerechnet.

(2) Ist ein Verdienstausfall nicht eingetreten, gelten §§
20 und 21 des Justizvergütungs- und Entschädigungsge-
setzes in der jeweils geltenden Fassung entsprechend.

§ 12 

Fahrkostenerstattung

(1) Den in § 9 genannten Personen werden die Fahr-
kosten nach Maßgabe des Landesreisekostengesetzes
erstattet, die ihnen durch Fahrten zum Sitzungsort und
zurück entstehen, höchstens jedoch in Höhe der Kosten
der Fahrten von der Wohnung zum Sitzungsort und zu-
rück.

(2) Für die Benutzung privateigener Fahrzeuge im Sin-
ne des § 6 Abs. 1 des Landesreisekostengesetzes darf
höchstens eine Wegstreckenentschädigung in Höhe der
Sätze nach § 6 Abs. 1 Satz 2 des Landesreisekostengeset-
zes gewährt werden.

§ 13 

Übernachtungsgeld

Den in § 9 Abs. 1 genannten Personen wird ein Über-
nachtungsgeld nach Maßgabe des Landesreisekostenge-
setzes gewährt, wenn die An- oder Abreise am Sitzungs-
tag nicht möglich oder zumutbar war.

§ 14 

Reisekostenvergütung

(1) Für Dienstreisen erhalten die in § 9 Abs. 1 genann-
ten Personen Reisekostenvergütung nach Maßgabe des
Landesreisekostengesetzes. Die Genehmigung erteilt der
Vorsitzende des Braunkohlenausschusses im Einverneh-
men mit der Bezirksregierung Köln; die Prüfung der
Bezirksregierung Köln beschränkt sich auf die haus-
haltsrechtliche Vertretbarkeit.

(2) Neben Reisekostenvergütung dürfen Sitzungsgel-
der nicht gewährt werden.

4. Abschnitt: 
Braunkohlenpläne

§ 15 

Zeichnerische und textliche Darstellungen 
der Braunkohlenpläne

(1) Die zeichnerischen Darstellungen des Braunkoh-
lenplanes müssen nach Inhalt und Gliederung dem als
Anlage 2 dieser Verordnung beigefügten Planzeichenver-
zeichnis entsprechen. Im Übrigen finden die Planzeichen
der Anlage der Verordnung zu den Raumordnungsplänen

sinngemäß Anwendung; insbesondere sind die durch die
Braunkohlengewinnung verursachten raumbedeutsamen
Veränderungen und Ersatzplanungen darzustellen, so-
weit deren Festsetzungen nicht nachfolgenden Verfahren
obliegen. Der Maßstab der zeichnerischen Darstellungen
des Braunkohlenplanes beträgt 1 : 5.000 oder 1 : 10.000
auf der Grundlage der Deutschen Grundkarte.

(2) Soweit Darstellungen erforderlich sind, für die in
den Planzeichenverzeichnissen der Anlage der Verord-
nung zu den Raumordnungsplänen und der Anlage 2
dieser Verordnung keine Planzeichen enthalten sind,
sind sie sinngemäß aus den angegebenen Planzeichen zu
entwickeln.

(3) Die textlichen Darstellungen des Braunkohlenpla-
nes müssen auch Angaben über die sachlichen, räumli-
chen und zeitlichen Abhängigkeiten enthalten.

(4) Der Erläuterungsbericht zum Braunkohlenplan soll

1. die zeichnerischen und textlichen Ziele erläutern und

2. Hinweise für die regionalplanerische Beurteilung von
raumbedeutsamen Fachplanungen und Projekten ge-
ben.

Darüber hinaus ist auch auf die Umsetzung der Planung
bis zum Abschluss der bergbaulichen Maßnahme einzu-
gehen. Die jeweiligen ökologischen, kulturellen und
sozialen Auswirkungen sind in dem Braunkohlenplan
bzw. -teilplan entsprechend aufzuzeigen. Daraus sind
Vorschläge für erforderliche Maßnahmen zu entwickeln.
Ergänzende Karten können beigefügt werden.

(5) Raum- und strukturbedeutsame sonstige Planun-
gen und Nutzungsregelungen für das Planungsgebiet
können nachrichtlich in den Braunkohlenplan übernom-
men werden, soweit sie zu seinem Verständnis oder für
die regionalplanerische Beurteilung von Planungen und
Maßnahmen notwendig oder zweckmäßig sind.

§ 16 

Ausnahmen

Die Landesplanungsbehörde kann im Einzelfall Aus-
nahmen von den Vorschriften des § 15 zulassen.

§ 17 

Überleitungsvorschriften

(1) Die bei In-Kraft-Treten dieser Verordnung bereits
förmlich eingeleiteten Verfahren zur Aufstellung, Ände-
rung oder Ergänzung von Braunkohlenplänen werden
nach bisherigem Recht weitergeführt.

(2) Für nach In-Kraft-Treten dieser Verordnung neu
einzuleitende Verfahren zur Änderung von Braunkohlen-
plänen, die eine ausschnittsweise Änderung zeichneri-
scher Darstellungen genehmigter Braunkohlenpläne
beinhaltet oder im Zeitpunkt des In-Kraft-Tretens dieser
Verordnung förmlich eingeleiteter Braunkohlenpläne
bzw. räumlicher Teilabschnitte beinhalten, ist das Plan-
zeichenverzeichnis der Anlage 1 zur Verordnung zu
Raumordnungsplänen und der Anlage 2 dieser Verord-
nung zugrunde zu legen. 

5. Abschnitt: 
Erarbeitung der Braunkohlenpläne

§ 18 

Beteiligte

(1) Bei der Erarbeitung der Braunkohlenpläne, die ein
Abbauvorhaben betreffen, sind Beteiligte, wenn sich ihr
Bezirk ganz oder teilweise auf das Planungsgebiet er-
streckt:

1. das Eisenbahn-Bundesamt,

2. die Regionaldirektion NRW der Bundesagentur für
Arbeit,

3. die Wehrbereichsverwaltung West,

4. das Landesumweltamt,
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5. die Direktorin/der Direktor der Landwirtschafts-
kammer Nordrhein-Westfalen als Landesbeauf-
tragte/Landesbeauftragter,

6. die Höhere Forstbehörde,

7. der Geologische Dienst NRW – Landesbetrieb – ,

8. die Bergverwaltung (von der zuständigen Bezirksre-
gierung),

9. die Oberfinanzdirektion Köln/Bundesvermögensab-
teilung,

10. der Landschaftsverband Rheinland,

11. der Erftverband,

12. die Kreise und Gemeinden,

13. die Planungsverbände nach dem Baugesetzbuch so-
wie Zweckverbände, denen die Aufstellung von Bau-
leitplänen obliegt,

14. die Industrie- und Handelskammern Aachen, Bonn,
Köln und Mittlerer Niederrhein Krefeld/Möncheng-
ladbach/Neuss,

15. die Handwerkskammern Aachen, Düsseldorf und
Köln,

16. die Landwirtschaftskammer Nordrhein-Westfalen,

17. die Landesanstalt für Ökologie, Bodenordnung und
Forsten,

18. die Agrarordnungswaltung (von der zuständigen Be-
zirksregierung),

19. die Zusammenschlüsse der im Braunkohlengebiet
tätigen Verbände und Vereinigungen der Arbeitgeber,

20. die Zusammenschlüsse der im Braunkohlengebiet
tätigen Verbände und Vertretungen der Arbeitneh-
mer und der Beamten,

21. die wasserwirtschaftlichen Verbände, zu deren Ver-
bandsaufgabe die Wasserversorgung und/oder Ab-
wasserbeseitigung gehört, sofern deren Verbandsge-
biet über das Gebiet eines Kreises oder einer kreis-
freien Stadt hinausreicht,

22. die im Braunkohlenplangebiet tätigen Bergbautrei-
benden,

23. die nach § 29 BNatSchG anerkannten Naturschutz-
verbände,

24. die kommunalen Gleichstellungsstellen

25. die Regionalstellen Frau und Beruf.

(2) Bei der Erarbeitung anderer Braunkohlenpläne
kann der Kreis der Beteiligten nach Absatz 1 auf die
unmittelbar betroffenen Beteiligten beschränkt werden.

(3) Der Braunkohlenausschuss hat weitere Behörden
und Stellen, auch benachbarte Regionalräte, als Betei-
ligte zuzulassen, wenn deren Mitwirkung zweckmäßig
erscheint und soweit deren Aufgabenbereich durch die
Braunkohlenpläne betroffen wird; dies gilt nicht für sol-
che Behörden und Stellen, die den in Absatz 1 genannten
Behörden und Stellen nachgeordnet sind.

(4) Die Absätze 1 bis 3 gelten für die Erarbeitung eines
räumlichen und sachlichen Teilabschnitts eines Braun-
kohlenplanes entsprechend.

(5) Behörden, deren Aufgabenbereich durch die vom
Abbauvorhaben einschließlich Haldenflächen hervorge-
rufenen Auswirkungen auf die Umwelt berührt wird,
sind zu beteiligen. Dies gilt entsprechend für Behörden
eines Nachbarstaates.

§ 19 

Verfahren

(1) Bei Beginn der Erarbeitung des Braunkohlenplanes
hat die Bezirksplanungsbehörde Köln die zu beteiligen-
den Behörden und Stellen schriftlich zur Mitwirkung
aufzufordern.

(2) Mit der Aufforderung nach Absatz 1 ist jeder zu
beteiligenden Behörde und Stelle ein Entwurf des
Braunkohlenplanes zu übersenden. Jeder zu beteiligen-
den Gemeinde ist ein weiterer Entwurf des Braunkoh-
lenplanes für die Auslegung zuzuleiten.

(3) Den zu beteiligenden Behörden und Stellen ist eine
Frist zu setzen, innerhalb deren sie Bedenken und Anre-
gungen zum Entwurf des Braunkohlenplanes vorbringen
können. Die Frist muss mindestens vier Monate betra-
gen.
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Anlage 2  

zur DVO Braunkohlenplanung (Planzeichenverzeichnis) 

 

 

 

 

1. Sicherheitslinie 

–  Die Sicherheitslinie setzt parzellenscharf die äußere Begrenzung der  

    Sicherheitszone fest. Die Sicherheitszone ist der Bereich zwischen  

    Abbau-/Verkippungskante und der Sicherheitslinie, dessen Breite sich  

    vorrangig nach bergsicherheitstechnischen Gesichtspunkten bemisst.  

    Ihre Breite entspricht in der Regel der halben oder gesamten Tiefe des  

    Tagebaus an der betroffenen Stelle, mindestens jedoch 100 m. 

 

–  Mit der Sicherheitslinie wird diejenige Fläche umschlossen, innerhalb  

    deren unmittelbare Auswirkungen der Abbau- bzw. Verkippungsmaß- 

    nahmen auf die Geländeoberfläche nicht ausgeschlossen werden  

    können. Insbesondere auf dieser Fläche können, falls erforderlich  

    Maßnahmen zur Sicherung gegen Gefahren und sonstige den Bergbau  

    begleitende Maßnahmen getroffen werden. 

 

 

 

2. Abbaugrenze 

Die Abbaugrenze umschließt die Abbaufläche, innerhalb deren die 

Gewinnung von Braunkohle Vorrang vor anderen Nutzungs- und 

Funktionsansprüchen hat. Sie ist die innere Begrenzung der Sicherheitszone 

(Definition siehe unter Punkt 1). 

 

 

 

3. Haldenflächen 

Haldenflächen sind Flächen für Aufschüttungen des Braunkohlenbergbaus 

außerhalb der Abbauflächen. 

 

 

 

4. Umsiedlungsflächen 

Umsiedlungsflächen sind Flächen für geplante Umsiedlungsstandorte 

(parzellenscharfe Festlegung). Diese Flächen stehen bis zum Abschluss der 

Umsiedlungsmaßnahme in der Regel nur den Umsiedlern zur Verfügung. 

 5. Ersatztrassen für  

a) Straßen  

Durch Braunkohlenabbau bedingte Verlegung von Straßen ohne Angabe der 

landesplanerischen Funktion, jedoch mit folgendem Zusatz für die 

zeichnerische Darstellung: 

„Die landesplanerische Funktion wird entsprechend Anlage zu § 3 Abs. 1 

der Planverordnung zum Landesplanungsgesetz im Regionalplan dargestellt. 

Soweit im Braunkohlenplan enthaltene Straßen dort nicht dargestellt 

werden, handelt es sich um nach ihrer Verkehrsbedeutung nachgeordnete 

Straßen wie Kreis-, Gemeinde- und sonstige öffentliche Straßen.“ 

 

b) Schienenwege 

Durch Braunkohlenabbau bedingte Verlegung von Schienenwegen. 

 

Die landesplanerische Funktion wird entsprechend Anlage zu § 3 Abs. 1 der 

Planverordnung zum Landesplanungsgesetz im Regionalplan dargestellt. 

Sofern im Braunkohlenplan enthaltene Schienenwege dort nicht dargestellt 

sind, handelt es sich um nach ihrer Verkehrsbedeutung nachgeordnete 

Schienenwege. 

 

c) Gewässer 

Durch Braunkohlenabbau bedingte Verlegung von Gewässern. 

 6. Leitungen und Bandanlagen (mit näherer Bezeichnung) 

Durch den Braunkohlenabbau bedingte Verlegung oder Errichtung von 

Leitungen und Bandanlagen unter Angabe der geplanten Funktion (z.B. 

Hochspannungsleitungen, Transportbänder) 
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Artikel 3

Verordnung über die Abgrenzung des Kreises 
der Beteiligten und das Verfahren 

der Beteiligung bei der Erarbeitung der Raumordnungs-
pläne und Gegenstand, 

Form und für die Vergleichbarkeit bedeutsamen 
Merkmale der Festlegungen in Raumordnungsplänen, 
einschließlich zu verwendender Planzeichen und ihrer 

Bedeutung und das Verfahren der Umweltprüfung 
(Plan-Verordnung)

Aufgrund des § 50 Abs. 1 Nr. 3 des Landesplanungsge-
setzes (LPlG) in der Fassung der Bekanntmachung vom
3. Mai 2005 (GV. NRW. S. 430) wird mit Zustimmung des
für die Landesplanung zuständigen Ausschusses des
Landtages verordnet:

I. Abschnitt 

Erarbeitung der Regionalpläne

§ 1 

Beteiligte

(1) Bei der Erarbeitung eines Regionalplans (§ 20
Abs. 1 LPlG) sind Beteiligte, wenn sich ihr Bezirk ganz
oder teilweise auf das Planungsgebiet erstreckt:

1. das Eisenbahn-Bundesamt,

2. die Regionaldirektion NRW der Bundesagentur für
Arbeit,

3. die Wehrbereichsverwaltungen,

4. das Landesumweltamt, 

5. der Direktor der Landwirtschaftskammer als Lan-
desbeauftragter,

6. die höhere Forstbehörde,

7. der Geologische Dienst NRW – Landesbetrieb –,

8. die Bezirksregierung Arnsberg als Bergverwaltung,

9. die Oberfinanzdirektionen,

10. die Landschaftsverbände,

11. der Regionalverband Ruhr,

12. die Kreise und Gemeinden,

13. Planungsverbände nach dem Baugesetzbuch sowie
Zweckverbände, denen die Aufstellung von Bauleit-
plänen obliegt,

14. die Industrie- und Handelskammern,

15. die Handwerkskammern,

16. die Landwirtschaftskammer,

17. die Landesanstalt für Ökologie, Bodenordnung und
Forsten

18. die Bezirksregierung Münster als Agrarordnungsver-
waltung

19. Zusammenschlüsse der auf Landesebene bestehen-
den Verbände und Vereinigungen der Arbeitgeber,

20. Zusammenschlüsse der auf Landesebene bestehen-
den Verbände und Vertretungen der Arbeitnehmer
und der Beamten,

21. die wasserwirtschaftlichen Verbände, zu deren Ver-
bandsaufgabe die Wasserversorgung und/oder Ab-
wasserbeseitigung gehört, sofern deren Verbandsge-
biet über das Gebiet eines Kreises oder einer kreis-
freien Stadt hinausreicht,

22. der Landessportbund,

23. die nach § 58 Bundesnaturschutzgesetz i.V.m. § 12
Landschaftsgesetz anerkannten Vereine,

24. die kommunalen Gleichstellungsstellen,

25. die Regionalstellen Frau und Beruf,

26. Landesbetrieb Straßenbau NRW.

(2) Die Regionalräte haben weitere Behörden und Stel-
len, auch benachbarte Regionalräte, als Beteiligte zuzu-
lassen, wenn deren Mitwirkung zweckmäßig erscheint

und soweit deren Aufgabenbereich durch den Regional-
plan betroffen wird; dies gilt nicht für solche Behörden
und Stellen, die den in Absatz 1 genannten Behörden
und Stellen nachgeordnet sind.

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten für die Erarbeitung ei-
nes räumlichen oder sachlichen Teilabschnitts eines
Regionalplanes entsprechend.

(4) Bei Änderungen eines Regionalplanes kann der
Kreis der Beteiligten nach Absatz 1 auf die unmittelbar
betroffenen Beteiligten beschränkt werden.

§ 2 

Verfahren

(1) Zu Beginn der Vorbereitungen für die Erarbeitung
eines Regionalplanes informiert die Bezirksplanungsbe-
hörde die Beteiligten schriftlich oder in einem Erörte-
rungstermin über 

– die Abgrenzung des Plangebietes und die allgemeine
Planungsabsicht,

– die für die Umweltprüfung (§ 15 LPlG) vorliegenden
Daten und die Fachbeiträge gemäß § 13 Abs. 3 LPlG
sowie

– die der Strategischen Umweltprüfung (SUP) zu unter-
ziehenden Planungsinhalte.

Die Bezirksplanungsbehörde gibt den Beteiligten
Gelegenheit, sich zum Umfang und Detaillierungsgrad
der in den Umweltbericht aufzunehmenden Informatio-
nen zu äußern (Scoping).

(2) Bei Änderungen des Regionalplans (§ 20 Abs. 6
LPlG) bedarf es keiner vorbereitenden Konsultationen,
wenn Planinhalte mit erheblichen Umweltauswirkungen
einer SUP unterzogen werden und wenn die SUP dem
nach Absatz 1 entwickelten Umfang und Detaillierungs-
grad entspricht. In diesen Fällen können von den Betei-
ligten ergänzende Informationen im Zuge der Erarbei-
tung nach Absatz 3 eingebracht werden.

Planinhalte mit erheblichen Umweltauswirkungen
sind i.d.R. Neudarstellungen mit den Planzeichen 1.a),
1.b), 1.c), 1.d), 1.e), 2.e), 3.ac), 3.bc), 3.c) und 3.d) gemäß
Anlage. 

Bei Neudarstellungen mit den übrigen Planzeichen ist
nicht von regionalbedeutsamen Umweltauswirkungen
auszugehen oder es handelt sich um Festlegungen, die in
den Regionalplan zu übernehmen sind; insofern ist für
diese Planinhalte keine SUP im Verfahren zur Änderung
des Regionalplans erforderlich.

(3) Nach dem Erarbeitungsbeschluss des Regionalrates
hat die Bezirksplanungsbehörde die Beteiligten schrift-
lich zur Mitwirkung gemäß § 14 Abs. 2 LPlG aufzufor-
dern (förmliches Erarbeitungsverfahren).

Parallel wird die Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß
§ 14 Abs. 3 LPlG durchgeführt.

(4) Mit der Aufforderung nach Absatz 1 ist jedem
Beteiligten ein Entwurf des Regionalplans, ein Exemplar
der Begründung und des Umweltberichtes zu übersen-
den.

II. Abschnitt 

Inhalte der Regionalpläne und des Umweltberichtes

§ 3 

Darstellungen der Regionalpläne

(1) Die zeichnerischen Darstellungen der Regional-
pläne im Maßstab 1 : 50.000 müssen nach Gegenstand,
Form und Inhalt dem als Anlage dieser Verordnung bei-
gefügten Planzeichenverzeichnis entsprechen.

(2) Raumbedeutsame Planungen und Maßnahmen mit
einem Flächenbedarf von mehr als 10 ha sind in der Re-
gel zeichnerisch gemäß dem Planzeichenverzeichnis
Nr. 1 und 2 darzustellen.

(3) Bei einzelnen Planzeichen können nach den Erfor-
dernissen des jeweiligen Plangebietes auch Darstellun-
gen von weniger als 10 ha von regionaler Bedeutung
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sein. Sie sind lediglich mit den dem Planungsgegenstand
entsprechenden vorhabenbezogenen Planzeichen (Sym-
bol-Planzeichen) darzustellen.

(4) Soweit Darstellungen erforderlich sind, für die das
Planzeichenverzeichnis der Anlage keine Planzeichen
enthält, sind sie sinngemäß aus den angegebenen Plan-
zeichen zu entwickeln. Die verwendeten Planzeichen
sind in einer Legende zu erklären.

(5) Wohnplätze mit einer Aufnahmefähigkeit von
weniger als 2.000 Einwohnern sind nicht als Siedlungs-
bereiche darzustellen; sie werden von Planzeichen 2.a)
der Anlage erfasst.

(6) Die textlichen Darstellungen der Regionalpläne

1. konkretisieren – soweit neben den zeichnerischen
Darstellungen erforderlich – selbständig und ergän-
zend die Grundsätze und Allgemeinen Ziele des Lan-
desentwicklungsprogramms und die Ziele der Lan-
desentwicklungspläne für das Plangebiet,

2. können die zeichnerischen Darstellungen hinsichtlich
raumbedeutsamer Funktionen und Nutzungen kon-
kretisieren und differenzieren,

3. sollen sachliche, räumliche und zeitliche Beziehungen
und Abhängigkeiten der Darstellungen untereinander
und bei der Umsetzung in nachfolgende Planungs-
und Genehmigungsverfahren und -entscheidungen
aufzeigen.

(7) Die Erläuterungen zum Regionalplan sollen

1. die zeichnerischen und textlichen Ziele erläutern,

2. die Regionalbedeutsamkeit zeichnerischer Darstel-
lungen unterhalb der 10-ha-Darstellungsschwelle er-
läutern,

3. Hinweise für die regionalplanerische Beurteilung von
raumbedeutsamen Fachplanungen und Projekten ge-
ben,

4. siedlungsbereichsbezogene regionale Entwicklungs-
spielräume in ihrer Größenordnung und Qualität auf-
zeigen und begründen und ihre Mobilisierungschan-
cen beschreiben.

(8) Raum- und strukturbedeutsame sonstige Planun-
gen und Nutzungsregelungen für das Planungsgebiet
können in Erläuterungskarten abgebildet werden, soweit
sie zum Verständnis des Plans oder für die regionalpla-
nerische Beurteilung von Planungen und Maßnahmen
notwendig oder zweckmäßig sind.

§ 4 

Ausnahmen

Die Landesplanungsbehörde kann im Einzelfall Aus-
nahmen von den Vorschriften des § 3 zulassen.

§ 5 

Inhalt des Umweltberichtes

(1) Der dem Entwurf des Regionalplans beizufügende
Umweltbericht umfasst

1. eine Kurzdarstellung des Inhalts und der wichtigsten
Ziele des Plans sowie der Beziehung zu anderen rele-
vanten Plänen;

2. die relevanten Aspekte des derzeitigen Umweltzu-
standes und dessen voraussichtliche Entwicklung bei
Nichtdurchführung des Regionalplans;

3. die Umweltmerkmale der Gebiete, die voraussicht-
lich erheblich beeinflusst werden;

4. sämtliche derzeitigen für den Plan relevanten
Umweltprobleme unter besonderer Berücksichtigung
der Probleme, die sich auf Gebiete mit einer speziel-
len Umweltrelevanz beziehen, wie etwa die gemäß
den Richtlinien 79/409/EWG und 92/43/EWG ausge-
wiesenen Gebiete;

5. die auf internationaler oder gemeinschaftlicher Ebe-
ne oder auf der Ebene der Mitgliedstaaten festgeleg-
ten Ziele des Umweltschutzes, die für den Regional-
plan von Bedeutung sind, und die Art, wie diese Zie-

le und alle Umwelterwägungen bei der Ausarbeitung
des Regionalplans berücksichtigt wurden;

6. die voraussichtlichen erheblichen Umweltauswir-
kungen, einschließlich der Auswirkungen auf Aspek-
te wie die biologische Vielfalt, die Bevölkerung, die
Gesundheit des Menschen, Fauna, Flora, Boden,
Wasser, Luft, klimatische Faktoren, Sachwerte, das
kulturelle Erbe einschließlich der architektonisch
wertvollen Bauten und der archäologischen Schätze,
die Landschaft und die Wechselbeziehungen zwi-
schen den genannten Faktoren; die Umweltauswir-
kungen müssen einschließlich sekundärer, kumulati-
ver, synergetischer, kurz-, mittel- und langfristiger,
ständiger und vorübergehender, positiver und nega-
tiver Auswirkungen dargestellt werden;

7. die Maßnahmen, die geplant sind, um erhebliche
negative Umweltauswirkungen aufgrund der Durch-
führung des Planes zu verhindern, zu verringern und
soweit wie möglich auszugleichen;

8. eine Kurzdarstellung der Gründe für die Wahl der
geprüften Alternativen und eine Beschreibung, wie
die Umweltprüfung vorgenommen wurde, ein-
schließlich etwaiger Schwierigkeiten bei der Zusam-
menstellung der erforderlichen Informationen (zum
Beispiel technische Lücken oder fehlende Kennt-
nisse);

9. eine Beschreibung der geplanten Maßnahmen zur
Überwachung gemäß Artikel 10 der Richtlinie
2001/42/EG;

10. eine nichttechnische Zusammenfassung der oben
beschriebenen Informationen.

(2) Im Umweltbericht sind die in Absatz 1 genannten
Inhalte dem regionalen Maßstab entsprechend darzule-
gen.

III. Abschnitt 

Landesentwicklungsplan (LEP)

§ 6 

Erarbeitung

(1) An der Erarbeitung des LEP beteiligt die Landes-
planungsbehörde die Gemeinden und Gemeindever-
bände, für die eine Anpassungspflicht begründet werden
soll, oder deren Zusammenschlüsse sowie die Regional-
räte und weitere Behörden und Stellen, wenn deren Mit-
wirkung zweckmäßig erscheint und soweit deren Aufga-
benbereich betroffen wird. 

(2) Zu Beginn der Vorbereitungen für die Erarbeitung
des LEP informiert die Landesplanungsbehörde die
fachlich betroffenen Landesministerien über 

– die allgemeine Planungsabsicht,

– die für die Umweltprüfung (§ 15 LPlG) vorliegenden
Daten sowie

– die der Strategischen Umweltprüfung zu unterziehen-
den Planungsinhalte.

Die Landesplanungsbehörde gibt den fachlich betrof-
fenen Landesministerien Gelegenheit sich zum Umfang
und Detaillierungsgrad der in den Umweltbericht aufzu-
nehmenden Informationen zu äußern (Scoping).

§ 7 

Darstellungen des LEP und Inhalte 
des Umweltberichts

Die zeichnerischen Darstellungen des Landesentwick-
lungsplans sollen im Maßstab nicht größer als 1 : 200.000
sein. Die verwendeten Planzeichen sind in einer Legende
zu erklären.

Im Umweltbericht sind die in § 5 genannten Inhalte
dem landesweiten Maßstab entsprechend darzulegen.
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IV. Abschnitt 
Überleitungsvorschriften

§ 8 

Überleitungsvorschrift für Regionalpläne

Die bei In-Kraft-Treten dieser Verordnung bereits förmlich eingeleiteten Verfahren zur Aufstellung, Änderung oder
Ergänzung von Regionalplänen werden nach bisherigem Recht weitergeführt.

Anlage
Anlage zu § 3 Abs. 1 der Planverordnung

Gegenstand und Form der Planzeichen (Planzeichenverzeichnis)
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Informelle Grenzsignaturen

a)  Allgemeine Siedlungsbereiche (ASB)

b)  ASB für zweckgebundene Nutzungen, u.a.:

ba)  Ferieneinrichtungen und Freizeitanlagen

c)  Bereiche für gewerbliche und industrielle
     Nutzungen (GIB), u.a.:

ca)  Kraftwerke und einschlägige Nebenbetriebe

cb)  Abfallbehandlungsanlagen

d)  Bereiche für flächenintensive Großvorhaben

3. Verkehrsinfrastruktur

a)  Straßen unter Angabe der Anschlußstellen

aa)  Straßen für den vorwiegend großräumigen Verkehr

e)  Freiraumbereiche für zweckgebundene Nutzungen

e)  GIB für zweckgebundene Nutzungen, u.a.:

ea)  Übertägige Betriebsanlagen und
       -einrichtungen des Bergbaus

eb)  Standorte des kombinierten Güterverkehrs

2. Freiraum

a)  Allgemeine Freiraum- und Agrarbereiche

b)  Waldbereiche

c)  Oberflächengewässer

d)  Freiraumfunktionen

ea)  Aufschüttungen und Ablagerungen, u.a.:

ea-1)  Abfalldeponien

ea-2)  Halden

eb)  Sicherung und Abbau
       oberflächennaher Bodenschätze

ec)  Sonstige Zweckbindungen, u.a.:

ec-1)  Abwasserbehandlungs- und
          -reinigungsanlagen

aa-1)  Bestand, Bedarfsplanmaßnahmen

aa-2)  Bedarfsplanmaßnahmen ohne
          räumliche Festlegung

ab-1)  Bestand, Bedarfsplanmaßnahmen

ab-2)  Bedarfsplanmaßnahmen ohne
        räumliche Festlegung

ac)  Sonstige regionalplanerisch bedeutsame
       Straßen (Bestand und Planung)

b)  Schienenwege unter Angabe der Haltepunkte
     und Betriebsflächen

ba)  Schienenwege für den Hochgeschwindigkeits-
       verkehr und sonstigen großräumigen Verkehr

ba-1)  Bestand, Bedarfsplanmaßnahmen

ba-2)  Bedarfsplanmaßnahmen ohne
           räumliche Festlegung

ab)  Straßen für den vorwiegend überregionalen und
       regionalen Verkehr

a)  Regierungsbezirksgrenze
b)  Kreisgrenze
c)  Gemeindegrenze

1. Siedlungsraum

da)  Schutz der Natur

db)  Schutz der Landschaft und
       landschaftsorientierte Erholung

dc)  Regionale Grünzüge

dd)  Grundwasser- und Gewässerschutz

bb)  Schienenwege für den überregionalen
       und regionalen Verkehr

bb-1)  Bestand, Bedarfsplanmaßnahmen

bb-2)  Bedarfsplanmaßnahmen ohne
           räumliche Festlegung

bc)  Sonstige regionalplanerisch bedeutsame
       Schienenwege (Bestand und Planung)

da)  Flughäfen/-plätze für den zivilen Luftverkehr

c)  Wasserstraßen unter Angabe
     der Güterumschlaghäfen

d)  Flugplätze

db)  Militärflugplätze

e)  Grenzen der Lärmschutzgebiete
gem. LEP „Schutz vor Fluglärm”

de)  Überschwemmungsbereiche

E
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Planzeicheninhalte und -merkmale (Planzeichendefinition)

1. Siedlungsraum: Gebiete, die vorrangig Siedlungsfunktionen erfüllen oder erfüllen sollen.

1.a)
Allgemeine Siedlungsbereiche – Flächen für Wohnen, wohnverträgliches Gewerbe, Wohnfolgeeinrichtungen, 
– ASB – (Vorranggebiete): öffentliche und private Dienstleistungen,

– siedlungszugehörige Grün-, Sport-, Freizeit- und Erholungsflächen,
soweit sie nicht mit Planzeichen 1.b) darzustellen sind.

1.b)
ASB für zweckgebundene ASB oder ASB-Teilbereiche, die aufgrund ihrer räumlichen Lage oder beson-
Nutzungen (Vorranggebiete): derer Standortfaktoren oder rechtlicher Vorgaben bestimmten, durch zeichne-

rische Darstellung mit Planzeichen 1. ba) gekennzeichneten und/oder durch
textliche Darstellungen zu benennenden baulich geprägten Nutzungen vorbe-
halten sind.

1.ba)
Freizeiteinrichtungen und Feriendörfer, Ferien- und Wochenendhausgebiete, Dauercampingplätze, Ein-
Freizeitanlagen: richtungen für Ferien- und Fremdenbeherbergung, Ferien-, Freizeit- und 

Erlebnisparks, Freizeit- und Sportgroßeinrichtungen.

1.c)
Bereiche für gewerbliche und Flächen für die Unterbringung insbesondere von emittierenden Industrie- und 
industrielle Nutzungen – GIB – Gewerbebetrieben und emittierenden öffentlichen Betrieben und Einrichtun-
(Vorranggebiete): gen sowie jeweils zuzuordnender Anlagen (Flächen für Versorgungs- und 

Serviceeinrichtungen, Grün- und Erholungsflächen, Abstandsflächen), 

soweit sie nicht mit Planzeichen 1.d) oder 1.e) darzustellen sind.

1.ca)
Kraftwerke und einschlägige Kraftwerke, Heizkraftwerke, Heizwerke und sonstige Feuerungsanlagen.
Nebenbetriebe:

1.cb)
Abfallbehandlungsanlagen: Ortsfeste Abfallentsorgungsanlagen zur Lagerung oder Behandlung von

Abfällen.

1.d)
Bereiche für flächenintensive Regionalplanerische Konkretisierung der LEP-Gebiete für flächenintensive 
Großvorhaben (Vorranggebiete): Großvorhaben, die für Vorhaben mit besonderer Bedeutung für die wirtschaft-

liche Entwicklung des Landes mit einem Flächenbedarf von mindestens 80 ha
bestimmt sind.

1.e)
GIB für zweckgebundene GIB oder GIB-Teilbereiche, die aufgrund 
Nutzungen (Vorranggebiete): – ihrer räumlichen Lage,

– besonderer geologischer, verkehrlicher oder anderer spezifischer Standort-
faktoren oder

– rechtlicher Vorgaben
bestimmten Nutzungen vorbehalten sind.

1.ea)
Übertägige Betriebsanlagen und Schacht- und Stollenanlagen, Werkstätten und Verwaltungsgebäude.
-einrichtungen des Bergbaus:

1.eb)
Standorte des kombinierten – Güterverkehrszentren:
Güterverkehrs: Gewerbeflächen für Verkehrsbetriebe unterschiedlicher Ausrichtung (Trans-

port, Spedition, Lagerei, Service, logistische Dienstleistung) mit Anbindung an
mindestens zwei Verkehrsträger und einer Umschlagseinrichtung für den kom-
binierten Ladungsverkehr,
– Umschlagseinrichtungen für den kombinierten Ladungsverkehr der Bahnen.

2. Freiraum: Gebiete, die vorrangig Freiraumfunktionen erfüllen oder erfüllen sollen.

2.a)
Allgemeine Freiraum- und – Flächen für landwirtschaftliche Nutzung, die aus agrarwirtschaftlichen oder 
Agrarbereiche (Vorbehaltsgebiete): ökologischen Gründen zu erhalten oder zu entwickeln sind,

– Agrarbrachen,
– Grün-, Sport- und sonstige Gemeinbedarfsflächen sowie Freizeit- und Erho-

lungsflächen, deren Erscheinungsbild nicht durch Bebauung oder Bodenver-
siegelung geprägt ist,

– bisherige Siedlungsbereiche oder Teile von Siedlungsbereichen, die zum
Ausgleich für die planerische Inanspruchnahme von Freiraum für Sied-
lungszwecke im Sinne der Planzeicheninhalte 1.a) bis 1.eb) als Freiraum zu
sichern sind (Tausch- und Ersatzflächen),

– sonstige Flächen, die als Freiraum zu sichern sind.

2.b)
Waldbereiche (Vorranggebiete): – Wald, der zur Sicherung oder Verbesserung seiner Nutz-, Schutz- oder 

Erholungsfunktion zu erhalten ist,
– Flächen, die zur Verbesserung ihrer Freiraumfunktionen oder als Tausch-

und Ersatzfläche für die Inanspruchnahme von Freiraum für Siedlungs-
zwecke zu Wald zu entwickeln sind,

– Grünflächen mit überwiegendem Waldanteil.
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2.c)
Oberflächengewässer Talsperren, Abgrabungsseen und Hochwasserrückhaltebecken mit Dauerstau
(Vorranggebiete): sowie natürliche Seen.

2.d)
Freiraumfunktionen: 

2.da)
Schutz der Natur (Vorranggebiete): – Allgemeine Freiraum- und Agrarbereiche – Planzeichen 2.a) -, Waldbereiche 

– Planzeichen 2.b) – und Oberflächengewässer – Planzeichen 2.c) –, in denen
die natürlichen Gegebenheiten durch besondere Maßnahmen gesichert oder
entwickelt werden sollen (insbesondere Schutz, Pflege und Entwicklung
wertvoller Biotope; Aufbau eines landesweiten Biotopverbundes),

– regionalplanerische Konkretisierung der Feuchtgebiete von internationaler
Bedeutung gemäß LEP,

– festgesetzte Naturschutzgebiete und Freiraumbereiche, die künftig in ihren
wesentlichen Teilen entsprechend geschützt werden sollen.

2.db)
Schutz der Landschaft und – Allgemeine Freiraum- und Agrarbereiche – Planzeichen 2.a) –, Waldbereiche –
landschaftsorientierte Erholung Planzeichen 2.b) – und Oberflächengewässer – Planzeichen 2.c) –,
(Vorbehaltsgebiete): – in denen wesentliche Landschaftsstrukturen und deren landschaftstypische 

Ausstattung mit natürlichen Landschaftsbestandteilen gesichert oder ziel-
gerichtet entwickelt werden sollen, 

– die hinsichtlich der Vielfalt, Eigenart und Schönheit des Landschaftsbildes
und anderer Bedingungen für die landschaftsgebundene Erholung gesichert
oder zielgerichtet entwickelt werden sollen,

– festgesetzte Landschaftsschutzgebiete und Freiraumbereiche, die künftig in
ihren wesentlichen Teilen entsprechend geschützt werden sollen.

2.dc)
Regionale Grünzüge Freiraumbereiche – insbesondere in Verdichtungsgebieten –, die als Grünver-
(Vorranggebiete): bindung oder Grüngürtel wegen ihrer freiraum- und siedlungsbezogenen 

Funktionen (insb. räumliche Gliederung und klimaökologischer Ausgleich,
Erholung, Biotopvernetzung) zu erhalten, zu entwickeln oder zu sanieren und
vor anderweitiger Inanspruchnahme besonders zu schützen sind.

2.dd)
Grundwasser- und – Vorhandene, geplante oder in Aussicht genommene Einzugsgebiete (i.S. der 
Gewässerschutz Wasserschutzzone I – III A) öffentlicher Trinkwassergewinnungsanlagen,
(Vorranggebiete): – Grundwasservorkommen und Einzugsgebiete von Talsperren, die

– der öffentlichen Trinkwasserversorgung dienen,
– in absehbarer Zeit dafür herangezogen werden sollen oder
– für eine entsprechende Nutzung langfristig vorgehalten werden (konkret

abgegrenzte Wasserreservegebiete i.S. der Wasserschutzzone I – III A).

2.de)
Überschwemmungsbereiche – Auf 100-jährliche Hochwasserereignisse bemessene Überschwemmungsge-
(Vorranggebiete): biete, die als Abfluss- und Retentionsraum zu erhalten und zu entwickeln 

sind sowie 
– Freiraumbereiche, die als Option zur Rückgewinnung von Retentionsräumen

von einer Inanspruchnahme für Siedlungszwecke freizuhalten sind.

2.e)
Freiraumbereiche für Allgemeine Freiraum- und Agrarbereiche – Planzeichen 2.a) –, Waldbereiche –
zweckgebundene Nutzungen: Planzeichen 2.b) – und Oberflächengewässer – Planzeichen 2.c) –, die aufgrund

ihrer Lage, tatsächlichen Nutzung, natürlichen Ausstattung oder Eignung
bestimmten, durch zeichnerische Darstellungen der Planzeichen 2.ea) bis ec)
gekennzeichneten und/oder durch textliche Darstellungen zu benennenden
Nutzungen oder Entwicklungen vorbehalten sind.

2.ea)
Aufschüttungen und 
Ablagerungen (Vorranggebiete)

2.ea-1)
Abfalldeponien: Anlagen zur Ablagerung von Abfällen. 

2.ea-2)
Halden: Standorte/Vorhaben zur Lagerung oder Ablagerung von Bodenschätzen,

Nebengestein oder sonstigen Massen.

2.eb)
Sicherung und Abbau Zum oberirdischen Abbau geeignete Rohstoffvorkommen von gesamtwirt-
oberflächennaher Bodenschätze schaftlicher Bedeutung;1 für bereits planfestgestellte und genehmigte Abgra-
(Vorranggebiete): bungsflächen ist dem Planzeichen die festgelegte, im übrigen eine im Verfah-

ren zur Darstellung des Sicherungs- und Abbaubereiches zu bestimmende 
Folgenutzung entsprechend dem Planzeichen dieser Anlage zu unterlegen.

1: im Einzelfall auch im Siedlungsraum denkbar

2.ec)
Sonstige Zweckbindungen Sonstige Freiraumnutzungen oder -entwicklungsziele i.S. von Planzeichen 
(Vorranggebiete): 2.e), die nicht mit den Planzeichen 2.ea) bis 2.eb) darzustellen sind.
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2.ec-1)
Abwasserbehandlungs- und Abwasserbehandlungsanlagen2

-reinigungsanlagen:
2: auch im Siedlungsraum – Planzeichen 1.b), 1.c), 1.d) und 1.e) – darzustellen.

3. Verkehrsinfrastruktur: Großräumiges, überregionales und regionales Wegenetz der Verkehrsträger
Straße, Schiene und Wasserstraße sowie Luftverkehr.

3.a)
Straßen unter Angabe der 
Anschlussstellen

3.aa)
Straßen für den vorwiegend Bundesautobahnen und Bundesstraßen, soweit sie vorwiegend großräumige 
großräumigen Verkehr: Verkehrsfunktionen erfüllen.

3.aa-1) vorhanden, planfestgestellt, linienbestimmt, Grobtrasse.

3.aa-2) Bedarfsplanmaßnahmen ohne räumliche Festlegung.

3.ab)
Straßen für den vorwiegend Bundesautobahnen und Bundesstraßen – soweit nicht mit Planzeichen 3.aa) 
überregionalen und regionalen darzustellen – und Landesstraßen.
Verkehr: 

3.ab-1) vorhanden, planfestgestellt, linienbestimmt, Grobtrasse.

3.ab-2) Bedarfsplanmaßnahmen ohne räumliche Festlegung.

3.ac)
Sonstige regionalplanerisch Straßen zur Anbindung von Siedlungsbereichen sowie von Einrichtungen und
bedeutsame Straßen: Anlagen mit hohem Verkehrsaufkommen an das Verkehrsnetz.

3.b)
Schienenwege unter Angabe 
der Haltepunkte und 
Betriebsflächen

3.ba)
Schienenwege für den Strecken des schienen- oder spurgeführten Hochgeschwindigkeitsverkehrs
Hochgeschwindigkeits- und (z.B. ICE, Transrapid) sowie Schienenschnellverkehrsstrecken (z.B. IC, EC, 
sonstigen großräumigen Verkehr: Interregio, Intercargo).

3.ba-1) vorhanden, planfestgestellt, linienbestimmt, Grobtrasse.

3.ba-2) Bedarfsplanmaßnahmen ohne räumliche Festlegung.

3.bb)
Schienenwege für den Personen- und Güterverkehrsstrecken des mittleren Geschwindigkeitsberei-
überregionalen und regionalen ches (z.B. Regionalbahn, Regionalschnellbahn) sowie Schienenstrecken des 
Verkehr: regionalbedeutsamen Öffentlichen Personennahverkehrs (z.B. S-Bahn, City-

Bahn, Stadtbahn) und des Güterverkehrs.

3.bb-1) vorhanden, planfestgestellt, linienbestimmt, Grobtrasse.

3.bb-2) Bedarfsplanmaßnahmen ohne räumliche Festlegung.

3.bc)
Sonstige regionalplanerisch Schienenstrecken zur Anbindung von regionalbedeutsamen Siedlungsflächen 
bedeutsame Schienenwege: sowie von Einrichtungen und Anlagen mit hohem Verkehrsaufkommen an das 

Eisenbahnnetz.

3.c)
Wasserstraßen unter Angabe Binnenwasserstraßen, die dem allgemeinen Verkehr dienen.
der Güterumschlaghäfen 
(Vorranggebiete): 

3.d)
Flugplätze (Vorranggebiete): 

3.da)
Flughäfen/-plätze für den zivilen Gelände von Flughäfen/-plätzen, deren Lärmschutzzonen im LEP dargestellt 
Luftverkehr: sind. 

3.db)
Militärflugplätze: Gelände von Flugplätzen, die überwiegend militärischer Nutzung vorbehalten

sind und deren Lärmschutzzone im LEP dargestellt ist.

3.e)
Grenzen der Lärmschutzgebiete Lärmschutzzonen von Flugplätzen, die im LEP dargestellt sind.
gemäß LEP
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Artikel 4

Verordnung zu Regionalen Flächennutzungsplänen nach
§ 50 Abs. 1 Nr. 2 Landesplanungsgesetz 

(Verordnung zu Regionalen Flächennutzungsplänen)

Aufgrund des § 50 Abs. 1 Nr. 2 Landesplanungsgesetz
(LPlG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. Mai
2005 (GV. NRW. S. 430) wird im Einvernehmen mit dem
zuständigen Ausschuss des Landtags verordnet:

§ 1 

Bildung von Planungsgemeinschaften

(1) Der Zusammenschluss der Gemeinden ist durch die
Landesplanungsbehörde im Gesetz- und Verordnungs-
blatt für das Land Nordrhein-Westfalen bekannt zu ma-
chen.

(2) Im Rahmen der Anzeige einer Planungsgemein-
schaft gemäß § 25 Abs. 1 LPlG sind der Landespla-
nungsbehörde die gemeinsamen Planungsziele der be-
treffenden Gemeinden in Grundzügen darzulegen.

(3) Die Landesplanungsbehörde informiert die betrof-
fenen Ministerien über die Anzeige und die Planungs-
ziele.

§ 2 

Beendigung einer Planungsgemeinschaft

(1) Die der Planungsgemeinschaft angehörenden Ge-
meinden haben der Landesplanungsbehörde auf Verlan-
gen Auskunft über das Vorliegen von Planungsaktivitä-
ten zu erteilen, damit die Behörde das Fortbestehen der
Planungsgemeinschaft im Sinne des § 25 Abs. 1 LPlG
überprüfen kann.

(2) Eine Beendigung der Planungsgemeinschaft im
Sinne des § 25 Abs. 6 S. 1 LPlG ist durch die Landespla-
nungsbehörde im Gesetz- und Verordnungsblatt des
Landes Nordrhein-Westfalen bekannt zu machen.

§ 3 

Verfahrensleitender Ausschuss

(1) Die beteiligten Gemeinden sind berechtigt, einen
gemeinsamen verfahrensleitenden Ausschuss im Sinne
von § 50 Abs. 1 Nr. 2 LPlG zu bilden. 

(2) Der Ausschuss trifft die notwendigen Entscheidun-
gen mit Ausnahme des Planbeschlusses (§ 6). 

(3) Haben sich die beteiligten Gemeinden zur Beset-
zung des Ausschusses auf einen einheitlichen Wahlvor-
schlag geeinigt, sind einstimmige Beschlüsse der Räte
über die Annahme dieses Wahlvorschlages ausreichend.

(4) Kommt ein einheitlicher Wahlvorschlag nicht zu-
stande, so wird nach den Grundsätzen der Verhältnis-
wahl in einem Wahlgang abgestimmt. Dabei sind die
Wahlstellen auf die Wahlvorschläge der in den Räten
vertretenen Fraktionen nach der Reihenfolge der
Höchstzahlen zu verteilen, die sich durch Teilung der auf
die Wahlvorschläge entfallenden Stimmenzahlen durch
1, 2, 3 usw. ergeben. Über die Zuteilung der letzten
Wahlstelle entscheidet bei gleichen Höchstzahlen das
vom Bürgermeister zu ziehende Los. Entfällt bei diesem
Verfahren auf eine der in den Räten vertretenen Fraktio-
nen kein Sitz, ist die Fraktion berechtigt, ein stimmbe-
rechtigtes Mitglied in den Ausschuss zu entsenden. 

(5) Das Nähere über die Bildung und das Verfahren in
diesem Ausschuss regeln die beteiligten Gemeinden
durch eine gemeinsame Geschäftsordnung.

§ 4 

Erarbeitung des Regionalen Flächennutzungsplanes

(1) Bei der Erarbeitung des Regionalen Flächennut-
zungsplanes hat die Planungsgemeinschaft Ziele der
Raumordnung und Landesplanung zu beachten und
Grundsätze der Raumordnung und Landesplanung zu
berücksichtigen. § 1 Abs. 4 BauGB findet Anwendung.
Darüber hinaus sind fachplanerische Ansprüche an den

Raum und die Ergebnisse informeller Planungen zu
berücksichtigen.

(2) Der Regionale Flächennutzungsplan hat hinsicht-
lich seiner Funktion als Regionalplan die Funktion eines
Landschaftsrahmenplanes und eines forstlichen Rah-
menplanes. 

(3) Die Planungsgemeinschaft führt zum Zwecke der
Erarbeitung des Regionalen Flächennutzungsplanes eine
Beteiligung der Öffentlichkeit, des Regionalrates oder
der Regionalräte, auf die sich das Plangebiet bezieht,
und der Behörden im Sinne des Baugesetzbuches bzw.
der Mitwirkung der Beteiligten im Sinne des Landespla-
nungsgesetzes durch.

(4) Die Ergebnisse der Beteiligungen im Sinne des
Absatzes 3 werden in der Planungsgemeinschaft erörtert.
Auf Grundlage dieser Erörterungen ist Einvernehmen
über eine etwaige inhaltliche Änderung des Planent-
wurfs zu erzielen.

(5) Im Falle einer Änderung des Planentwurfs hat eine
erneute Auslegung gemäß den Vorschriften des Bauge-
setzbuches und des Landesplanungsgesetzes zu erfolgen.

§ 5 

Inhalt und Form des 
Regionalen Flächennutzungsplanes

(1) In dem Regionalen Flächennutzungsplan sind so-
wohl die Festlegungen i.S.d. § 7 Abs. 1 bis 4 Raumord-
nungsgesetz als auch die Darstellungen i.S.d. § 5 Bauge-
setzbuch zu kennzeichnen.

(2) Die zeichnerischen Darstellungen erfolgen im Maß-
stab 1 : 50.000. Sie müssen nach Gegenstand, Form und
Inhalt der Anlage zu § 3 Abs. 1 der Planverordnung zum
Landesplanungsgesetz vom 3. Mai 2005 (GV. NRW.
S. 430) entsprechen.

§ 6 

Planbeschluss

(1) Der Regionale Flächennutzungsplan wird durch die
Räte der der Planungsgemeinschaft angehörenden
Gemeinden gemeinsam beschlossen.

(2) Die Räte können bestimmen, welche Gemeinde den
Planbeschluss zugleich für alle Mitglieder der Planungs-
gemeinschaft der Landesplanungsbehörde zur Genehmi-
gung vorlegt.

§ 7 

Bekanntmachung

Für die Bekanntmachung des Regionalen Flächennut-
zungsplanes gelten die einschlägigen Vorschriften des
Baugesetzbuches und des Landesplanungsgesetzes ent-
sprechend.

§ 8 

Teilraumplanungsverbot

Gemäß § 9 Abs. 6 Satz 3 in Verbindung mit § 7 Abs. 1
Satz 2 Raumordnungsgesetz ist für das von einem Regio-
nalen Flächennutzungsplan umfasste Planungsgebiet ei-
ne räumliche Teilplanung unzulässig.

§ 9 

Planbindung

(1) Weicht die Planung eines öffentlichen Planungsträ-
gers vom Regionalen Flächennutzungsplan ab, so gilt § 7
BauGB mit der Maßgabe, dass ein Einvernehmen mit der
betroffenen Gemeinde im Sinne des § 7 Satz 4 BauGB
nur auf Grundlage einer einheitlichen Willensbildung al-
ler an der Planungsgemeinschaft beteiligten Gemeinden
wirksam erzielt werden kann.

(2) Die Vorschrift über das Zielabweichungsverfahren
nach dem Landesplanungsgesetz findet bei der Abwei-
chung von Zielen der Raumordnung und Landesplanung
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mit der Maßgabe Anwendung, dass ein Einvernehmen
mit den fachlich betroffenen Behörden und Stellen und
der Belegenheitsgemeinde zu erzielen ist, wobei die
Belegenheitsgemeinde ihr Einvernehmen nur auf Grund-
lage einer einheitlichen Willensbildung aller an der Pla-
nungsgemeinschaft beteiligten Gemeinden wirksam
erklären kann.

§ 10 

Änderung, Ergänzung und Aufhebung des 
Regionalen Flächennutzungsplanes

Der Regionale Flächennutzungsplan kann während
des Bestehens der Planungsgemeinschaft nur durch ei-
nen gemeinsamen Beschluss aller an der Planungsge-
meinschaft beteiligten Gemeinden geändert, ergänzt
oder aufgehoben werden.

§ 11 

Vereinfachtes Planänderungsverfahren

Werden durch Änderungen oder Ergänzungen eines
Regionalen Flächennutzungsplanes die Grundzüge der
Planung nicht berührt, finden die entsprechenden Rege-
lungen über ein vereinfachtes Planänderungsverfahren
nach dem Baugesetzbuch und dem Landesplanungsge-
setz entsprechende Anwendung.

Artikel 5

Verordnung über den Anwendungsbereich, 
den Kreis der Beteiligten sowie die Voraussetzungen 

für ein Raumordnungsverfahren
(Verordnung zu Raumordnungsverfahren)

Aufgrund des § 50 Abs. 1 Nr. 5 des Landesplanungsge-
setzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. Mai
2005 (GV. NRW. S. 430) wird im Einvernehmen mit dem
für die Landesplanung zuständigen Ausschuss des Land-
tages verordnet:

§ 1 

Anwendungsbereich

(1) Raumordnungsverfahren sind durchzuführen für
die nachfolgenden Planungen und Maßnahmen, wenn sie
im Einzelfall raumbedeutsam sind und überörtliche
Bedeutung haben:

1. betriebsplanpflichtige Vorhaben, die Bergsenkungen
zur Folge haben, soweit sie der Planfeststellung
bedürfen, wenn sie nicht im Zusammenhang stehen
mit der Errichtung von übertägigen Betriebsanlagen
und – einrichtungen, die nach der Anlage zu § 3 Abs.
1 der Planverordnung zum Landesplanungsgesetz
Gegenstand des Regionalplanes sind und die nach
den Senkungsprognosen nicht erwarten lassen, dass
sie Änderungen der Darstellungen im Regionalplan
erforderlich machen;

2. Leitungen 

a) für die Errichtung von Freileitungen mit 110 kV
und mehr Nennspannung und von Gasversor-
gungsleitungen mit einem Durchmesser von mehr
als 300 mm, soweit sie der Planfeststellung oder
Plangenehmigung nach § 11 a des Energiewirt-
schaftsgesetzes bedürfen und

b) für die Errichtung und wesentliche Trassenände-
rung einer Rohrleitungsanlage zum Befördern
wassergefährdender Stoffe im Sinne des § 19 a
Abs. 2 des Wasserhaushaltsgesetzes; 

3. Errichtung einer Anlage im Außenbereich im Sinne
des § 35 des Baugesetzbuchs, die der Genehmigung in
einem Verfahren unter Einbeziehung der Öffentlich-
keit nach § 4 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes
bedarf und die in der Nummer 1.1 bis 1.5. der Anlage
1 zum Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprü-
fung aufgeführt ist; sachlich und räumlich miteinan-
der im Verbund stehende Anlagen sind dabei als Ein-
heit anzusehen;

4. Neubau und wesentliche Trassenänderung von Schie-
nenstrecken (ausgenommen Grubenbahnen) sowie
Neubau von Rangierbahnhöfen und von Umschlags-
einrichtungen für den kombinierten Verkehr;

5. Neubau und wesentliche Trassenänderungen von
Magnetschwebebahnen;

6. Errichtung einer Versuchsanlage nach dem Gesetz
über den Bau und den Betrieb von Versuchsanlagen
zur Erprobung von Techniken für den spurgeführten
Verkehr;

7. Ausbau, Neubau und Beseitigung einer Bundeswas-
serstraße, die der Bestimmung der Planung und Lini-
enführung nach § 13 des Bundeswasserstraßengeset-
zes bedürfen;

8. Anlage und wesentliche Änderung eines Flugplatzes,
die einer Planfeststellung nach § 8 des Luftverkehrs-
gesetzes bedürfen;

(2) Der Durchführung eines Raumordnungsverfahrens
bedarf es nicht, wenn die Landesentwicklungspläne oder
Regionalpläne für ein Vorhaben nach Absatz 1 räumlich
und sachlich bestimmte oder bestimmbare Ziele der
Raumordnung und Landesplanung enthalten.

§ 2 

Durchführung des Raumordnungsverfahrens

(1) Bei der Durchführung von Raumordnungsverfah-
ren sind Beteiligte solche Behörden und Stellen, deren
Mitwirkung zweckmäßig erscheint.

(2) Mindestens sind Beteiligte die Behörden und Stel-
len nach § 1 Abs. 1 der Planverordnung, soweit deren
Aufgabenbereich durch das Raumordnungsverfahren
unmittelbar betroffen wird.

Artikel 6

Aufhebung bisherigen Rechts

Mit In-Kraft-Treten der Verordnung (Artikel 7) treten
außer Kraft: 

1. Verordnung über das Verfahren zur Bildung und Ein-
berufung der Regionalräte und des Braunkohlenaus-
schusses (1. DVO zum Landesplanungsgesetz) vom
24. Oktober 1989 (GV. NRW. S. 534), zuletzt geändert
durch Verordnung vom 30. Januar 2001 (GV. NRW.
S. 44), 

2. Verordnung über die Abgrenzung des Kreises der
Beteiligten und das Verfahren der Beteiligung bei der
Erarbeitung der Gebietsentwicklungspläne und der
Braunkohlenpläne sowie bei der Durchführung der
Raumordnungsverfahren (2. DVO zum Landespla-
nungsgesetz) vom 24. Oktober 1989 (GV. NRW.
S. 536), zuletzt geändert durch Verordnung vom 30.
Januar 2001 (GV. NRW. S. 45), 

3. Verordnung über Gegenstand, Form und Merkmale
des Planungsinhalts der Landesentwicklungspläne,
Gebietsentwicklungspläne und Braunkohlenpläne (3.
DVO zum Landesplanungsgesetz) vom 17. Januar
1995 (GV. NRW. S. 144),

4. Verordnung über die Abgrenzung des Braunkohlen-
plangebietes (4. DVO zum Landesplanungsgesetz)
vom 31. Oktober 1989 (GV. NRW. S. 538),

5. Verordnung über die Entschädigung der Mitglieder
der Regionalräte und des Braunkohlenausschusses
und über die Zuwendungen für die im Regionalrat
vorhandenen Gruppierungen der Parteien und Wäh-
lergruppen – einschließlich der 3. Änderungsverord-
nung – (5. DVO zum Landesplanungsgesetz) vom 19.
Juni 2001 (GV. NRW. S. 256), geändert durch Gesetz
vom 25. September 2001 (GV. NRW. S. 708), 

6. Verordnung über den Anwendungsbereich für ein
Raumordnungsverfahren nach § 23 a Landespla-
nungsgesetz (6. DVO zum Landesplanungsgesetz)
vom 17. Januar 1995 (GV. NRW. S. 151), geändert
durch Verordnung vom 8. Juli 2003 (GV. NRW. S. 377),
und
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7. Verordnung zu Regionalen Flächennutzungsplänen
nach § 10a Landesplanungsgesetz vom 28. September
2004 (GV. NRW. S. 536).

Artikel 7

In-Kraft-Treten und Befristung

Die Verordnung zur Neufassung der Verordnungen
zum Landesplanungsgesetz tritt am Tag nach ihrer Ver-
kündung in Kraft.

Die Artikel 1 bis 5 treten fünf Jahre nach ihrem In-
Kraft-Treten außer Kraft.

Düsseldorf, den 10. Mai 2005

Die Landesregierung
Nordrhein-Westfalen

Der Ministerpräsident

(L. S.) Peer  S t e i n b r ü c k

Der Finanzminister

Jochen  D i e c k m a n n

Der Innenminister

Dr. Fritz  B e h r e n s

Der Justizminister

Wolfgang  G e r h a r d s

Der Minister 
für Wirtschaft und Arbeit

Harald  S c h a r t a u

Der Minister 
für Städtebau und Wohnen, 

Kultur und Sport

Dr. Michael  V e s p e r

Die Ministerin 
für Umwelt und Naturschutz, 

Landwirtschaft und Verbraucherschutz

Bärbel  H ö h n

Der Minister 
für Verkehr, Energie und Landesplanung

Dr. Axel  H o r s t m a n n

– GV. NRW. 2005 S. 506

790 
791

Gesetz zur Änderung 
des Landschaftsgesetzes

Vom 3. Mai 2005

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen, das
hiermit verkündet wird:

791

Gesetz zur Änderung 
des Landschaftsgesetzes

Artikel I

Das Gesetz zur Sicherung des Naturhaushalts und zur
Entwicklung der Landschaft (Landschaftsgesetz – LG)
in der Fassung der Bekanntmachung vom 21. Juli 2000
(GV. NRW. S. 568), zuletzt geändert durch Gesetz vom 1.
März 2005 (GV. NRW. S. 191), wird wie folgt geändert:

1. Das Inhaltsverzeichnis wird wie folgt gefasst:

„Inhaltsverzeichnis

Abschnitt I. 
Allgemeine Vorschriften

§ 1 Ziele des Naturschutzes und der Landschafts-
pflege

§ 2 Grundsätze des Naturschutzes und der Land-
schaftspflege

§ 2a Grundflächen der öffentlichen Hand, Bereit-
stellen von Grundflächen

§ 2b Biotopverbund

§ 2c Land-, Forst- und Fischereiwirtschaft

§ 2d Erziehung, Bildung und Information

§ 3 Allgemeine Pflichten

§ 3a Vertragliche Vereinbarungen

§ 3b Begriffsbestimmungen

§ 4 Eingriffe in Natur und Landschaft

§ 4a Verursacherpflichten, Unzulässigkeit von
Eingriffen

§ 5 Ersatzgeld

§ 5a Anerkennung vorgezogener Kompensations-
maßnahmen

§ 6 Verfahren bei Eingriffen

§ 7 Enteignung, Entschädigung, Ausgleich

Abschnitt II. 
Landschaftsbehörden, Beiräte, Landschaftswacht

§ 8 Landschaftsbehörden

§ 9 Aufgaben, Zuständigkeit und Zusammenar-
beit

§ 10 Untersuchungsrecht

§ 11 Beiräte

§ 11a Biologische Stationen

§ 12 Anerkennung und Mitwirkung von Vereinen

§ 12a Verfahren

§ 12b Klagerecht von Verbänden

§ 13 Landschaftswacht

§ 14 Landesanstalt für Ökologie, Bodenordnung
und Forsten Nordrhein-Westfalen

522



Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land Nordrhein-Westfalen – Nr. 23 vom 25. Mai 2005

Abschnitt III. 
Landschaftsplanung

§ 15 Landschaftsprogramm, Landschaftsrahmen-
plan

§ 15a Inhalt des Landschaftsprogramms, Fachbei-
trag des Naturschutzes und der Landschafts-
pflege zur Landschaftsplanung sowie stadt-
ökologischer Fachbeitrag

§ 16 Landschaftsplan

§ 17 Entfallen

§ 18 Entwicklungsziele für die Landschaft, Bio-
topverbund

§ 19 Besonders geschützte Teile von Natur und
Landschaft

§ 20 Naturschutzgebiete

§ 21 Landschaftsschutzgebiete

§ 22 Naturdenkmale

§ 23 Geschützte Landschaftsbestandteile

§ 24 Zweckbestimmung für Brachflächen

§ 25 Forstliche Festsetzungen in Naturschutzge-
bieten und geschützten Landschaftsbestand-
teilen

§ 26 Entwicklungs-, Pflege- und Erschließungs-
maßnahmen

Abschnitt IV. 
Verfahren bei der Landschaftsplanung

§ 27 Aufstellung des Landschaftsplans 

§ 27a Beteiligung der Träger öffentlicher Belange

§ 27b Beteiligung der Bürger

§ 27c Öffentliche Auslegung

§ 28 Genehmigung des Landschaftsplans

§ 28a In-Kraft-Treten des Landschaftsplans

§ 29 Änderung, Aufhebung und Neuaufstellung
des Landschaftsplans

§ 30 Verletzung von Verfahrens- und Formvor-
schriften, Mängel der Abwägung, Behebung
von Fehlern 

§ 31 Aufgaben im Genehmigungsverfahren

§ 32 Entfallen

Abschnitt V. 
Wirkung und Durchführung des Landschaftsplans

§ 33 Berücksichtigung der Entwicklungsziele für
die Landschaft

§ 34 Wirkung der Schutzausweisung, Bindungen
für Brachflächen

§ 35 Wirkungen der Festsetzungen für die forstli-
che Nutzung

§ 36 Aufgaben des Trägers der Landschaftspla-
nung

§ 36a Gesetzliches Vorkaufsrecht des Trägers der
Landschaftsplanung

§ 37 Aufgaben anderer juristischer Personen des
öffentlichen Rechts

§ 38 Verpflichtung der Grundstückseigentümer
oder -besitzer zur Durchführung von Maß-
nahmen

§ 39 Allgemeine Duldungspflicht

§ 40 Besonderes Duldungsverhältnis

§ 41 Maßnahmen der Bodenordnung

§ 42 Entfallen

Abschnitt Va. 
Schutzausweisungen

§ 42a Schutzmaßnahmen

§ 42b Beteiligung von Behörden und öffentlichen
Stellen

§ 42c Öffentliche Auslegung, Anhörung

§ 42d Abgrenzung

§ 42e Einstweilige Sicherstellung, Veränderungs-
verbot

Abschnitt VI. 
Ergänzende Vorschriften

§ 43 Nationalparke

§ 44 Naturparke

§ 45 Baumschutzsatzung

§ 46 Duldungspflicht für Schutzgebiete und -ob-
jekte

§ 47 Gesetzlich geschützte Landschaftsbestand-
teile

§ 48 Verzeichnisse, Kennzeichen, Bezeichnungen

Abschnitt VIa. 

Europäisches ökologisches Netz „Natura 2000“

§ 48a Allgemeine Vorschriften

§ 48b Ermittlung und Vorschlag der Gebiete

§ 48c Schutzausweisung

§ 48d Verträglichkeit und Unzulässigkeit von Pro-
jekten, Ausnahmen

§ 48e Verhältnis zu anderen Rechtsvorschriften

Abschnitt VII. 
Erholung in der freien Landschaft

§ 49 Betretungsbefugnis

§ 50 Reiten in der freien Landschaft und im Walde

§ 51 Kennzeichnung von Reitpferden, Reitabgabe

§ 52 Ermächtigung

§ 53 Grenzen der Betretungs- und Reitbefugnis

§ 54 Zulässigkeit von Sperren

§ 54a Radfahr- und Reitverbote

§ 55 Betretungsbefugnisse in geschlossenen Ort-
schaften

§ 56 Freigabe der Ufer

§ 57 Bauverbote an Gewässern

§ 58 Entfallen

§ 59 Markierung von Wanderwegen

Abschnitt VIII. 
Artenschutz

§ 60 Allgemeine Vorschriften

§ 61 Allgemeiner Schutz wildlebender Tiere und
Pflanzen

§ 62 Gesetzlich geschützte Biotope

§ 63 Allgemeine Vorschriften für den Arten- und
Biotopschutz 

§ 64 Nist-, Brut-, Wohn- und Zufluchtstätten

§ 65 Kennzeichnung von Tieren, Schutz von
Bezeichnungen 

§ 66 Entfallen

§ 67 Tiergehege

§ 68 Zoos

§ 68a Auskunfts- und Zutrittsrecht, Maßnahmen
der Behörden
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Abschnitt IX. 
Befreiungen, Bußgeldvorschriften, 

besondere Ermächtigungen

§ 69 Befreiungen

§ 70 Bußgeldvorschriften

§ 71 Geldbuße, Einziehung, Zusammentreffen mit
Straftaten, Verwaltungsbehörde

§ 72 Besondere Ermächtigungen

Abschnitt X. 
Übergangs- und Schlussbestimmungen

§ 73 Überleitung bestehender Verordnungen 

§ 74 Entfallen

§ 75 Bestehende Tiergehege, bestehende Zoos

§ 76 Übergangsvorschrift für die Mitwirkung und
das Klagerecht von Verbänden sowie für Bei-
räte

§§ 77 
– 83 Gegenstandslos

§ 84 Durchführungsvorschriften

§ 85 Aufhebung bestehender Vorschriften

§ 86 In-Kraft-Treten“.

1a. Die §§ 1 und 2 erhalten folgende Fassung:

„§ 1 
Ziele des Naturschutzes 

und der Landschaftspflege

Natur und Landschaft sind auf Grund ihres eigenen
Wertes und als Lebensgrundlagen des Menschen
auch in Verantwortung für die künftigen Generatio-
nen im besiedelten und unbesiedelten Bereich so zu
schützen, zu pflegen, zu entwickeln und, soweit
erforderlich, wiederherzustellen, dass

1. die Leistungs- und Funktionsfähigkeit des Na-
turhaushalts,

2. die Regenerationsfähigkeit und nachhaltige
Nutzungsfähigkeit der Naturgüter,

3. die Tier- und Pflanzenwelt einschließlich ihrer
Lebensstätten und Lebensräume sowie 

4. die Vielfalt, Eigenart und Schönheit sowie der
Erholungswert von Natur und Landschaft

auf Dauer gesichert sind.

§ 2 

Grundsätze des Naturschutzes 
und der Landschaftspflege

(1) Die Ziele des Naturschutzes und der Land-
schaftspflege sind insbesondere nach Maßgabe fol-
gender Grundsätze zu verwirklichen, soweit es im
Einzelfall zur Verwirklichung erforderlich, möglich
und unter Abwägung aller sich aus den Zielen nach
§ 1 ergebenden Anforderungen untereinander und
gegen die sonstigen Anforderungen der Allgemein-
heit an Natur und Landschaft angemessen ist:

1. Der Naturhaushalt ist in seinen räumlich ab-
grenzbaren Teilen so zu sichern, dass die den
Standort prägenden biologischen Funktionen,
Stoff- und Energieflüsse sowie landschaftlichen
Strukturen erhalten, entwickelt oder wiederher-
gestellt werden.

2. Die Naturgüter sind, soweit sie sich nicht erneu-
ern, sparsam und schonend zu nutzen. Der Nut-
zung sich erneuernder Naturgüter kommt
besondere Bedeutung zu; sie dürfen nur so ge-
nutzt werden, dass sie nachhaltig zur Verfügung
stehen.

3. Böden sind so zu erhalten, dass sie ihre Funktio-
nen im Naturhaushalt erfüllen können. Natürli-
che oder von Natur aus geschlossene Pflanzen-
decken sowie die Ufervegetation sind zu si-

chern. Für nicht land- oder forstwirtschaftlich
oder gärtnerisch genutzte Böden, deren Pflan-
zendecke beseitigt worden ist, ist eine standort-
gerechte Vegetationsentwicklung zu ermögli-
chen. Bodenerosionen sind zu vermeiden.

4. Natürliche oder naturnahe Gewässer sowie de-
ren Uferzonen und natürliche Rückhalteflächen
sind zu erhalten, zu entwickeln oder wiederher-
zustellen. Änderungen des Grundwasserspie-
gels, die zu einer Zerstörung oder nachhaltigen
Beeinträchtigung schutzwürdiger Biotope füh-
ren können, sind zu vermeiden; unvermeidbare
Beeinträchtigungen sind auszugleichen. Ein
Ausbau von Gewässern soll so naturnah wie
möglich erfolgen.

5. Schädliche Umwelteinwirkungen sind auch
durch Maßnahmen des Naturschutzes und der
Landschaftspflege gering zu halten; empfindli-
che Bestandteile des Naturhaushalts dürfen
nicht nachhaltig geschädigt werden.

6. Beeinträchtigungen des Klimas sind zu vermei-
den; hierbei kommt dem Aufbau einer nachhal-
tigen Energieversorgung insbesondere durch
zunehmende Nutzung erneuerbarer Energien
besondere Bedeutung zu. Auf den Schutz und
die Verbesserung des Klimas, einschließlich des
örtlichen Klimas, ist auch durch Maßnahmen
des Naturschutzes und der Landschaftspflege
hinzuwirken. Wald und sonstige Gebiete mit
günstiger klimatischer Wirkung sowie Luftaus-
tauschbahnen sind zu erhalten, zu entwickeln
oder wiederherzustellen.

7. Beim Aufsuchen und bei der Gewinnung von
Bodenschätzen, bei Abgrabungen und Aufschüt-
tungen sind dauernde Schäden des Naturhaus-
halts und Zerstörungen wertvoller Landschafts-
teile zu vermeiden. Unvermeidbare Beeinträch-
tigungen von Natur und Landschaft sind insbe-
sondere durch Förderung natürlicher Sukzes-
sion, Renaturierung, naturnahe Gestaltung,
Wiedernutzbarmachung oder Rekultivierung
auszugleichen oder zu mindern.

8. Zur Sicherung der Leistungs- und Funktionsfä-
higkeit des Naturhaushalts ist die biologische
Vielfalt zu erhalten und zu entwickeln. Sie um-
fasst die Vielfalt an Lebensräumen und Lebens-
gemeinschaften, an Arten sowie die genetische
Vielfalt innerhalb der Arten.

9. Die wild lebenden Tiere und Pflanzen und ihre
Lebensgemeinschaften sind als Teil des Natur-
haushalts in ihrer natürlichen und historisch
gewachsenen Artenvielfalt zu schützen. Ihre
Biotope und ihre sonstigen Lebensbedingungen
sind zu schützen, zu pflegen, zu entwickeln oder
wiederherzustellen.

10. Auch im besiedelten Bereich sind noch vorhan-
dene Naturbestände, wie Wald, Hecken, Weg-
raine, Saumbiotope, Bachläufe, Weiher sowie
sonstige ökologisch bedeutsame Kleinstrukturen
zu erhalten und zu entwickeln.

11. Unbebaute Bereiche sind wegen ihrer Bedeu-
tung für den Naturhaushalt und für die Erho-
lung insgesamt und auch im Einzelnen in der
dafür erforderlichen Größe und Beschaffenheit
zu erhalten. Nicht mehr benötigte versiegelte
Flächen sind zu renaturieren oder, soweit eine
Entsiegelung nicht möglich oder nicht zumutbar
ist, der natürlichen Entwicklung zu überlassen.

12. Bei der Planung von ortsfesten baulichen Anla-
gen, Verkehrswegen, Energieleitungen und ähn-
lichen Vorhaben sind die natürlichen Land-
schaftsstrukturen zu berücksichtigen. Verkehrs-
wege, Energieleitungen und ähnliche Vorhaben
sollen so zusammengefasst werden, dass die
Zerschneidung und der Verbrauch von Land-
schaft so gering wie möglich gehalten werden.

13. Die Landschaft ist in ihrer Vielfalt, Eigenart
und Schönheit auch wegen ihrer Bedeutung als
Erlebnis- und Erholungsraum des Menschen zu
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sichern. Ihre charakteristischen Strukturen und
Elemente sind zu erhalten oder zu entwickeln.
Beeinträchtigungen des Erlebnis- und Erho-
lungswerts der Landschaft sind zu vermeiden.
Zum Zwecke der Erholung sind nach ihrer
Beschaffenheit und Lage geeignete Flächen zu
schützen und, wo notwendig, zu pflegen, zu
gestalten und zugänglich zu erhalten oder
zugänglich zu machen. Vor allem im siedlungs-
nahen Bereich sind ausreichende Flächen für die
Erholung bereitzustellen. Zur Erholung im Sin-
ne des Satzes 4 gehören auch natur- und land-
schaftsverträgliche sportliche Betätigungen in
der freien Natur.

14. Historische Kulturlandschaften und -land-
schaftsteile von besonderer Eigenart, einschließ-
lich solcher von besonderer Bedeutung für die
Eigenart oder Schönheit geschützter oder schüt-
zenswerter Kultur-, Bau- und Bodendenkmäler,
sind zu erhalten.

15. Das allgemeine Verständnis für die Ziele und
Aufgaben des Naturschutzes und der Land-
schaftspflege ist mit geeigneten Mitteln zu för-
dern. Bei Maßnahmen des Naturschutzes und
der Landschaftspflege ist ein frühzeitiger Infor-
mationsaustausch mit Betroffenen und der inte-
ressierten Öffentlichkeit zu gewährleisten.

(2) Das Land Nordrhein-Westfalen unterstützt die
internationalen Bemühungen und die Verwirkli-
chung der Rechtsakte der Europäischen Gemein-
schaften auf dem Gebiet des Naturschutzes und der
Landschaftspflege. Die Errichtung des europäi-
schen ökologischen Netzes „Natura 2000“ ist zu
fördern. Sein Zusammenhalt ist zu wahren und,
auch durch die Pflege und Entwicklung eines Bio-
topverbunds, zu verbessern. Der Erhaltungszustand
der Biotope von gemeinschaftlichem Interesse, ins-
besondere der dem Netz „Natura 2000“ angehören-
den Gebiete, der Arten von gemeinschaftlichem
Interesse und der europäischen Vogelarten ist zu
überwachen. Die besonderen Funktionen der Ge-
biete von gemeinschaftlicher Bedeutung und der
Europäischen Vogelschutzgebiete innerhalb des
Netzes „Natura 2000“ sind zu erhalten und bei
unvermeidbaren Beeinträchtigungen, soweit wie
möglich, wiederherzustellen.“

2. Nach § 2 werden die folgenden §§ 2a bis 2d ange-
fügt:

„§ 2a 
Grundflächen der öffentlichen Hand, 

Bereitstellen von Grundflächen

(1) Bei der Bewirtschaftung von Grundflächen im
Eigentum oder Besitz der öffentlichen Hand sollen
die Ziele und Grundsätze des Naturschutzes und
der Landschaftspflege in besonderer Weise berück-
sichtigt werden. Für den Naturschutz besonders
wertvolle Grundflächen sollen, soweit angemessen,
in ihrer ökologischen Beschaffenheit nicht nachtei-
lig verändert werden. Die Sätze 1 und 2 stehen der
Erfüllung bestimmter öffentlicher Zweckbestim-
mungen von Grundflächen nicht entgegen. 

(2) Land, Gemeinden, Gemeindeverbände und sons-
tige Personen des öffentlichen Rechts stellen in ih-
rem Eigentum oder Besitz stehende Grundflächen,
die sich für die naturverträgliche Erholung der
Bevölkerung eignen oder den Zugang der Allge-
meinheit zu solchen Grundflächen ermöglichen
oder erleichtern, in angemessenem Umfang für die
Erholung bereit, soweit dies mit einer nachhaltigen
Nutzung und den sonstigen Zielen von Naturschutz
und Landschaftspflege vereinbar ist und eine
öffentliche Zweckbindung nicht entgegensteht.

(3) Unberührt von den Verpflichtungen der Ab-
sätze 1 und 2 bleibt die Möglichkeit, Flächen als
Kompensationsflächen im Rahmen der §§ 4 bis 5a
zu nutzen.

§ 2b 
Biotopverbund

(1) Im Land Nordrhein-Westfalen ist ein Netz
räumlich oder funktional verbundener Biotope
(Biotopverbund), das mindestens 10 % der Landes-
fläche umfasst, darzustellen und festzusetzen. Der
Biotopverbund soll länderübergreifend erfolgen.
Das Land Nordrhein-Westfalen stimmt sich hierzu
mit den angrenzenden Ländern ab.

(2) Ziel des Biotopverbunds ist die nachhaltige
Sicherung von heimischen Tier- und Pflanzenarten
und deren Populationen einschließlich ihrer
Lebensräume und Lebensgemeinschaften sowie die
Bewahrung, Wiederherstellung und Entwicklung
funktionsfähiger ökologischer Wechselbeziehungen.
Der Biotopverbund dient auch der Verbesserung der
ökologischen Kohärenz des europäischen Netzes
„Natura 2000“ im Sinne von Artikel 10 der Richtli-
nie 92/43/EWG.

(3) Der Biotopverbund besteht aus Kernflächen,
Verbindungsflächen und Verbindungselementen.
Bestandteile des Biotopverbunds sind:

1. festgesetzte Nationalparke,

2. geschützte Biotope im Sinne des § 62,

3. Naturschutzgebiete,

4. Gebiete und Flächen im Sinne des § 48a („Natu-
ra 2000“),

5. weitere geeignete Flächen und Elemente, ein-
schließlich Teilen von Landschaftsschutzgebie-
ten, Naturparken und zeitlich begrenzt zur Ver-
fügung stehenden Flächen und Elementen, so-
fern die dauerhafte Gewährleistung des Biotop-
verbunds nicht beeinträchtigt wird,

wenn sie zur Erreichung des in Absatz 2 genannten
Zieles geeignet sind.

(4) Die erforderlichen Kernflächen, Verbindungsflä-
chen und Verbindungselemente sind im Land-
schaftsplan nach § 16 durch Festsetzung geeigneter
Gebiete im Sinne des § 19, durch langfristige Ver-
einbarungen (Vertragsnaturschutz) oder andere
geeignete Maßnahmen rechtlich zu sichern, um ei-
nen Biotopverbund dauerhaft zu gewährleisten. Sie
werden ergänzt gemäß § 15a Abs. 3 durch entspre-
chende Darstellungen und Festsetzungen in den
Bauleitplänen.

§ 2c
Land-, Forst- und Fischereiwirtschaft

(1) Bei Maßnahmen des Naturschutzes und der
Landschaftspflege ist die besondere Bedeutung ei-
ner natur- und landschaftsverträglichen Land-,
Forst- und Fischereiwirtschaft für die Erhaltung
der Kultur- und Erholungslandschaft zu berück-
sichtigen.

(2) Der Ausgleich von Nutzungsbeschränkungen in
der Land-, Forst- und Fischereiwirtschaft bestimmt
sich nach § 7 dieses Gesetzes. 

(3) Die zur Vernetzung von Biotopen besonders
geeigneten linearen und punktförmigen Land-
schaftsstrukturelemente sowie deren erforderliche
Mindestdichte werden naturräumlich nach den
fachlichen Vorgaben des Landschaftsrahmenplans
jeweils örtlich durch den Landschaftsplan im Rah-
men der Darstellung des Biotopverbunds nach
Maßgabe des § 18 festgelegt.

(4) Die Landwirtschaft hat neben den Anforderun-
gen, die sich aus den für die Landwirtschaft gelten-
den Vorschriften und § 17 Abs. 2 des Bundes-
Bodenschutzgesetzes ergeben, insbesondere die fol-
genden Grundsätze der guten fachlichen Praxis zu
beachten:

1. Bei der landwirtschaftlichen Nutzung muss die
Bewirtschaftung standortangepasst erfolgen und
die nachhaltige Bodenfruchtbarkeit und lang-
fristige Nutzbarkeit der Flächen gewährleistet
werden.

525



Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land Nordrhein-Westfalen – Nr. 23 vom 25. Mai 2005

2. Vermeidbare Beeinträchtigungen von vorhande-
nen Biotopen sind zu unterlassen.

3. Die zur Vernetzung von Biotopen erforderlichen
Landschaftselemente sind in ihrem Bestand zu
erhalten und nach Möglichkeit zu vermehren.

4. Die Tierhaltung hat in einem ausgewogenen Ver-
hältnis zum Pflanzenbau zu stehen und schädli-
che Umweltauswirkungen sind zu vermeiden.

5. Auf erosionsgefährdeten Hängen, in Über-
schwemmungsgebieten, auf Standorten mit ho-
hem Grundwasserstand sowie auf Moorstandor-
ten ist ein Grünlandumbruch zu unterlassen.

6. Die natürliche Ausstattung der Nutzfläche (Bo-
den, Wasser, Flora, Fauna) darf nicht über das
zur Erzielung eines nachhaltigen Ertrages erfor-
derliche Maß hinaus beeinträchtigt werden.

7. Eine schlagspezifische Dokumentation über den
Einsatz von Dünge- und Pflanzenschutzmitteln
ist nach Maßgabe des landwirtschaftlichen
Fachrechts zu führen.

(5) Bei der forstlichen Nutzung des Waldes ist das
Ziel zu verfolgen, naturnahe Wälder aufzubauen
und diese ohne Kahlschläge nachhaltig zu bewirt-
schaften. Ein hinreichender Anteil standortheimi-
scher Forstpflanzen ist einzuhalten. Das Nähere re-
gelt das Landesforstgesetz.

(6) Bei der fischereiwirtschaftlichen Nutzung der
oberirdischen Gewässer sind diese einschließlich ih-
rer Uferzonen als Lebensstätten und Lebensräume
für heimische Tier- und Pflanzenarten zu erhalten
und zu fördern. Der Besatz dieser Gewässer mit
nicht heimischen Tierarten ist grundsätzlich zu
unterlassen. Bei Fischzuchten und Teichwirtschaf-
ten der Binnenfischerei sind Beeinträchtigungen
der heimischen Tier- und Pflanzenarten auf das zur
Erzielung eines nachhaltigen Ertrages erforderliche
Maß zu beschränken. Das Nähere regelt das Lan-
desfischereigesetz.

§ 2d 
Erziehung, Bildung und Information

Das Verantwortungsbewusstsein der Menschen für
ein pflegliches Verhalten gegenüber der Natur und
Landschaft soll geweckt und zu einem verantwor-
tungsvollen Umgang mit den Naturgütern angeregt
werden. Das allgemeine Verständnis für die Natur
und Umwelt ist durch die Bildungs-, Erziehungs-
und Informationsträger auf allen Ebenen zu verbes-
sern. Das gilt insbesondere für Angebote über die

a) Bedeutung von Natur und Landschaft,

b) Aufgaben des Naturschutzes,

c) Grundlagen der Ökologie und der ökologischen
Zusammenhänge,

d) Rechtsgrundlagen des Natur- und Umweltschut-
zes,

e) Möglichkeiten zur Zusammenarbeit und zum
Interessenausgleich zwischen unterschiedlichen
Ansprüchen an die Nutzung der Natur und ihren
Schutz sowie über

f) ein natur- und landschaftsverträglich ausgestal-
tetes Natur- und Freizeiterleben.“

3. § 3 erhält folgende Fassung:

„§ 3 
Allgemeine Pflichten

Jeder soll nach seinen Möglichkeiten zur Verwirkli-
chung der Ziele und Grundsätze des Naturschutzes
und der Landschaftspflege beitragen und sich so
verhalten, dass Natur und Landschaft nicht mehr
als nach den Umständen unvermeidbar beeinträch-
tigt werden.“

4. § 3a Abs. 1 wird wie folgt geändert:

a) Nach Satz 1 wird folgender Satz 2 eingefügt:

„Dies gilt insbesondere für vertragliche Rege-
lungen im Bereich der land- und forstwirtschaft-
lichen Bodennutzung und für die Ausübung von
Jagd- und Fischereirechten, sowie im Rahmen
von natur- und landschaftsverträglicher sportli-
cher Betätigung in der freien Natur.“

b) Die bisherigen Sätze 2 und 3 werden die Sätze 3
und 4.

5. Nach § 3a wird der folgende § 3b eingefügt:

„§ 3b 
Begriffsbestimmungen

Die Begriffsbestimmungen des § 10 Abs. 1 bis 5 des
Bundesnaturschutzgesetzes finden Anwendung.“

6. § 4 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 erhält folgende Fassung:

„(1) Eingriffe in Natur und Landschaft im Sinne
dieses Gesetzes sind Veränderungen der Gestalt
oder Nutzung von Grundflächen oder Verände-
rungen des mit der belebten Bodenschicht in
Verbindung stehenden Grundwasserspiegels, die
die Leistungs- und Funktionsfähigkeit des
Naturhaushalts oder das Landschaftsbild erheb-
lich beeinträchtigen können.“

b) In Absatz 2 erhalten die Nrn. 4 und 10 folgenden
Wortlaut:

„4. die Errichtung oder wesentliche Änderung
von Schienenwegen, von Straßen, von versiegel-
ten land- oder forstwirtschaftlichen Wirtschafts-
wegen, von raumbedeutsamen Windenergieanla-
gen und von sonstigen baulichen Anlagen im
Sinne von § 2 Abs. 1 der Landesbauordnung,“

„10. die Neuanlage von Weihnachtsbaum- und
Schmuckreisigkulturen außerhalb des Waldes.
Dies gilt auch für die Neuanlage von Weih-
nachtsbaum- und Schmuckreisigkulturen, wenn
sie baumschulmäßig genutzt oder als Baum-
schule bezeichnet werden und größer sind als 1
Hektar.“

c) Absatz 3 erhält folgende Fassung:

„(3) Nicht als Eingriffe gelten

1. Erdwälle für den Lärmschutz an Straßen-
und Schienenwegen,

2. Abgrabungen geringen Umfanges für den
Eigenbedarf eines land- oder forstwirtschaft-
lichen Betriebes,

3. notwendige Unterhaltungs- sowie Ausbau-
maßnahmen zur Vermeidung der Sohlenver-
tiefung und zur Haltung eines gleichwertigen
Wasserstandes für die Schifffahrt auf dem
Rhein,

4. die Errichtung von bis zu zwei nahe beiei-
nander liegenden Windenergieanlagen,

5. die land-, forst- und fischereiwirtschaftliche
Bodennutzung, soweit dabei die Ziele und
Grundsätze des Naturschutzes und der Land-
schaftspflege berücksichtigt werden. Die den
in § 2c Abs. 4 bis 6 genannten Anforderungen
sowie den Regeln der guten fachlichen Pra-
xis, die sich aus dem Recht der Land-, Forst-
und Fischereiwirtschaft und § 17 Abs. 2 des
Bundes-Bodenschutzgesetzes ergeben, ent-
sprechende land-, forst- und fischereiwirt-
schaftliche Bodennutzung widerspricht in
der Regel nicht den in Satz 1 genannten Zie-
len und Grundsätzen,

6. die Wiederaufnahme einer land-, forst- und
fischereiwirtschaftlichen Bodennutzung, die
auf Grund vertraglicher Vereinbarungen oder
auf Grund der Teilnahme an öffentlichen
Programmen zur Bewirtschaftungsbeschrän-
kung zeitweise eingeschränkt oder unterbro-
chen war, soweit sie innerhalb von drei Jah-
ren nach Auslaufen der Bewirtschaftungsbe-
schränkungen erfolgt,
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7. die Beseitigung von nach In-Kraft-Treten
dieses Gesetzes sich durch Sukzession oder
Pflege ergebenden Zustandsveränderungen
des Naturhaushalts oder des Landschaftsbil-
des auf Flächen, die in der Vergangenheit
baulich oder für verkehrliche Zwecke genutzt
waren, bei Wiederaufnahme einer neuen Nut-
zung. Dazu ist der nach In-Kraft-Treten des
Gesetzes oder bei der zukünftigen Aufgabe
einer Nutzung aktuelle Zustand der Flächen
gegenüber der zuständigen Landschaftsbe-
hörde zu dokumentieren (Natur auf Zeit).
Kompensationsmaßnahmen nach § 4a sind
lediglich nach dem gemäß Satz 2 dokumen-
tierten Zustand der Flächen durchzuführen.“

d) Die Absätze 4 bis 6 werden aufgehoben.

7. Nach § 4 wird folgender § 4a angefügt:

„§ 4a 
Verursacherpflichten, Unzulässigkeit von Eingriffen

(1) Der Verursacher eines Eingriffs ist zu verpflich-
ten, vermeidbare Beeinträchtigungen von Natur
und Landschaft zu unterlassen.

(2) Der Verursacher ist zu verpflichten, unvermeid-
bare Beeinträchtigungen innerhalb einer von der
zuständigen Behörde zu bestimmenden Frist durch
Maßnahmen des Naturschutzes und der Land-
schaftspflege vorrangig auszugleichen (Ausgleichs-
maßnahmen) oder in sonstiger Weise zu kompensie-
ren (Ersatzmaßnahmen). Ausgeglichen ist eine
Beeinträchtigung, wenn und sobald die beeinträch-
tigten Funktionen des Naturhaushalts wieder her-
gestellt sind und das Landschaftsbild landschafts-
gerecht wiederhergestellt oder neu gestaltet ist. In
sonstiger Weise kompensiert ist eine Beeinträchti-
gung, wenn und sobald die beeinträchtigten Funk-
tionen des Naturhaushalts in der betroffenen natur-
räumlichen Region in gleichwertiger Weise ersetzt
sind oder das Landschaftsbild landschaftsgerecht
neu gestaltet ist. Bei der Festsetzung von Art und
Umfang der Kompensationsmaßnahmen sind die
Programme und Pläne nach den §§ 15 und 16 zu
berücksichtigen. Zur Kompensation der Beein-
trächtigungen des Naturhaushalts kommen auch
Maßnahmen einer naturverträglichen Bodennut-
zung in Betracht, die der dauerhaften Verbesserung
des Biotop- und Artenschutzes dienen. Kompensa-
tionsmaßnahmen sind, soweit dies zumutbar ist, auf
Flächen im Eigentum des Verursachers durchzufüh-
ren. Bei langandauernden Eingriffen hat der Verur-
sacher auch vorübergehende Beeinträchtigungen
von Natur und Landschaft durch Maßnahmen des
Naturschutzes und der Landschaftspflege zu min-
dern. Können die Maßnahmen nach Beendigung des
Eingriffs erhalten werden, sind sie auf die Kompen-
sation anzurechnen. 

(3) Bei der Auswahl und Durchführung von Kom-
pensationsmaßnahmen sind solche vorrangig, die

a) auf die Renaturierung nicht mehr benötigter
versiegelter Flächen gerichtet sind oder diese
Flächen der natürlichen Entwicklung überlassen
sowie bei Neuversiegelungen eine Entsiegelung
an anderer Stelle in dem betroffenen Raum
bewirken,

b) bei einer Beeinträchtigung von Waldfunktionen
in waldreichen Gebieten eine Waldvermehrung
in waldarmen Regionen oder ortsnah einen Um-
bau von Waldbeständen in einen naturnäheren
Zustand vorsehen oder ortsnah andere Biotope
im Rahmen des Biotopverbundes entwickeln,

c) zugleich auch der Durchführung von Maßnah-
men zur Erfüllung der Verpflichtungen nach der
Richtlinie 2000/60/EG des Europäischen Parla-
ments und des Rates vom 23. Oktober 2000 zur
Schaffung eines Ordnungsrahmens für Maßnah-
men der Gemeinschaft im Bereich der Wasserpo-
litik dienen.

(4) Der Eingriff darf nicht zugelassen oder durchge-
führt werden, wenn die Beeinträchtigungen nicht

zu vermeiden oder nicht in angemessener Frist aus-
zugleichen oder in sonstiger Weise zu kompensieren
sind und die Belange des Naturschutzes und der
Landschaftspflege bei der Abwägung aller Anfor-
derungen an Natur und Landschaft anderen Belan-
gen im Range vorgehen. Werden als Folge des Ein-
griffs Biotope zerstört, die für dort wild lebende
Tiere und wild wachsende Pflanzen der streng
geschützten Arten nicht ersetzbar sind, ist der Ein-
griff nur zulässig, wenn er aus zwingenden Grün-
den des überwiegenden öffentlichen Interesses
gerechtfertigt ist.

(5) Soweit andere Rechtsvorschriften Maßnahmen
im Sinne der Absätze 2 bis 4 vorsehen, bleiben sie
mit der Maßgabe unberührt, dass weitergehende
Verpflichtungen oder die Untersagung ausgespro-
chen werden können, wenn sie nach diesem Gesetz
möglich sind.

(6) Die nach § 6 Abs. 1 und 4 zuständigen Behörden
können von dem Verursacher eine Sicherheitsleis-
tung bis zur Höhe der für die Kompensationsmaß-
nahmen voraussichtlich entstehenden Kosten ver-
langen; für die Sicherheitsleistung gelten die Vor-
schriften des Bürgerlichen Gesetzbuchs sinngemäß
mit der Maßgabe, dass die Behörde die Form der
Sicherheitsleistung bestimmt. Die Flächen, für die
Kompensationsmaßnahmen festgesetzt worden
sind, können im Grundbuch durch Eintragung einer
beschränkten persönlichen Dienstbarkeit gesichert
werden. Die Flächen können auch durch Eintra-
gung einer Baulast oder vertraglich gesichert wer-
den, wenn dadurch eine der Eintragung einer
beschränkten persönlichen Dienstbarkeit vergleich-
bare Sicherung gewährleistet ist.

(7) Soweit nicht in dem Verwaltungsverfahren ge-
mäß § 6 Abs. 1 Satz 1 die Enteignung zugelassen
wird, finden zur Durchführung von Ersatzmaßnah-
men die §§ 7 Abs. 1, 40 und 41 entsprechende
Anwendung. Voraussetzung hierfür ist, dass der
Eigentümer oder sonstige Berechtigte des Grund-
stücks in dem Verfahren zur Festsetzung der
Ersatzmaßnahmen gemäß § 13 Verwaltungsverfah-
rensgesetz Nordrhein-Westfalen beteiligt worden
sind.“

8. § 5 erhält folgende Fassung:

„§ 5 
Ersatzgeld

(1) Ist der Eingriff weder ausgleichbar noch in sons-
tiger Weise kompensierbar und gehen die Belange
des Naturschutzes und der Landschaftspflege nicht
vor, so kann vom Verursacher ein Ersatzgeld ver-
langt werden. Das Ersatzgeld bemisst sich nach den
Gesamtkosten der unterbliebenen Ersatzmaß-
nahme. Bei erheblichen Beeinträchtigungen des
Landschaftsbilds bemisst sich die Ersatzzahlung
nach deren Umfang und Schwere. Das Ersatzgeld
ist an den Kreis oder die kreisfreie Stadt zu entrich-
ten. Das Ersatzgeld ist spätestens drei Jahre nach
der Entrichtung zweckgebunden für Maßnahmen
des Naturschutzes und der Landschaftspflege zu
verwenden. Das Ersatzgeld kann auch für die
Durchführung von Maßnahmen eines Landschafts-
plans verwendet werden. Kann das Ersatzgeld nicht
spätestens drei Jahre nach der Entrichtung an den
Kreis oder die kreisfreie Stadt zweckgebunden für
Maßnahmen des Naturschutzes und der Land-
schaftspflege verwendet werden, ist es an die zu-
ständige höhere Landschaftsbehörde weiter zu lei-
ten, welche die zweckentsprechende Verwendung
der Mittel veranlasst.

(2) Soweit das Ersatzgeld für einen Eingriff in
Waldflächen zu zahlen oder zur Aufforstung von
Flächen zu verwenden ist, wird es der unteren
Forstbehörde zur Verfügung gestellt. Die untere
Forstbehörde führt die Maßnahmen im Benehmen
mit der unteren Landschaftsbehörde durch.“
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9. Nach § 5 wird folgender § 5a eingefügt:

„§ 5a 
Anerkennung vorgezogener Kompensations-

maßnahmen

(1) Maßnahmen des Naturschutzes und der Land-
schaftspflege, die ohne rechtliche Verpflichtung be-
reits vor dem Beginn eines Eingriffs durchgeführt
werden sollen, können auf Antrag vor ihrer Durch-
führung von der unteren Landschaftsbehörde zur
Aufnahme in ein Ökokonto anerkannt werden,
wenn von ihnen dauerhaft günstige Wirkungen auf
die in § 4 Abs. 1 genannten Schutzgüter ausgehen
und sie dem Landschaftsrahmen- und Landschafts-
plan entsprechen. Sie können bei späteren Eingrif-
fen als Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen herange-
zogen werden.

(2) Das Ministerium für Umwelt und Naturschutz,
Landwirtschaft und Verbraucherschutz wird
ermächtigt, im Einvernehmen mit dem zuständigen
Ausschuss des Landtags durch Rechtsverordnung
Einzelheiten der Führung des Ökokontos, insbeson-
dere Verfahrenvorschriften zur methodischen
Bewertung von Kompensationsmaßnahmen und zur
Konzentration von für ein Ökokonto geeigneten
Flächen, zu bestimmen.“

10. § 6 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 wird die Angabe „§ 4 Abs. 4“ durch
die Angabe „§ 4a Abs. 2“ und die Angabe 
„§ 4 Abs. 5“ durch die Angabe „§ 4a Abs. 4“
ersetzt.

bb) In Satz 3 wird die Angabe „§ 4 Abs. 4 oder
§ 5 Abs. 1“ durch die Angabe „§ 4a Abs. 2“
und die Angabe „§ 5 Abs. 3“ durch die An-
gabe „§ 5 Abs. 1“ ersetzt.

b) In Absatz 3 wird die Angabe „§ 4 Abs. 4“ durch
die Angabe „§ 4a Abs. 2“, die Wörter „§ 4 Abs. 5
oder die Ersatzmaßnahme nach § 5 Abs. 1“
durch die Angabe „§ 4a Abs. 4“ und die Angabe
„§ 5 Abs. 3“ durch die Angabe „§ 5 Abs. 1“ er-
setzt.

c) In Absatz 4 wird die Angabe „§ 4 Abs. 4 und 5“
durch die Angabe „§ 4a Abs. 2 und 4“ ersetzt.

d) In Absatz 6 wird die Angabe „§ 4 Abs. 4 oder § 5
Abs. 1“ durch die Angabe „§ 4a Abs. 2“ und die
Angabe „§ 5 Abs. 3“ durch die Angabe „§ 5 Abs.
1“ ersetzt.

e) In Absatz 7 wird die Angabe „§ 4 Abs. 4 Satz 1,
Abs. 5“ durch die Angabe „§ 4a Abs. 2 und 4“
ersetzt.

f) Absatz 8 wird wie folgt geändert:

aa) Satz 2 erhält folgenden Wortlaut:

„Zu diesem Zweck haben die für die Festset-
zung zuständigen Behörden den Kreisen und
kreisfreien Städten als untere Landschafts-
behörde, bei denen das Verzeichnis geführt
wird, die Flächen sowie Art und Umfang der
darauf durchzuführenden Ausgleichs- und
Ersatzmaßnahmen und nachfolgend deren
Umsetzung mitzuteilen.“

bb) Satz 4 wird aufgehoben.

10a. In § 8 Abs. 1 Satz 1, Artikel I Nr. 9 § 5a Abs. 2, Arti-
kel I Nr. 11 § 11 Abs. 8, Artikel I Nr. 13 § 12 Abs. 2
Satz 1, § 13 Abs. 2, Artikel I Nr. 16 § 14 Abs. 2, § 27
Abs. 3, § 34 Abs. 5 Satz 2, § 42b, Artikel I Nr. 26
§ 43 Abs. 1, Artikel I Nr. 28, § 48 Abs. 1 Satz 2, § 48
Abs. 2 Satz 2, § 52 Satz 1, § 54 Abs. 3, § 57 Abs. 1
Satz 2, § 59 Abs. 3 Satz 1, Artikel I Nr. 32 § 62
Abs. 6, Artikel I Nr. 34 § 65 Abs. 1 Satz 1, § 72
Abs. 1 Satz 1 und § 84 werden die Wörter „Ministe-
rium für Umwelt und Naturschutz, Landwirtschaft
und Verbraucherschutz“ durch die Wörter „für den
Naturschutz zuständige Ministerium“ ersetzt. 

11. § 11 Abs. 4 Satz 1 erhält folgende Fassung:

„(4) Der Beirat besteht aus 16 Mitgliedern; er setzt
sich zusammen aus

– acht Vertretern/innen der nach § 12 anerkannten
Vereine, davon mindestens je zwei Vertre-
tern/innen des Bundes für Umwelt und Natur-
schutz Deutschland e.V. (BUND), des Natur-
schutzbundes Deutschland e.V. (NABU) und der
Landesgemeinschaft Naturschutz und Umwelt
Nordrhein-Westfalen e.V. (LNU), 

– zwei Vertretern/innen des regional zuständigen
Landwirtschaftsverbandes,

– einem/einer Vertreter/in des Waldbauernverban-
des,

– einem/einer gemeinsamen Vertreter/in des Lan-
desverbandes Gartenbau Rheinland e.V., des Lan-
desverbandes Gartenbau Westfalen-Lippe e.V.
und des Provinzialverbandes Rheinischer Obst-
und Gemüsebauer e.V.,

– einem/einer Vertreter/in des Landesjagdverban-
des Nordrhein-Westfalen e.V.,

– einem/einer Vertreter/in des Fischereiverbandes
Nordrhein-Westfalen e.V.,

– einem/einer Vertreter/in des LandesSportBundes
Nordrhein-Westfalen e.V. und

– einem/einer gemeinsamen Vertreter/in des Imker-
verbandes Rheinland e.V. und des Landesverban-
des Westfälischer und Lippischer Imker e.V.

auf Vorschlag der Verbände.“

12. Nach § 11 wird folgender § 11a eingefügt:

„§ 11a 
Biologische Stationen

(1) Biologische Stationen sind regionale Kooperati-
onsstellen des Naturschutzes, die sich insbesondere
der Betreuung von Schutzgebieten, der fachlichen
und praktischen Betreuung von Bewirtschaftern
und Flächen im Rahmen des Vertragsnaturschutzes
und der Umsetzung von Pflege- und Entwicklungs-
maßnahmen widmen.

(2) Die oberste Landschaftsbehörde erkennt Vereine
als Trägervereine auf Basis eines Fachkonzeptes an,
sofern diese die Voraussetzungen des Absatzes 1
erfüllen.“

13. § 12 erhält folgende Fassung:

„§ 12 
Anerkennung und Mitwirkung von Vereinen

(1) Die Anerkennung eines rechtsfähigen Vereines
wird auf Antrag erteilt. Sie ist zu erteilen, wenn der
Verein

1. nach seiner Satzung ideell und nicht nur vorü-
bergehend vorwiegend die Ziele des Naturschut-
zes und der Landschaftspflege fördert,

2. einen Tätigkeitsbereich hat, der sich auf das Ge-
biet des Landes erstreckt,

3. im Zeitpunkt der Anerkennung mindestens drei
Jahre besteht und in diesem Zeitraum im Sinne
der Nummer 1 tätig gewesen ist,

4. die Gewähr für eine sachgerechte Aufgabener-
füllung bietet; dabei sind Art und Umfang seiner
bisherigen Tätigkeit, der Mitgliederkreis sowie
die Leistungsfähigkeit des Vereines zu berück-
sichtigen,

5. wegen Verfolgung gemeinnütziger Zwecke nach
§ 5 Abs. 1 Nr. 9 des Körperschaftsteuergesetzes
von der Körperschaftsteuer befreit ist und

6. den Eintritt als Mitglied, das in der Mitglieder-
versammlung volles Stimmrecht hat, jeder Per-
son ermöglicht, die die Ziele des Vereins unter-
stützt. Bei Vereinen, deren Mitglieder aus-
schließlich juristische Personen sind, kann von
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der in Satz 1 genannten Voraussetzung abgese-
hen werden, sofern die Mehrzahl dieser juristi-
schen Personen diese Voraussetzung erfüllt.

In der Anerkennung ist der satzungsgemäße Aufga-
benbereich, für den die Anerkennung gilt, zu
bezeichnen.

(2) Die Anerkennung wird durch das Ministerium
für Umwelt und Naturschutz, Landwirtschaft und
Verbraucherschutz ausgesprochen. Die nach § 29
der bis zum 3. April 2002 geltenden Fassung des
Bundesnaturschutzgesetzes von der obersten Land-
schaftsbehörde anerkannten Verbände gelten als
nach dieser Vorschrift anerkannte Vereine.

(3) Einem vom Land anerkannten Verein ist Gele-
genheit zur Stellungnahme und zur Einsicht in die
bei der zuständigen Behörde vorhandenen Unterla-
gen, soweit diese für die Beurteilung der Auswir-
kungen auf Natur und Landschaft erforderlich
sind, zu geben

1. bei der Vorbereitung von Verordnungen, deren
Durchführung die Belange von Naturschutz und
Landschaftspflege wesentlich berührt,

2. bei der Vorbereitung von Verwaltungsvorschrif-
ten der obersten Landesbehörden, deren Erlass
die Belange des Naturschutzes und der Land-
schaftspflege wesentlich berührt,

3. vor der Erteilung von Genehmigungen und Er-
laubnissen

a) für Abgrabungen nach § 3 des Abgrabungs-
gesetzes, § 55 des Bundesberggesetzes und § 6
des Bundes-Immissionsschutzgesetzes, 

b) nach den §§ 58, 99 Abs. 1 und 113 des Lan-
deswassergesetzes, sofern das Vorhaben mit
Eingriffen in Natur und Landschaft verbun-
den ist,

c) für die Errichtung oder Änderung von Rohr-
leitungsanlagen für wassergefährdende Stoffe
nach § 19a in Verbindung mit § 34 des Was-
serhaushaltsgesetzes sowie nach § 18 des
Landeswassergesetzes,

soweit im Genehmigungsverfahren eine Um-
weltverträglichkeitsprüfung durchgeführt wer-
den muss,

d) nach den §§ 39 und 41 des Landesforstgeset-
zes in Fällen von mehr als drei Hektar,

e) nach § 31 Abs. 3 des Wasserhaushaltsgeset-
zes,

4. in Planfeststellungsverfahren, die von Landes-
behörden durchgeführt werden, soweit es sich
um Vorhaben handelt, die mit Eingriffen in Na-
tur und Landschaft verbunden sind,

5. vor der Erteilung von Erlaubnissen nach § 25,
von gehobenen Erlaubnissen nach § 25a oder
von Bewilligungen nach § 26 des Landeswasser-
gesetzes,

a) für das Entnehmen, Zu-Tage-Fördern und
Ableiten von Grundwasser sowie für dessen
Einleitung in Gewässer, sofern eine Menge
von 600.000 m3 pro Jahr überschritten wird,

b) für das Entnehmen und Ableiten von Wasser
aus oberirdischen Gewässern sowie für des-
sen Einleitung in Gewässer, sofern die Ent-
nahme oder die Einleitung 5 % des Durch-
flusses des Gewässers überschreitet,

c) für das Einleiten und Einbringen von Abwas-
ser aus Abwasserbehandlungsanlagen, für die
nach § 18c des Wasserhaushaltsgesetzes eine
Genehmigung erforderlich ist,

6. vor Befreiungen und Ausnahmen von Verboten
und Geboten zum Schutz von Naturschutzgebie-
ten, Nationalparken, Schutzgebieten im Rahmen
des § 48c Abs. 1, geschützten Landschaftsbe-
standteilen, Naturdenkmalen sowie von ge-
schützten Biotopen nach § 62, soweit die Besorg-
nis besteht, dass hiervon eine Beeinträchtigung
ausgehen kann,

7. bei der Vorbereitung von Programmen und Plä-
nen im Sinne der §§ 15, 15a und 16, 

8. bei der Vorbereitung von Plänen im Sinne des
§ 35 Satz 1 Nr. 2 des Bundesnaturschutzgesetzes,

9. bei der Vorbereitung von Programmen staatli-
cher und sonstiger öffentlicher Stellen zur Wie-
deransiedlung von Tieren und Pflanzen ver-
drängter wild lebender Arten in der freien Na-
tur.“

14. § 12a wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 werden die Wörter „Die nach den
Vorschriften des Bundesnaturschutzgesetzes
anerkannten Verbände“ durch die Wörter „Die
nach § 12 anerkannten Vereine“ ersetzt.

b) In Absatz 2 werden die Wörter „Verband“ und
„Verbänden“ durch die Wörter „Verein“ und
„Vereinen“ ersetzt.

c) In Absatz 3 wird das Wort „Verbände“ durch das
Wort „Vereine“ und die Angabe „§ 12“ wird
durch die Angabe „§ 12 Abs. 3“ ersetzt.

15. § 12b wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 werden die Wörter „Ein nach den
Vorschriften des Bundesnaturschutzgesetzes
anerkannter Verband“ durch die Wörter „Ein
nach § 12 anerkannter Verein“ ersetzt.

b) Absatz 2 erhält folgende Fassung:

„(2) Rechtsbehelfe nach Absatz 1 sind nur zuläs-
sig, wenn der Verein durch den Verwaltungsakt
in seinen satzungsmäßigen Aufgaben berührt
wird und

1. er von seinem Mitwirkungsrecht nach § 12
Abs. 3 Gebrauch gemacht hat und soweit er
die Klage auf Einwendungen stützt, die be-
reits Gegenstand seiner Stellungnahme im
Verwaltungsverfahren gewesen sind oder die
er in diesem Verfahren auf Grund der Unter-
lagen, die ihm zugänglich gemacht worden
sind, nicht hätte vorbringen können und

2. es sich um einen Verwaltungsakt gemäß § 12
Abs. 3 Nrn. 3 bis 6 handelt und

3. wenn der Erlass des Verwaltungsaktes nicht
auf Grund einer Entscheidung in einem ver-
waltungsgerichtlichen Streitverfahren erfolgt
ist.“

16. § 14 Abs. 1 erhält folgende Fassung:

„(1) Die Landesanstalt für Ökologie, Bodenordnung
und Forsten Nordrhein-Westfalen hat neben den ihr
durch dieses Gesetz und andere Rechtsvorschriften
zugewiesenen Aufgaben im Zusammenwirken mit
anderen für die Ermittlung von Grundlagen des
Naturhaushalts zuständigen Stellen des Landes

1. die wissenschaftlichen Grundlagen für die
Landschaftsplanung zu erarbeiten,

2. die gemäß § 19 geschützten Flächen und Land-
schaftsbestandteile zu erfassen und wissen-
schaftlich zu betreuen,

3. ein landesweites Kataster der nach § 23
geschützten Baumreihen und der nach § 47 Abs.
1 gesetzlich geschützten Alleen zu führen,

4. den Zustand des Naturhaushalts und seine Ver-
änderungen, die Folge solcher Veränderungen,
die Einwirkung auf den Naturhaushalt und die
Wirkungen von Umweltschutzmaßnahmen auf
den Zustand des Naturhaushalts zu ermitteln,
auszuwerten, zu bewerten und gemäß § 12 Abs. 3
Bundesnaturschutzgesetz mit den anderen Län-
dern und dem Bund abzustimmen und

5. die in der Landschaftspflege tätigen Dienst-
kräfte und ehrenamtlichen Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter zu schulen und fachlich zu be-
treuen.“
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17. In § 15a wird Absatz 3 wie folgt gefasst:

„(3) Die Landesanstalt für Ökologie, Bodenordnung
und Forsten Nordrhein-Westfalen erarbeitet in
Abstimmung mit der betroffenen Gemeinde oder
Stadt einen stadtökologischen Fachbeitrag für den
baulichen Innenbereich im Sinne des Baugesetz-
buchs. Der stadtökologische Fachbeitrag über-
nimmt gleichzeitig die Funktion eines gutachterli-
chen Landschaftsplans für den baulichen Innenbe-
reich im Sinne des Baugesetzbuchs. Von der Erar-
beitung des stadtökologischen Fachbeitrags kann in
Teilen von Gemeinden abgesehen werden, soweit
die vorherrschende Nutzung den Zielen und Grund-
sätzen des Naturschutzes und der Landschafts-
pflege entspricht und dies planungsrechtlich gesi-
chert ist. Die Landesanstalt für Ökologie, Boden-
ordnung und Forsten Nordrhein-Westfalen stellt
diesen Fachbeitrag den Städten und Gemeinden zur
Verfügung.“

18. § 18 wird wie folgt geändert:

a) Die Überschrift erhält folgende Fassung:

„§ 18 
Entwicklungsziele für die Landschaft, 

Biotopverbund“.

b) Absatz 1 erhält folgende Fassung:

„(1) Die Entwicklungsziele für die Landschaft
geben über das Schwergewicht der im Plange-
biet zu erfüllenden Aufgaben der Landschafts-
entwicklung Auskunft. Entwicklungsziel ist
auch der Aufbau des Biotopverbunds nach § 2b.
Als weitere Entwicklungsziele kommen insbe-
sondere in Betracht

1. die Erhaltung einer mit naturnahen Lebens-
räumen oder sonstigen natürlichen Land-
schaftselementen reich oder vielfältig ausge-
statteten Landschaft,

2. die Anreicherung einer Landschaft mit na-
turnahen Lebensräumen und mit gliedernden
und belebenden Elementen,

3. die Wiederherstellung einer in ihrem Wir-
kungsgefüge, ihrem Erscheinungsbild oder
ihrer Oberflächenstruktur geschädigten oder
stark vernachlässigten Landschaft,

4. der Ausbau der Landschaft für die Erholung.
Zur Erholung gehören auch natur- und land-
schaftsverträgliche sportliche Betätigungen
in der freien Natur,

5. die Ausstattung der Landschaft für Zwecke
des Immissionsschutzes und des Bodenschut-
zes oder zur Verbesserung des Klimas.“

19. § 20 wird wie folgt geändert:

a) In Satz 2 wird nach dem Wort „zur“ das Wort
„Entwicklung“ und ein Komma eingefügt.

b) Nach Satz 2 wird der folgende Satz 3 eingefügt:

„Die Schutzgebiete können in Zonen mit einem
dem jeweiligen Schutzzweck entsprechenden
abgestuften Schutz gegliedert werden; hierbei
kann auch die für den Schutz notwendige
Umgebung einbezogen werden.“

20. § 21 erhält folgende Fassung:

„§ 21 
Landschaftsschutzgebiete

Landschaftsschutzgebiete werden festgesetzt, so-
weit dies

a) zur Erhaltung, Entwicklung oder Wiederherstel-
lung der Leistungs- und Funktionsfähigkeit des
Naturhaushalts oder der Regenerationsfähigkeit
und nachhaltigen Nutzungsfähigkeit der Natur-
güter,

b) wegen der Vielfalt, Eigenart oder Schönheit des
Landschaftsbildes oder der besonderen kultur-
historischen Bedeutung der Landschaft oder

c) wegen ihrer besonderen Bedeutung für die Erho-
lung

erforderlich ist.“

21. In § 22 Satz 1 werden nach dem Wort „Natur“ die
Wörter „oder entsprechende Flächen bis fünf Hek-
tar“ eingefügt.

22. § 23 wird wie folgt geändert:

a) Satz 1 Buchstabe a wird wie folgt gefasst:

„a) zur Erhaltung, Entwicklung oder Wiederher-
stellung der Leistungs- und Funktionsfähigkeit
des Naturhaushalts,“.

b) In Satz 2 werden nach dem Wort „an“ die Wör-
ter „einseitigen Baumreihen,“ eingefügt.

23. § 29 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 3 Satz 1 erhält folgende Fassung:

„(3) Enthält ein Landschaftsplan Darstellungen
oder Festsetzungen mit Befristung in Bereichen
eines Flächennutzungsplans, für die dieser eine
bauliche Nutzung vorsieht, tritt der Land-
schaftsplan für diese Bereiche außer Kraft, so-
bald ein Bebauungsplan oder eine Satzung nach
§ 34 Abs. 4 Satz 1 Nr. 2 des Baugesetzbuches in
Kraft tritt.“

b) Absatz 4 erhält folgende Fassung:

„(4) Bei der Aufstellung, Änderung und Ergän-
zung eines Flächennutzungsplans im Geltungs-
bereich eines Landschaftsplans treten wider-
sprechende Darstellungen und Festsetzungen
des Landschaftsplans mit dem In-Kraft-Treten
des entsprechenden Bebauungsplans oder einer
Satzung nach § 34 Abs. 4 Satz 1 Nr. 2 des Bauge-
setzbuches außer Kraft, soweit der Träger der
Landschaftsplanung im Beteiligungsverfahren
diesem Flächennutzungsplan nicht widerspro-
chen hat. Für das Außer-Kraft-Treten gilt Ent-
sprechendes bei Satzungen nach § 34 Abs. 4 Satz
1 Nr. 3 des Baugesetzbuches, soweit der Träger
der Landschaftsplanung im Beteiligungsverfah-
ren nach § 34 Abs. 6 Satz 1 des Baugesetzbuches
nicht widersprochen hat.“

24. Nach § 36 wird der folgende neue § 36a eingefügt:

„§ 36a 
Gesetzliches Vorkaufsrecht des 

Trägers der Landschaftsplanung

Dem Träger der Landschaftsplanung steht im Gel-
tungsbereich eines Landschaftsplans für die Umset-
zung der im Landschaftsplan nach §§ 20, 22, 23 so-
wie 26 getroffenen Festsetzungen ein Vorkaufsrecht
beim Kauf von Grundstücken zu.“

25. In § 42a Abs. 1 Satz 8 werden die Wörter „die nach
§ 29 BNatSchG anerkannten Verbände“ durch die
Wörter „die nach § 12 anerkannten Vereine“ er-
setzt.

26. § 43 erhält folgende Fassung:

„§ 43 
Nationalparke

(1) Das Ministerium für Umwelt und Naturschutz,
Landwirtschaft und Verbraucherschutz kann nach
Anhörung des zuständigen Ausschusses des Land-
tags durch Rechtsverordnung einheitlich zu schüt-
zende Gebiete, die

1. großräumig und von besonderer Eigenart sind,

2. in einem überwiegenden Teil ihres Gebiets die
Voraussetzungen eines Naturschutzgebietes er-
füllen und
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3. sich in einem überwiegenden Teil ihres Gebiets in
einem vom Menschen nicht oder wenig beein-
flussten Zustand befinden oder geeignet sind,
sich in einen Zustand zu entwickeln oder in ei-
nen Zustand entwickelt zu werden, der einen
möglichst ungestörten Ablauf der Naturvorgänge
in ihrer natürlichen Dynamik gewährleistet

zu Nationalparken erklären. Die Erklärung ergeht
im Benehmen mit dem Bundesministerium für Um-
welt, Naturschutz und Reaktorsicherheit und dem
Bundesministerium für Verkehr, Bau- und Woh-
nungswesen. Die Rechtsverordnung soll Vorschriften
über die Verwaltung des Nationalparks und über die
erforderlichen Lenkungsmaßnahmen einschließlich
der Regelung des Wildbestands enthalten.

(2) Nationalparke haben zum Ziel, im überwiegen-
den Teil ihres Gebiets den möglichst ungestörten
Ablauf der Naturvorgänge in ihrer natürlichen
Dynamik zu gewährleisten. Soweit es der Schutz-
zweck erlaubt, sollen Nationalparke auch der wis-
senschaftlichen Natur- und Landschaftsbeobach-
tung, der naturkundlichen Bildung und dem Natur-
erlebnis der Bevölkerung dienen.

(3) Nationalparke sind unter Berücksichtigung ih-
res Schutzzwecks sowie der durch die Großräumig-
keit und Besiedlung gebotenen Ausnahmen wie
Naturschutzgebiete zu schützen.“

27. § 44 erhält folgende Fassung:

„§ 44 
Naturparke

(1) Naturparke sind einheitlich zu entwickelnde
und zu pflegende Gebiete, die

1. großräumig sind,

2. überwiegend Landschaftsschutzgebiete oder
Naturschutzgebiete sind,

3. sich wegen ihrer landschaftlichen Voraussetzun-
gen für die Erholung besonders eignen und in
denen ein nachhaltiger Tourismus angestrebt
wird,

4. nach den Erfordernissen der Raumordnung für
die Erholung vorgesehen sind,

5. der Erhaltung, Entwicklung oder Wiederherstel-
lung einer durch vielfältigen Nutzung geprägten
Landschaft und ihrer Arten- und Biotopvielfalt
dienen und in denen zu diesem Zweck eine dau-
erhaft umweltgerechte Landnutzung angestrebt
wird,

6. besonders dazu geeignet sind, eine nachhaltige
Regionalentwicklung zu fördern.

(2) Naturparke sollen entsprechend ihren in Absatz
1 beschriebenen Zwecken unter Beachtung der Zie-
le und Grundsätze des Naturschutzes und der
Landschaftspflege geplant, gegliedert, erschlossen
und weiterentwickelt werden. Außerdem ist ein
langfristiger Maßnahmenplan aufzustellen.

(3) Großräumige Gebiete, die die in Absatz 1 und 2
genannten Voraussetzungen erfüllen, werden von
der obersten Landschaftsbehörde im Einvernehmen
mit der Landesplanungsbehörde als Naturpark
anerkannt, sofern dies den in Landes- oder Gebiets-
entwicklungsplänen enthaltenen oder zu erwarten-
den Darstellungen entspricht und wenn für ihre
Betreuung ein geeigneter Träger besteht.“

27a. In § 47 Abs. 1 Satz 1 werden nach dem Wort „Wall-
hecken“ ein Komma und die Wörter „Alleen und
Streuobstwiesen“ eingefügt.

28. § 48 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 erhält folgende Fassung:

„(1) Naturschutzgebiete, Landschaftsschutzge-
biete, Naturdenkmale, geschützte Landschafts-
bestandteile und geschützte Biotope sind in Ver-

zeichnisse einzutragen, die bei der unteren
Landschaftsbehörde geführt werden. Die Einzel-
heiten regelt das Ministerium für Umwelt und
Naturschutz, Landwirtschaft und Verbraucher-
schutz durch Rechtsverordnung. Die Verzeich-
nisse sind für jede Person zur Einsicht bereitzu-
halten und der Landesanstalt für Ökologie,
Bodenordnung und Forsten Nordrhein-Westfa-
len zu deren Aufgabenerfüllung nach § 14 Abs. 1
Nr. 2 zur Verfügung zu stellen.“

b) In Absatz 2 werden nach dem Wort „werden“ ein
Komma und die Wörter „soweit es der Schutz-
zweck erfordert“ eingefügt.

29. In § 48a wird die Angabe „§§ 19a bis f“ durch die
Angabe „§§ 32 bis 38“ ersetzt.

30. § 48e wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 Satz 1 wird die Angabe „§ 19e“
durch die Angabe „§ 36“ ersetzt.

b) In Absatz 2 wird die Angabe „§§ 8a und 9 des
Bundesnaturschutzgesetzes“ durch die Angabe
„§§ 20 Abs. 3 und 21 des Bundesnaturschutzge-
setzes“ ersetzt.

30a. In § 50 Abs. 1 wird folgender Satz 2 angefügt:

„Dies gilt sinngemäß für das Kutschfahren auf pri-
vaten Wegen und Straßen, die nach der Straßenver-
kehrsordnung nur für den landwirtschaftlichen
Verkehr freigegeben sind.“

31. § 61 Abs. 3 erhält folgende Fassung:

„(3) Tiere und Pflanzen gebietsfremder Arten dür-
fen nur mit Genehmigung der höheren Land-
schaftsbehörde ausgesetzt oder in der freien Natur
angesiedelt werden. Bei der Genehmigung sind die
Vorschriften des Artikels 22 der Richtlinie
92/43/EWG, des Artikels 11 der Richtlinie
79/409/EWG sowie des Artikels 8 Buchstabe h) des
Übereinkommens über die biologische Vielfalt vom
5. Juni 1992 (BGBl. II 1993 S. 1471) zu beachten.
Ausgenommen von der Genehmigungspflicht sind

1. der Anbau von Pflanzen in der Land- und Forst-
wirtschaft,

2. das Einsetzen von Tieren

a) nicht gebietsfremder Arten,

b) gebietsfremder Arten, sofern das Einsetzen
einer pflanzenschutzrechtlichen Genehmi-
gung bedarf, bei der die Belange des Arten-
schutzes berücksichtigt sind,

zum Zwecke des biologischen Pflanzenschutzes,

3. das Ansiedeln von dem Jagd- oder Fischerei-
recht unterliegenden Tieren nicht gebietsfremder
Arten.

Die Genehmigung ist zu versagen, wenn die Gefahr
einer Verfälschung der Tier- oder Pflanzenwelt der
Mitgliedstaaten oder eine Gefährdung des Bestan-
des oder der Verbreitung wild lebender Tier- oder
Pflanzenarten der Mitgliedstaaten oder von Popula-
tionen solcher Arten nicht auszuschließen ist. So-
weit es aus Gründen des Artenschutzes erforderlich
ist, kann die höhere Landschaftsbehörde anordnen,
dass ungenehmigt angesiedelte oder unbeabsichtigt
in die freie Natur entkommende Tiere und Pflanzen,
die eine Gefahr für den Bestand oder die Verbrei-
tung wild lebender europäischer Tier- und Pflan-
zenarten darstellen, beseitigt werden.“

32. § 62 erhält folgende Fassung:

„§ 62 
Gesetzlich geschützte Biotope

(1) Maßnahmen, die zu einer erheblichen oder nach-
haltigen Beeinträchtigung oder zu einer Zerstörung
folgender Biotope führen können, sind verboten:
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1. Natürliche oder naturnahe unverbaute Bereiche
fließender und stehender Binnengewässer ein-
schließlich ihrer Ufer und der dazugehörigen
uferbegleitenden natürlichen oder naturnahen
Vegetation sowie ihrer natürlichen oder natur-
nahen Verlandungsbereiche, Altarme und regel-
mäßig überschwemmten Bereiche,

2. Moore, Sümpfe, Röhrichte, Riede, Nass- und
Feuchtgrünland, Quellbereiche, Binnenlandsalz-
stellen,

3. offene und halboffene Binnendünen, natürliche
Felsbildungen, natürliche und naturnahe Block-
schutt- und Geröllhalden, Lehm- und Löss-
wände, Höhlen und Stollen, Zwergstrauch-,
Ginster- und Wacholderheiden, Borstgrasrasen,
artenreiche Magerwiesen und -weiden, Trocken-
und Halbtrockenrasen, natürliche Schwerme-
tallfluren, Wälder und Gebüsche trockenwarmer
Standorte,

4. Bruch-, Sumpf- und Auwälder, Schluchtwälder,
Block- und Hangschuttwälder.

(2) Die untere Landschaftsbehörde kann im Einzel-
fall Ausnahmen von den Verboten nach Absatz 1
zulassen, wenn die Maßnahmen aus überwiegenden
Gründen des Gemeinwohls erforderlich sind. Eine
Ausnahme kann auch zugelassen werden, wenn
während der Laufzeit vertraglicher Vereinbarungen
oder der Teilnahme an öffentlichen Programmen
zur Bewirtschaftungsbeschränkung ein Biotop im
Sinne des Absatzes 1 entstanden ist. Werden Aus-
nahmen für Maßnahmen zugelassen, die aus über-
wiegenden Gründen des Gemeinwohls notwendig
sind, verpflichtet die untere Landschaftsbehörde
den Verursacher der Maßnahme zu Kompensations-
maßnahmen oder zur Zahlung eines Ersatzgeldes;
hierfür sind § 4a Abs. 2 und § 5 Abs. 1 anzuwenden. 

(3) Die Landesanstalt für Ökologie, Bodenordnung
und Forsten Nordrhein-Westfalen erfasst die
geschützten Biotope nach Absatz 1 in der Biotop-
kartierung und grenzt sie in Karten eindeutig ab.
Die untere Landschaftsbehörde unterrichtet die
Eigentümerinnen und Eigentümer und die nach §
12 anerkannten Vereine zeitnah in geeigneter Form
von dem Abgrenzungsvorschlag und gibt ihnen
Gelegenheit zur Stellungnahme. Danach legt die
Landesanstalt für Ökologie, Bodenordnung und
Forsten Nordrhein-Westfalen im Einvernehmen mit
der unteren Landschaftsbehörde die endgültige
Abgrenzung des Biotops fest. Ist kein Einverneh-
men zu erzielen, entscheidet die oberste Land-
schaftsbehörde. Die geschützten Biotope sind nach-
richtlich in den Landschaftsplan sowie in die ord-
nungsbehördliche Verordnung gemäß § 42a zu über-
nehmen.

(4) Die Karten nach Absatz 3 sind bei der unteren
Landschaftsbehörde zur Einsicht jeder Person be-
reit zu halten und den Gemeinden für deren Gebiet
zur Verfügung zu stellen. Die untere Landschafts-
behörde teilt Eigentümerinnen und Eigentümern
oder sonstigen Nutzungsberechtigten auf Anfrage
mit, ob sich auf ihrem Grundstück ein geschützter
Biotop befindet oder ob eine bestimmte Maßnahme
verboten ist.

(5) Die in § 4 Abs. 3 Nr. 7 aufgeführten Flächen
bleiben von den Verboten nach Absatz 1 unberührt.

(6) Das Ministerium für Umwelt und Naturschutz,
Landwirtschaft und Verbraucherschutz wird er-
mächtigt, im Einvernehmen mit dem zuständigen
Ausschuss des Landtags durch Rechtsverordnung
die in Absatz 1 genannten Biotope insbesondere all-
gemein zu beschreiben, Ausschlussmerkmale dafür
festzulegen, die typischen Pflanzengesellschaften
und -arten näher zu benennen und, soweit erforder-
lich, Mindestgrößen für einzelne Biotoptypen fest-
zulegen sowie die in den Absätzen 2 bis 4 genann-
ten Verfahrens- und Regelungsinhalte zu konkreti-
sieren.“

33. In § 63 Abs. 1 wird die Angabe „§ 20 Abs. 1“ durch
die Angabe „§ 39 Abs. 1“ ersetzt.

34. § 65 Abs. 1 Satz 1 erhält folgende Fassung:

„Das Ministerium für Umwelt und Naturschutz,
Landwirtschaft und Verbraucherschutz kann nach
Anhörung des zuständigen Ausschusses des Land-
tags durch Rechtsverordnung die Zulässigkeit, die
Voraussetzung, die Durchführung und sonstige Ein-
zelheiten der Kennzeichnung von Tieren zu wissen-
schaftlichen Zwecken regeln.“

35. In § 69 wird folgender Absatz 1a eingefügt:

„(1a) Abweichend von Absatz 1 sind Befreiungen
aus überwiegenden Gründen des Gemeinwohls bei
als geschützten Landschaftsbestandteilen nach § 23
festgesetzten einseitigen Baumreihen und bei
gesetzlich geschützten Alleen nach § 47 Abs. 1 an
Verkehrsflächen nur zulässig, wenn sie aus zwin-
genden Gründen der Verkehrssicherheit erforder-
lich sind und keine anderen Maßnahmen zur Erhö-
hung der Verkehrssicherheit erfolgreich durchge-
führt werden konnten.“

36. § 76 wird wie folgt geändert:

a) Die Überschrift erhält folgenden Wortlaut:

„§ 76 
Übergangsvorschrift für die Mitwirkung 

und das Klagerecht von Verbänden 
sowie für Beiräte“

b) Nach Absatz 2 wird folgender neuer Absatz 3
angefügt:

„(3) Die bei In-Kraft-Treten dieses Gesetz beste-
henden Beiräte üben ihre Tätigkeit bis zum Ablauf
der bei ihrer Wahl oder Berufung vorgesehenen
Amtsdauer aus. Die sich aus § 11 Abs. 4 in der Fas-
sung dieses Gesetzes ergebende Verpflichtung zur
Ergänzung der Mitglieder des Beirats ist bis zum 
26. November 2005 zu erfüllen.“
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Artikel II
Änderung des Landesforstgesetzes

Das Landesforstgesetz für das Land Nordrhein-West-
falen (Landesforstgesetz – LFoG) in der Fassung der
Bekanntmachung vom 24. April 1980 (GV. NRW. S. 546),
zuletzt geändert durch Gesetz vom 5. April 2005 (GV.
NRW. S. 274), wird wie folgt geändert:

§ 43 Abs. 1 wird wie folgt geändert:

Nach den Wörtern „vorgesehen ist“ wird der Halbsatz
„oder für Waldflächen, die im Rahmen von § 4 Abs. 3
Nr. 7 des Landschaftsgesetzes auf Zeit entstanden sind“
angefügt.

791

Artikel III
Verordnung über die Zuständigkeit nach 

§ 29 des Bundesnaturschutzgesetzes

Die Verordnung über die Zuständigkeit nach § 29 des
Bundesnaturschutzgesetzes vom 28. Juni 1977 (GV. NRW.
S. 280) wird aufgehoben.

(Aufgehoben durch Nr. 119 der Verordnung zur Auf-
hebung der im Rahmen des Zweiten Gesetzes zur Be-
fristung des Landesrechts Nordrhein-Westfalen als
obsolet erkannten Verordnungen vom 24. März 2005
[GV. NRW. S. 364])

791

Artikel IV
Verordnung über die Bestimmung der zuständigen 
Behörde für die Führung eines Verzeichnisses über 

Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen

Die Verordnung über die Bestimmung der zuständigen
Behörde für die Führung eines Verzeichnisses über Aus-
gleichs- und Ersatzmaßnahmen vom 23. März 2001 (GV.
NRW. S. 189), geändert durch Gesetz vom 5. April 2005
(GV. NRW. S. 351), wird aufgehoben.
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Artikel V
Änderung der Verordnung zur 

Durchführung des Landschaftsgesetzes

Die Verordnung zur Durchführung des Landschafts-
gesetzes (DVO-LG) vom 22. Oktober 1986 (GV. NRW.
S. 683), zuletzt geändert durch Gesetz vom 5. April 2005
(GV. NRW. S. 274), wird wie folgt geändert:

1. In § 3 Abs. 2 Satz 1 werden die Wörter „mehr als“
durch das Wort „mindestens“ ersetzt.

2. In § 11 Abs. 2 erhält die Nr. 1 folgenden Wortlaut:

„1. die nach § 12 des Landschaftsgesetzes anerkann-
ten Vereine,“.

3. In § 12 erhält die Nr. 7 folgenden Wortlaut:

„7. die nach § 12 des Landschaftsgesetzes anerkann-
ten Vereine,“.

4. § 22 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 wird aufgehoben.

b) Die Absätze 2 bis 4 werden die neuen Absätze 1
bis 3.

5. Die Anlage 4 wird wie folgt ergänzt:

„Rothaarsteig (weißes Zeichen auf rotem Grund für
den Hauptweg, schwarzes Zeichen auf gelbem Grund
für die Zugangswege von Städten und Gemeinden
zum Rothaarsteig)

Jakobspilgerweg (stilisierte Jakobsmuschel, gelb auf
blauem Grund)

Rheinsteig (weißes Zeichen auf blauem Grund)“.

Artikel VI
Rückkehr zum einheitlichen Verordnungsrang

Die auf Artikel V beruhenden Teile der dort geänder-
ten Rechtsverordnung können auf Grund der jeweils ein-
schlägigen Ermächtigungen des Landschaftsgesetzes
durch Rechtsverordnung geändert werden. 

Artikel VII
Neubekanntmachung

Das Ministerium für Umwelt und Naturschutz, Land-
wirtschaft und Verbraucherschutz wird ermächtigt, das
Landschaftsgesetz für das Land Nordrhein-Westfalen
mit neuer Paragrafenfolge im Gesetz- und Verordnungs-
blatt für das Land Nordrhein-Westfalen neu bekannt zu
machen und Unstimmigkeiten des Wortlauts und der
Rechtschreibung zu beseitigen.

Artikel VIII
In-Kraft-Treten, Berichtspflicht

Das Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung in
Kraft. Die Landesregierung erstattet dem Landtag
innerhalb von fünf Jahren nach dem In-Kraft-Treten
dieses Gesetzes einen Bericht über die Auswirkungen
dieses Gesetzes.

Düsseldorf, den 3. Mai 2005

Die Landesregierung 
Nordrhein-Westfalen

(L. S.) Peer  S t e i n b r ü c k

Der Finanzminister

Jochen  D i e c k m a n n

Der Innenminister

Dr. Fritz  B e h r e n s

Der Minister 
für Wirtschaft und Arbeit

Harald  S c h a r t a u

Der Minister 
für Städtebau und Wohnen, 

Kultur und Sport

Dr. Michal  V e s p e r

Die Ministerin 
für Umwelt und Naturschutz, 

Landwirtschaft und Verbraucherschutz

Bärbel  H ö h n

Die Ministerin 
für Schule, Jugend und Kinder 

für 
den Minister 

für Verkehr, Energie und Landesplanung

Ute  S c h ä f e r

– GV. NRW. 2005 S. 522
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